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nl-konkret 7 
Ein Halbkontinent in Aufruhr: Lateinamerika. Es 
sind Kämpfe armer, unterdrückter Völker. 

Manche Volkserhebungen erlitten Rück- 
schläge. Anderswo konnten der Reaktion Nieder- 
lagen zugefügt werden. Eine der schwersten für 
sie in der Gegenwart ist Nikaragua. Im Sommer 
1979 verjagten guerrilleros den gorila Somoza 
aus dem Land. 

Dieser Sieg macht Mut. Trotz Terror und Ge- 
walt gelingt es der jahrzehntelang etablierten 
reaktionären Minderheit immer weniger, diese 
Bewegung aufzuhalten. Zwar rufen die Bewoh- 
ner des Halbkontinents kaum noch „green go“, 
so wie einst junge Mexikaner es taten, als 1846 
US-Soldaten in ihren grünen Uniformen ins Land 
eindrangen. 

Aus dem „green go“ entstand „gringo“. 

Es verdeutlicht jedoch oftmals heute noch die 
historisch bedingte Abneigung gegenüber den 
Nachbarn nördlich des Rio Grande und Rio Bravo 
del Norte. 
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Ein Mexikaner klagt an 


„Südlich eurer Grenze, meine Freunde in den Vereinigten Staa- 
ten, erstreckt sich ein Kontinent, der sich in voller revolutionärer 
Gärung befindet, ein Kontinent, der unermeßliche Reichtümer 
birgt und der dennoch in einem solchen Elend und einer solchen 
Trostlosigkeit lebt, wie ihr sie nie gekannt habt und euch kaum 
vorstellen könnt. Zweihundert Millionen Menschen leben in La- 
teinamerika. Davon arbeiten einhundertvierzig Millionen prak- 
tisch als Sklaven. Siebzig Millionen stehen außerhalb der Geld- 
wirtschaft. Hundert Millionen sind Analphabeten. Hundert Millio- 
nen werden von Seuchen heimgesucht. Hundertvierzig Millionen 
sind unterernährt." 

Lateinamerika in den sechziger Jahren. Schon damals politisch 
und sozial hochexplosiv. 

Darüber wollte Carlos Fuentes, ein bekannter mexikanischer 
Schriftsteller, im Frühjahr 1962 im US-amerikanischen Fernsehen 
sprechen. Er war eingeladen worden zu einer öffentlichen Diskus- 
sion mit Richard Goodwin, dem damaligen Verantwortlichen für 
Lateinamerika im US-amerikanischen Außenministerium. Doch 
die Botschaft der Vereinigten Staaten in Mexiko-Stadt verwei- 
gerte Carlos Fuentes das Einreisevisum. Die Diskussion kam nicht 
zustande, und auch keine Zeitung im nördlichen Nachbarland hat 
je die Rede des Mexikaners publiziert, in der er, wie in seinen Ro- 
manen, die Gesellschaft, in der er lebt, beschreibt; mehr noch, in 
der er die Sorgen und Probleme eines Halbkontinents beim Na- 
men nennt und das Verhalten der Vereinigten Staaten gegenüber 
ihren Nachbarn im Süden anklagt. 

Zugleich versucht er, für deren Leben Verständnis zu wecken. 
„Ihr müßt verstehen, daß die Bedrängnis, in der Lateinamerika 
lebt, begründet ist in dem Überdauern dieser Feudalstrukturen 
über vier Jahrhunderte des Elends und der Unbeweglichkeit hin- 
weg, während deren ihr eine volle industrielle Revolution durch- 
gemacht und eine liberale Demokratie eingeführt habt. Ihr müßt 
begreifen, daß es nur einen Ausweg für die Lateinamerikaner gibt 
- diese Strukturen mit einem Schlag zu zerstören... Heutzutage 
entspricht eine wirkliche Revolution in Lateinamerika einem Un- 
abhängigkeitskrieg. Das heißt bei Null beginnen und die Bedin- 
gungen schaffen, die dann wenigstens die Ausübung der Demo- 
kratie ermöglichen werden. Demokratie, müßt ihr wissen, ist 
nicht möglich bei leerem Magen, leerem Kopf, leeren Häusern." 


Die Gedanken von Carlos Fuentes erreichten die Masse der 
USA-Bürger nicht. Und dennoch findet sich sein Name in einem 
Dokument, das im diplomatischen Sprachgebrauch „den Grund- 
rahmen" für die Politik der Reaganregierung schafft, das heißt 
den Kurs ihrer Lateinamerikapolitik bestimmt. Ausgearbeitet 
wurde es im Mai 1980 vom „Komitee von Santa Fe". 

Rodney Arismendi, der Erste Sekretär der Kommunistischen 
Partei Uruguays, nannte es „eine Spezies von Hitlers ‚Mein 
Kampf"". Einer der Schlüsselsätze aus diesem Geheimdokument 
lautet: „Der Krieg und nicht der Frieden ist die Norm, die die in- 
ternationalen Angelegenheiten bestimmt." Ähnliche Töne hört 
man seither des Öfteren aus Washington. 

Für die ehemalige UNO-Botschafterin der Reaganadministra- 
tion Jeane Kirkpatrick zählt Mittelamerika für die USA „zur wich- 
tigsten Region der Welt". 

Präsident Reagan präzisierte dies in einer Rede im März 1983 
mit den Worten: „Geographische Nähe erklärt nicht einmal ent- 
fernt die strategische Bedeutung Mittelamerikas, das an die Kari- 
bik grenzt - unsere Lebensader zur Außenwelt. Zwei Drittel unse- 
res gesamten Außenhandels und unserer Ölversorgung werden 
über den Panamakanal und die Karibik abgewickelt. Bei einer eu- 
ropäischen Krise würde mindestens die Hälfte unserer Lieferun- 
gen für die NATO diese Seegebiete passieren." 

So sieht man es in Washington und richtet darauf seine Strate- 
gie aus. Und wie empfinden es die Betroffenen? „Die geopoliti- 
sche Lage, die Nähe zu den USA, stellte uns, die Völker Mittel- 
amerikas und der Karibik, bedauerlicherweise schnell, entspre- 
chend den nordamerikanischen Herrschaftsschemata, an die 
Grenzlinie ihrer strategischen und Sicherheitsinteressen, verur- 
teilte uns dazu, unter Aggressionen und Willkürherrschaft zu lei- 
den, unter dem nordamerikanischen Kapital. Unsere Natur als La- 
teinamerikaner, schlimmer noch, unser Hineinragen in die Karibik 
schien uns dazu zu verurteilen, Teil des ‚Meeres der USA' zu sein, 
Teil ihres ‚Jagdreviers', ihres ‚Hinterhofes', ihrer Einflußzone, ih- 
res ‚Lebensraumes', ihres ‚Mare nostrum", erklärte Bayardo 
Arce, stellvertretender Koordinator der Exekutivkommission der 
Nationalleitung der Sandinistischen Front der Nationalen Befrei- 
ung Nikaraguas (FSLN) im März 1981. 

Der Begründer der Strategie der nordamerikanischen See- 
macht, Alfred Mahan, dessen Ideen unter der Reaganära fröhli- 
che Urständ feiern, postulierte Anfang des Jahrhunderts, daß die 
USA die absolute Kontrolle über den Golf von Mexiko und das 
Meer der Antillen ausüben müßten, und bekräftigte, daß dies ein 
unverletzbarer Beschluß der Außenpolitik sein müsse. Ein Jahr- 
zehnt später lenkte der nordamerikanische Geopolitiker N. Spyk- 
man die Aufmerksamkeit auf den karibischen Raum, der von ihm 
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als „nordamerikanisches Mittelmeer" bezeichnet wurde. Daß dies 
nicht nur akademische Überlegungen geblieben sind, dafür gibt 
es in der Vergangenheit ausreichende Zeugnisse: so die 180 Inter- 
ventionen der Marinetruppen der USA zwischen 1800 und 1934, 
beschrieben von Hauptmann Harry Allanson Ellworth und veröf- 
fentlicht von der Abteilung Geschichte und Museen des Haupt- 
quartiers des Marinekorps in den Vereinigten Staaten. 

Und in der Tat, Traditionspflege wird groß geschrieben. Der 
Rückgriff auf die Geschichte, wie auch immer interpretiert, ist 
nicht zu übersehen. Auch das „Komitee von Santa Fe" tat dies, 
als es schrieb: „Die Monroedoktrin ist der historische Eckpfeiler 
für die Politik der Vereinigten Staaten gegenüber Lateinamerika." 


Monroes Doktrin 


Es war am 2. Dezember 1823, als der damalige Präsident der Ver- 
einigten Staaten, James Monroe, die nach ihm benannte Doktrin 
verkündete. Sie sollte die aggressiven europäischen Mächte war- 
nen: Hände weg von Amerika! „Amerika den Amerikanern!" Das 
war das Signal, das der US-Präsident setzte. Er formulierte wört- 
lich: „Die amerikanischen Kontinente können bei der freien und 
unabhängigen Stellung, die sie eingenommen und behauptet ha- 
ben, hinfort nicht mehr als Objekte künftiger Kolonisation seitens 
irgendeiner europäischen Macht angesehen werden." Und: „Um 
der Aufrichtigkeit und der freundschaftliichen Beziehungen wil- 
len, die zwischen den Vereinigten Staaten und jenen Mächten be- 
stehen, müssen wir daher erklären, daß wir jeden Versuch von 
deren Seite, ihr System auf irgendeinen Teil dieser Halbkugel 
auszudehnen, als eine Gefahr für unseren Frieden und unsere Si- 
cherheit erachten... Jedwede Einmischung in die Angelegenhei- 
ten von Regierungen, die ihre Unabhängigkeit erklärt und be- 
hauptet haben und deren Unabhängigkeit wir auf Grund ernster 
Erwägungen und gerechter Prinzipien anerkannt haben, eine sol- 
che Einmischung seitens einer beliebigen europäischen Macht, 
mit dem Ziel, diese Regierungen zu unterdrücken oder ihre Ge- 
schicke auf andere Weise zu lenken, können wir in keinem ande- 
ren Lichte sehen als in dem der Äußerung einer unfreundlichen 
Haltung gegenüber den Vereinigten Staaten." 

Was diesen wie eine „unfreundliche Haltung" erschien, hieß 
für die jungen Republiken in Lateinamerika willkommener Bei- 
stand. Ihnen drohte die Intervention von Kräften, die gern an die 
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Stelle der geschlagenen Kolonialmacht getreten wären. Rußland, 
Preußen und Österreich, die Länder der „Heiligen Allianz", dach- 
ten daran, militärisch zu intervenieren. Doch die heraufziehende 
Gefahr konnte gebannt werden. England, damals Beherrscher 
der Meere, hatte sich selbst für die von Spanien geräumten 
Plätze in diesem Teil der Welt zu interessieren begonnen. Und 
auch in den Vereinigten Staaten nahm das Interesse an den südli- 
chen Republiken zu. Sie stellten sich mit ihrer Proklamation vor 
die jungen, entkolonialisierten Gebiete, die sich zu Staaten her- 
auszukristallisieren begannen. Am Anfang durchaus hilfreich für 
die Länder, die die spanische Krone abgeworfen hatten. 

„England", so schreibt der amerikanische Gewerkschafter und 
Kommunist William Z. Foster in seinem „Abriß der politischen 
Geschichte beider Amerika", „schluckte die Monroedoktrin mit 
Schwierigkeiten, und für Metternich und dessen Gesellschaft in 
der ‚Heiligen Allianz' bedeutete sie einen schweren Schlag. Für 
die jungen Vereinigten Staaten aber war das ein Sieg. Auch für 
die lateinamerikanischen Länder war die Doktrin ein Vorteil, da 
sie ihnen ein gewisses Maß von Schutz gegenüber den verschie- 
denen Mächten bot, die sie verschlingen wollten." 


Der Knüppel des Gendarmen 


Daß sich hinter Monroes Überlegungen bereits mehr verbarg, 
nämlich das Streben, die Vorherrschaft der USA über ganz Ame- 
rika zu erreichen, zeigten die folgenden Jahre. Da riefen die Skla- 
venbesitzer in den Südstaaten danach, ganz Mexiko zu annektie- 
ren. Sie wollten Kuba in ihren Besitz bringen, Haiti beschlag- 
nahmen, Mittelamerika okkupieren und auch Brasilien einverlei- 
ben. Nur, der junge USA-Kapitalismus hatte vorerst genügend im 
eigenen Land zu tun. Um die gewaltigen Reichtümer vor der eige- 
nen Tür kümmerte man sich da wenig. Man konzentrierte sich 
darauf, die einheimischen Ressourcen zu erkunden. 

Aber nicht das allein erklärt, warum die Vereinigten Staaten 
der Monroedoktrin untreu wurden und nicht eingriffen, als es in 
Mitte- und Südamerika zur Intervention europäischer Mächte 
kam. Die Vision des fünften Präsidenten der USA war von vorn- 
herein widersprüchlich. 

Warum halfen die USA nicht, als ihre südlichen Nachbarn sie 
darum baten? 

Hilferufe, so der lateinamerikanische Historiker Luis Quinta- 
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nilla, kamen „von Kolumbien im Jahre 1824; von Venezuela, Peru 
und Ekuador 1846; von Nikaragua 1848; erneut von Nikaragua, 
dazu von Honduras und EI Salvador 1849; von Mexiko 1862; von 
Venezuela fünfmal (in den Jahren 1876, 1880, 1881, 1884 und 
1887); von der Dominikanischen Republik im Jahre 1905 und von 
Argentinien 1902 und 1903". Die USA reagierten nicht, als 1833 
Großbritannien die Malwinen (Falklandinseln) in Besitz nahmen. 
Sie unterstützten auch nicht die Opposition der mittelamerikani- 
schen Regierungen zu den britischen Kolonialgelüsten, die sich 
1835 auf Honduras erstreckten. Und wie sich die USA in jüngerer 
Zeit verhielten, als beispielsweise Großbritannien seine Armada 
gegen die von Argentinien beanspruchten Eilande vorschickte, 
auch das hat man in Lateinamerika noch nicht vergessen. Wa- 
shington leistete für den britischen NATO-Partner logistischen 
Beistand, obwohl, wäre es der von ihm vielzitierten Monroedok- 
trin gefolgt, es Partei für Argentinien hätte ergreifen müssen. 

So bleibt also: Die Monroedoktrin etikettiert von jeher den im- 
perialistischen Vorherrschaftsanspruch auf die Staaten Mittel- 
und Südamerikas; ein imperialistisches Streben, das unter der 
Regierung Ronald Reagans zugleich mehr und mehr von Militärs 
und weniger von Diplomaten umgesetzt wird. Eine Erscheinung, 
so schreibt der ehemalige Präsident der Dominikanischen Repu- 
blik, der bürgerliche Politiker Juan Bosch, die „wir als Verschie- 
bung der realen Macht in den Vereinigten Staaten bezeichnen 
können, von den Händen der Zivilmacht — der Bundesregierung — 
in die der Militärmacht - des Pentagons". Bosch nennt es „Penta- 
gonismus". „Eine Machtkonzentration, deren Rückgrat die militä- 
rische Organisation ist, aber er ist mehr als das. Im Pentagonis- 
mus spielen Finanziers, Industrielle, Geschäftsleute, Schriftstel- 
ler, Journalisten, Werbeagenturen, Politiker, Geistliche eine 
Rolle; der Pentagonismus ist eine Summe privilegierter Gruppen, 
die Creme der wirtschaftlich-gesellschaftlich-politischen Macht 
in den Vereinigten Staaten." 

Juan Bosch hat damit bereits in den sechziger Jahren eine Er- 
scheinung beschrieben, der marxistisch-leninistische Theoretiker 
die Bezeichnung „militärisch-industrieller Komplex" gaben. 
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Atlantischer Ozean 


— BBAHAMAS 


Karibisches Meer 


Pentagonismus in Aktion 


Die Heimat des ehemaligen Staatsoberhaupts der Dominikani- 
schen Republik fiel selbst dem Pentagonismus zum Opfer. Im 
April 1965 landeten Tausende Soldaten der 82. Luftlandedivision 
aus den USA auf der Antilleninsel und zerstampften sie unter ih- 
ren Stiefeln. 

Sie warfen eine Volksbewegung nieder, die demokratische Zu- 
stände schaffen wollte. Es war dies die letzte größere direkte mi- 
litärische Intervention der Vereinigten Staaten in Lateinamerika, 
bevor am 25. Oktober 1983 wiederum Soldaten der 82. Luftlande- 
division die Karibikinsel Grenada überfielen und sie lange okku- 
piert hielten. 

Dem Rundfunk des Landes war es am Abend des 11. Juli 1984 
die Spitzenmeldung wert: „Die Vereinigten Staaten zahlen dem 
Inselstaat eine erste Rate von 1,5 Millionen Dollar ‚Schadener- 
satz' für die im Oktober 1983 verursachten Beschädigungen. Wei- 
tere Schadenersatzforderungen werden in Washington geprüft." 

Wie nobel! Doch wie nahmen es die Bewohner Grenadas auf? 
Sie wußten es doch hoffentlich zu schätzen, besonders die Ar- 
beitslosen, im Sommer nach der Invasion betrug ihr Anteil an der 
Bevölkerung bereits mehr als ein Drittel. 

Und mußten nicht auch die Kranken und Hilfsbedürftigen vor 
Dankbarkeit zerfließen? 
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Unterricht auf gringo-Art 


Immerhin blieben ihnen nach der US-Invasion noch zwei Ärzte, 
ein Gynäkologe und ein Zahnarzt. Die Ärzte aus Kuba mußten ge- 
hen. 

Aber dafür bot Washington zum Ausgleich 1,5 Millionen Dollar 
an. - Man zeigte sich nicht kleinlich. Immerhin stellte man für die 
Wiederbelebung des Landes ein Zehntel der Dollarsumme zur 
Verfügung, die man für den Überfall auf die Insel ausgegeben 
hatte. Die Aufrechterhaltung der US-Präsenz kostet dem Weißen 
Haus einiges. 

350 kahlgeschorene Elitesoldaten aus den Vereinigten Staaten 
zogen in Grenadas einzige Nobelherberge „Holiday Inn" in Saint 
George!'s ein. 

Vor den Küsten kreuzten Schiffe der U. S. Navy. Armee-Hub- 
schrauber dröhnten über den Stränden. Jeeps der Militärpolizei 
patrouillierten durch die mit Bananenstauden und Brotfruchtbäu- 
men dicht bestandenen Täler. Was gelten dagegen die Ansprü- 
che des grenadischen Volkes. 

Weiß Gott, Mister Reagan hat sie vor dem Kommunismus ge- 
rettet! 

Was zählt da schon, daß es unter dem gestürzten Ministerprä- 
sidenten Maurice Bishop ein nicht nur für die Insel, sondern für 
die gesamte Karibik, mit Ausnahme Kubas, einzigartiges Gesund- 
heitswesen gab, daß die Schulbildung ein Niveau erreichte, das 
seinesgleichen in der Region suchte, daß die Arbeitslosigkeit un- 
ter Bishops Führung spürbar zurückging und daß die Insel seit 
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dem März 1979, seit dem Sturz der Gairydiktatur, in bisher nicht 
gekanntem Maße aufblühte. 

Die Inselbewohner werden das sicherlich nicht vergessen. 
Auch die Summe von 1,5 Millionen Dollar tilgt diese Erinnerun- 
gen nicht. 

Die Bankiers, Grundstücksspekulanten und „Entwicklungshel- 
fer", die den Export von Muskatnüssen und Bananen wieder an- 
kurbeln wollen und die sich nun anstelle von Ärzten und Lehrern 
auf der Insel ausbreiten, gehen indes unberührt von diesen Tatsa- 
chen ihren Geschäften nach. In Washington glaubt man offen- 
sichtlich an die Erpreßbarkeit und Käuflichkeit der Völker. Man 
hofft, mit einem Trinkgeld die Grenader zum Stillhalten zu veran- 
lassen. Weiß man aber in Washington, daß an jenem 25. Oktober 
1983 mit dem Überfall der Gls mehr kaputtging als die Häuser, 
Hospitäler und Schulen? Der Überraschungsangriff auf Grenada 
erfolgte ohne Kriegserklärung und ohne besondere Ermächtigung 
durch den Kongreß. Er wurde unter Verletzung der Charta der 
Vereinten Nationen und der Charta der Organisation Amerikani- 
scher Staaten (OAS) ausgeführt. Nicht zum erstenmal wurden 
die USA damit wortbrüchig gegenüber der von ihnen im Jahr 
1933 auf der Konferenz von Montevideo als erste Unterzeichneten 
Erklärung, daß kein Staat das Recht hat, sich in die inneren Ange- 
legenheiten anderer Staaten einzumischen. 

Die Intervention fand statt, ohne daß man zuvor den geringsten 
Versuch unternahm, herauszufinden, wie die Lage in Grenada 
wirklich sei und wohin das neue Regime steuere. Die USA führ- 
ten sie sogar entgegen dem Ratschlag so treuer Freunde Rea- 
gans wie Margret Thatcher. Die UNO-Resolution, die den Über- 
fall verurteilte, stieß im Sicherheitsrat auf keine andere Opposi- 
tion als die der Vereinigten Staaten. Der Angriff löste in ganz 
Lateinamerika Zorn und Unwillen aus. In vielen Städten des Kon- 
tinents kam es zu Protestdemonstrationen. 


Grenada im Visier 


Grenada, die Gewürzinsel, einst Teil des britischen Kolonialrei- 
ches, seit 1974 unabhängiger Staat, 344 Quadratkilometer groß, 
ein Ministaat mit 112 000 Einwohnern, befand sich schon lange 
im Visier der USA. Im September 1979 kündigte der damalige 
USA-Präsident Carter gleichsam als Antwort auf die revolutio- 
näre Entwicklung, die ein halbes Jahr zuvor in Grenada einge- 
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setzt hatte, die Bildung einer sogenannten schnellen Eingreif- 
truppe an, und sein Nachfolger im Weißen Haus ließ die umfang- 
reichsten Kriegsübungen in der Geschichte dieser Region anlau- 
fen. Unter dem Decknamen „Amber and the Amberines" probte 
man auf der zu Puerto Rico gehörenden Insel Vieques den Über- 
fall auf das Antilleneiland. 

Die Übungen gingen mit einer beispiellosen Propagandakam- 
pagne in den Zeitungen der USA einher. Im Juni 1981 erschienen 
in US-amerikanischen Zeitungen etwa 150 feindselige und diffa- 
mierende Artikel über Grenada. Zugleich nötigten die USA die 
grenadischen Nachbarn in der Karibik, wie Jamaika, Dominica, 
St. Lucia und Barbados, ihre Waffenarsenale mit Kriegsgeräten 
„Made in USA" aufzufrischen. Washington sorgte vor. Diese Kari- 
bikstaaten sollten an der Invasion teilnehmen. 

Die ideologische Diversion, die Washington betrieb, stellte ei- 
nen Flugplatzneubau, der für Grenada nahezu lebenswichtig war, 
in den Mittelpunkt. Denn schon lange galt der alte Flughafen als 
viel zu klein für ein Land, das nicht zuletzt vom Touristenstrom 
lebt. Die 1650 Meter lange Start- und Landebahn erlaubte nur 
kleinen Maschinen, den Flugplatz zu benutzen. Ihn zu erweitern, 
gestatteten die geographischen Verhältnisse in unmittelbarer 
Nachbarschaft nicht. Da sind die Berge, die einen nächtlichen 
Anflug unmöglich machen, hieß es in Pilotenkreisen. 

Einen anderen Flugplatz hatten bereits 1954 britische Wirt- 
schaftsexperten gefordert. 1969 lagen die ersten genaueren Plan- 
studien vor. Die Weltbank wurde hinzugezogen und begann sich 
für das Projekt zu interessieren. 1979 erklärte sie sich bereit, den 
Bau mitzufinanzieren. Doch Diktator Sir Eric Gairy zeigte kein 
sonderliches Interesse. Vielleicht befürchtete er, daß mit den vie- 
len ausländischen Besuchern auch Unruhe ins Land käme. Erst 
als ihn im März 1979 junge Revolutionäre verjagten, konnte das 
Projekt in Angriff genommen werden. Denn die Revolutionsregie- 
rung betrachtete den Bau zugleich auch als eine wesentliche Vor- 
aussetzung für den wirtschaftlichen Aufschwung. Darin war sie 
sich mit ehemaligen britischen Verwaltungsbeamten und Wirt- 
schaftsfachleuten des In- und Auslands einig. Die Kosten wurden 
auf über 70 Millionen Dollar veranschlagt. Eine Menge Geld für 
die Insel. Grenada wandte sich zunächst nach Washington, um 
dort Geld aufzutreiben. Doch in der US-Hauptstadt verweigerte 
man die Kredite. Kuba sprang ein und bot technische Hilfe an, 
Maschinen und Material. Havanna schickte schließlich auch Inge- 
nieure und Bauarbeiter. Libyen, Algerien, Irak, Syrien, die OPEC- 
Länder und die EG sorgten für die benötigten finanziellen Mittel. 
Im März 1984, zum fünften Jahrestag der Revolution, sollte der 
Flugplatz eingeweiht werden. Was wäre das für ein Tag im Leben 
dieser Inselrepublik geworden! Die fast 3600 Meter lange Roll- 
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bahn hätte die Landung und die Starts moderner großer Flug- 
zeuge erlaubt. Tag und Nacht. Bei jedem Wetter. Und die Wirt- 
schaft Grenadas hätte ihr Tor zur Außenwelt aufgestoßen. 

In Washington blieb es nicht verborgen, daß von diesem Flug- 
platz sehr viel abhing. Die Vorzüge der Revolution, die Grenada 
seit März 1979 erlebte, wären somit noch besser zum Vorschein 
gekommen. Und gerade dies wollten die USA nicht, daß Grenada 
für die anderen karibischen Staaten zum Vorbild würde. Und so 
erfand man bald die Legende, der Flugplatz wäre ein militäri- 
sches Objekt. Wohlweislich verschwieg die Washingtoner Propa- 
ganda, daß Grenadas Nachbarn vergleichbare und noch größere 
Flugplätze besaßen, die übrigens später von der Air Force für den 
Überfall auf Grenada eifrig genutzt wurden. In der USA-Metro- 
pole zeigte man auf Pressekonferenzen Luftaufnahmen von US- 
amerikanischen Spionageflugzeugen, die den angeblichen militä- 
rischen Charakter des Airports belegen sollten. Nur war den „Ent- 
hüllungen" von vornherein das Sensationelle genommen, denn 
Journalisten aus den Vereinigten Staaten wie auch andere hatten 
vor Ort bereits ebensolche gemacht. Sie waren ungehindert über 
die Baustelle gegangen und hatten danach Fotos — aus allernäch- 
ster Nähe aufgenommen - vorgelegt. Von militärischen Anlagen 
keine Spur. Davon hörte man dann auch nach dem Überfall in der 
offiziellen Washingtoner Propaganda nichts mehr. 

Unterdessen nutzt die US-Luftwaffe den Flugplatz. 

Wieder einmal bewiesen die USA, daß ihnen keine Lüge zu ge- 
ring galt, um ihre machtpolitischen Interessen zu stillen. So emp- 
finden es die Lateinamerikaner, die mit viel Aufmerksamkeit die 
Entwicklung in diesem Land verfolgten. Der Plan, aus der Karibik 
eine Zone des Friedens zu machen, so wie es die Revolutionsre- 
gierung von Maurice Bishop angeregt hatte, fand bei ihnen viel 
Beifall. Wenn es nach diesen Revolutionären gegangen wäre, 
dann gäbe es keine Atomwaffen mehr in der Karibik, auch keine 
fremden Militärbasen, keine Kriegsübungen und keine kolonialen 
Territorien. Alle Formen der Aggression sollten geächtet werden, 
einschließlich Söldnerinvasion, feindseliger Propaganda und poli- 
tischen und wirtschaftlichen Drucks. Man muß weit zurückden- 
ken, um herauszufinden, ob und wann es das schon einmal in ei- 
nem Land dieser Gegend gegeben hat, wo solche Ideen ausgin- 
gen und ausgehen. Man wird nur ein Land finden: Kuba. 

Die friedensfördernden Vorstellungen der grenadischen Revo- 
lutionäre fanden Zuspruch. Die karibische Gemeinschaft bildete 
eine ständige Arbeitsgruppe, die sich darum bemühte, diesem 
von Grenada vorgegebenen Ziel näherzukommen. Grenadas Au- 
ßenminister Unison Withman erklärte dazu im Februar 1983: 
„Mehr und mehr regionale Organisationen und Institutionen stel- 
len sich schrittweise hinter dieses Konzept. Das Bewußtsein der 
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Menschen unserer Region hat sich in dieser Frage geschärft. 
Mehr und mehr Menschen begreifen die Bedeutung dieses Vor- 
stoßes und stellen sich hinter ihn. Wenn wir eine Welt mit einem 
besseren Klima schaffen, werden wir unsere Ressourcen stärker 
für die Entwicklung einsetzen können. Und dafür treten wir ein. 
Es hat bis zum letzten Jahr Kräfte in unserer Region gegeben, die 
politischen Druck auf Grenada ausüben und es innerhalb der re- 
gionalen Integrationsbewegung isolieren wollten. Aber bei den 
letzten Konferenzen der Staatschefs der Region herrschte Über- 
einstimmung, daß wir Zusammenarbeiten und uns für die Integra- 
tion einsetzen müssen, basierend auf dem Grundsatz des gegen- 
seitigen Respekts und des ideologischen Pluralismus. Denn die 
Beziehungen zwischen den Staaten können nicht so beschaffen 
sein, daß einer dem anderen vorschreibt, was er in seinem Land 
zu tun und zu lassen hat. Immer mehr Länder schließen sich die- 
sem Grundsatz an und meinen es ernst damit. Die praktische Ko- 
operation in der Region nimmt zu. Und die Einsicht ist da, daß wir 
uns zusammenschließen müssen, wenn wir eine bessere Welt 
aufbauen und besonders für eine gerechtere Wirtschaftsordnung 
kämpfen wollen." 

Das waren neue Töne. Und sie versetzten die Washingtoner 
Regierungskreise in Unruhe: Sie befürchteten, daß von der Insel 
eine ähnliche Ausstrahlung auf die englischsprachige karibische 
Welt ausginge wie von Kuba auf die spanischsprechende Region. 
Die Neue JUWEL-Bewegung (NJM) stand für ein Programm, das 
nach dem Sturz des Gairyregimes eine Gruppe junger Patrioten 
der NJM zu verwirklichen begann und das revolutionäre Umge- 
staltungen im ökonomischen Bereich, Bildungs- und Gesund- 
heitswesen einleitete. 

Als Führer dieser Bewegung galten der Rechtsanwalt Maurice 
Bishop und der Wirtschaftswissenschaftler Bernard Coard. Die 
von ihnen und ihren Mitstreitern entworfene Zehnpunkteplatt- 
form aus dem Jahre 1974 sah vor: wirtschaftlicher Aufbau des 
Landes, grundlegende Reform und Ausbau der sozialen Einrich- 
tungen, Neuaufbau der demokratischen Strukturen. Auf einen 
Nenner gebracht, ging es ihnen darum, nicht nur schlechthin eine 
andere Gesellschaft aufzubauen, sondern vor allem eine, die den 
Anspruch auf Gerechtigkeit, und da besonders soziale, erfüllte. 
Am 25. Oktober 1983 kam dieses Programm mit dem Überfall von 
1990 U.S. Marines und 300 Soldaten und Polizisten aus 6 Karibik- 
staaten, die zu Hilfsdiensten genötigt wurden, vorerst zum Erlie- 
gen. Vergessen jedoch ist es nicht. 
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Imperiales Vorspiel 


Die Gefahr für die Staaten des Halbkontinents, deren Politik nicht 
den Vorstellungen der Administration in Washington entspricht, 
hat sich nach dem Überfall auf Grenada erhöht. Niemand in La- 
teinamerika bestreitet, daß unter der Ägide Reagans und seiner 
pentagonistischen Berater die Politik gegenüber den Nachbarn 
im Süden deutlich militaristische Züge trägt. 

Auch der Bericht einer Kommission, die der ehemalige Außen- 
minister Kissinger leitete, war davon nicht frei. Als diese Kommis- 
sion im Juli 1983 auftauchte, lagen das Weiße Haus und der Kon- 
greß in Fehde. Manchen der Abgeordneten überfielen Zweifel an- 
gesichts der Mittelamerikapolitik ihres Präsidenten. Erinnerungen 
an Vietnam wurden wach. Sie sind bis heute geblieben. 

Kissinger setzte auf mehr Kriegshilfe für die rissigen Diktaturen 
in El Salvador, Guatemala und Honduras. Somit folgte er den 
Vorstellungen seines Präsidenten, der denn auch voll des Lobes 
über den Bericht war und die „Gründlichkeit der Analyse und die 
Kreativität der Empfehlungen" pries. Der Präsident übersah dabei 
geflissentlich, daß selbst in dieser Kommission zwei Mitglieder 
gegen die militärische Gewaltpolitik auftraten; eine Politik, die in 
dem 132 Seiten langen Bericht so formuliert wurde: „Die Ver- 
handlungen können nur dann erfolgreich sein, wenn jene, die wir 
zu überzeugen suchen, klar begreifen, daß es Umstände gibt, un- 
ter denen die Anwendung von Gewalt für die USA und andere 
Länder als letzte Möglichkeit notwendig sein kann." Hier stand of- 
fensichtlich Expräsident Theodore Roosevelt Pate, der 1911 in sei- 
ner Rede an der Berkeley-Universität in Kalifornien unverhohlen 
die Drohung aussprach: „Jedes Land, dessen Volk sich wohl ver- 
hält, kann auf unsere herzliche Freundschaft rechnen. Wenn ein 
Staat beweist, daß er sich in sozialen und politischen Angelegen- 
heiten vernünftig und anständig zu verhalten weiß, wenn er Ord- 
nung hält und Schuldverpflichtungen zahlt, dann braucht er keine 
Einmischung von seiten der Vereinigten Staaten zu fürchten. 
Ständiges Unrecht aber und die Unfähigkeit der Regierung, die 
zu einer allgemeinen Lockerung der Bande der zivilisierten Ge- 
sellschaft führen, können in Amerika wie anderwärts schließlich 
die Intervention einer zivilisierten Nation notwendig machen; auf 
der westlichen Halbkugel können sich die Vereinigten Staaten 
aus Treue zur Monroedoktrin gezwungen sehen, in offenkundigen 
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Fällen von Vergehen oder Unfähigkeit der Regierung, wenn auch 
ungern, Gewalt im internationalen Maßstabe anzuwenden." 

Wieviel imperialistische Anmaßung! Und genau dort scheint 
die heutige Administration in Washington anzuknüpfen. 

Es ist gewiß kein Rückfall in eine wenig glorreiche Vergangen- 
heit, sondern dieses Verhalten entspricht ungebrochener impe- 
rialistischer Mentalität, die sich über die Entwicklung in vielen 
Staaten Mittel- und Südamerikas irritiert fühlt. Daß sie sich be- 
sonders aggressiv gegenüber Lateinamerika gibt, hat damit et- 
was zu tun, daß in diesem Teil der Welt der Befreiungskampf der 
Völker, die antiimperialistische Bewegung an Umfang und Inten- 
sität zugenommen haben und in der zweiten Hälfte der achtziger 
Jahre schneller und wuchtiger zum Ausbruch kommen als 
vielleicht in anderen Erdteilen, beispielsweise Gebieten des affri- 
kanischen und asiatischen Kontinents, mit denen Lateinamerika 
am ehesten verglichen wird. Dieses Aufbegehren ist ein objekti- 
ver Prozeß. Er hat soziale Wurzeln. 


Unruhiges Isthmanien 


Ein guatemaltekischer Politiker nannte diesen Landstrich zwi- 
schen Mexiko und Panama, dort, wo sich der amerikanische Kon- 
tinent zur Wespentaille verengt, Isthmanien. Gemeint ist Mittel- 
amerika. Fünf Republiken sind hier aus dem ehemaligen spani- 
schen Kolonialgebiet hervorgegangen: Kostarika, El Salvador, 
Honduras, Guatemala und Nikaragua. Für die Geographen gehö- 
ren zu dieser Region noch Belize und Panama. 

Sie alle einmal als ein Staat angesehen, so könnte dieser noch 
unter den ersten zehn des Kontinents liegen; genau genommen 
an neunter Stelle. Seine Einwohnerschaft betrüge fast 7 Prozent 
der gesamten Bevölkerung Lateinamerikas. 

Mittelamerika ist reich an natürlichen Ressourcen, die ausrei- 
chen würden, um die brennenden sozialen und wirtschaftlichen 
Probleme dieser Staaten binnen kürzester Zeit zu lösen. Spaniens 
ehemalige Kolonien blieben nach ihrer Loslösung von Madrid 
mehr oder weniger von inneren Kämpfen verschont. Die produ- 
zierten Lebensmittel reichten zum Eigenverbrauch aus. In Europa 
nahm man gern den Indigo-Farbstoff ab. Erst als ein deutscher 
Chemiker die Aniline und andere Farbstoffe entdeckte, versiegte 
dieser Handel, und es dauerte einige Jahrzehnte, bis man wieder 
als Exporteur landwirtschaftlicher Produkte für Europa interes- 
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sant wurde. Der Kaffee war es, der europäische Käufer anlockte. 
In den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts kam fast ein 
Sechstel der Weltkaffeeproduktion von hier. Mittelamerika war 
damit wieder an den weltwirtschaftlichen Kreislauf angeschlos- 
sen. Zum Kaffee kamen die Bananen, die mit Beginn dieses Jahr- 
hunderts zum zweitwichtigsten Ausfuhrgut aufrückten. Diese 
Frucht prägte auch die einheimische Transportstruktur. Schnell 
mußten nämlich die Bananen von den Plantagen zum Hafen ge- 
bracht werden. Zunächst kümmerten sich einheimische Finanz- 
gruppen um den Transport. Später gesellte sich ausländisches 
Kapital hinzu, das schließlich den gesamten Export bestimmte. 
Eine der größten ausländischen Gesellschaften, die fortan das 
Wirtschafts- und ergo auch das politische Leben in der Zone be- 
stimmte, war die United Fruit Company. Das Verkehrsnetz, die 
Energieversorgung und das Kommunikationswesen wurden bald 
von ihr beherrscht. Der Begriff der „Bananenrepubliken" tauchte 
auf, in denen, wie ein US-Diplomat lakonisch feststellte, ein Maul- 
esel mehr kostet als ein einheimischer Abgeordneter. Noch 
heute denken manche US-Diplomaten so. Sie stehen damit in der 
Tradition des William Walker. 


Ein Seeräuber betritt Land 


Strenge wurde ihm nachgesagt. Ehrgeiz. Von ihm ging Eiseskälte 
aus. Pfarrer wollte er werden. Medizin studierte er. In ein An- 
waltsbüro trat er schließlich ein. Er plädierte für die Aufrechter- 
haltung der Sklaverei. Seine Eroberungsgelüste stillte er in Nika- 
ragua, wo er mit seinesgleichen die Stadt Grenada okkupierte, 
sich zum Präsidenten Nikaraguas ausrufen ließ und Washington 
darum bat, ihm dieses Amt abzusegnen. Was ging in diesem 
Mann eigentlich vor? 

Er handelte wie seine Landsleute, die über Mexiko herfielen 
und diesem Staat ein Drittel seines Territoriums raubten. In den 
USA feierte man William Walker wie einen Nationalhelden. Der 
gemeinsame Kampf der Mittelamerikaner brachte ihn zu Fall. In 
Tegucigalpa wurde er am 12. September 1860 erschossen. 

Walker hatte indes eine Tradition eröffnet. Invasionen, Inter- 
ventionen, Bombardements, Zwänge und Erpressungen prägten 
sie. 1912 bekannte sich dazu der damalige Präsident der Vereinig- 
ten Staaten, William Taft: „Der Tag liegt nicht fern, an dem drei 
Sternenbanner an drei gleich weit entfernten Punkten die Aus- 
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dehnung unseres Territoriums anzeigen werden: eines am Nord- 
pol, das andere am Panamakanal und das dritte am Südpol. Es 
wird zur Tatsache werden, daß die ganze Hemisphäre uns gehört, 
wie sie uns auch, dank unserer rassischen Überlegenheit, mora- 
lisch schon jetzt gehört." 

Das umzusetzen oblag beispielsweise Kommandant Smedley 
Butler, der 1935 in seinen Erinnerungen schwelgte: „Ich habe 33 
Jahre und 4 Monate in aktivem Dienst als Mitglied der gewandte- 
sten Militärkraft dieser USA verbracht: des Marineinfanterie- 
korps. Ich habe in allen Rangstufen gedient, vom Unterleutnant 
bis zum Divisionsgeneral. Und im Verlaufe dieser ganzen Periode 
übte ich meistens die Funktion eines Gangsters erster Kategorie 
für die große Geschäftswelt, für Wallstreet und die Bankiers aus. 
Mit einem Wort, ich war ein Gangster des Kapitalismus. So habe 
ich zum Beispiel 1914 dabei geholfen, daß Mexiko und ganz be- 
sonders Tampico eine leichte Beute für die nordamerikanischen 
Erdölinteressen würde. Ich habe dabei geholfen, daß Haiti, Kuba 
und Nikaragua Plätze zum Kassieren der Renten der National City 
Bank und für das Bankhaus Brown Brothers wurden... 1916 habe 
ich im Namen der nordamerikanischen Zuckerrohrinteressen das 
Licht in die Dominikanische Republik getragen. 1903 habe ich da- 
bei geholfen, Honduras zum Besten der nordamerikanischen 
Obstgesellschaften zu ‚befrieden'." 

Was sich vielleicht ironisch ausnimmt, ist indes bitterer Ernst. 
Butler steht stellvertretend für viele gringos, die in Mittelamerika 
lukrative Geschäfte abwickeln wollten. Und wo sie es nicht selbst 
tun konnten, überließen sie es einheimischen Kreaturen, die für 
sich und für die anderen Profit rausschlugen. 

Einer der schlimmsten war Maximiliano Hernandez in EI Salva- 
dor, dem kleinsten Land Mittelamerikas. Seiner Meinung nach 
war es immer noch besser, einen Menschen zu töten als eine 
Ameise, „da die Seele des Menschen bei seinem Tode in einen 
anderen Körper übergeht, während die Ameise endgültig stirbt". 
1932 ließ er Tausende von Bauern töten. Diese Indios hatten sich 
gegen ihre Peiniger erhoben. 


Der Sturm von Izalco 


Rosarot leuchtet der Vulkan Izalco. Weil er den Schiffen vor der 
Küste EI Salvadors als Orientierung dient, nennen ihn die See- 
leute „Leuchtturm Mittelamerikas". Wie die Eruption dieses Vul- 
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kans brachen die Qual und die Wut aus den Bauern des Dorfes 
Izalco heraus. Man schrieb den 22. Januar 1932. 

Dieser friedfertige Menschenschlag war nicht wiederzuerken- 
nen. 

Mit ihren scharfen Macheten in der Hand stürmten sie die fin- 
cas (Plantagen) der Kaffeebarone, wütend tobte der Aufruhr in 
der Hochebene von Izalco; dort, wo die besten Kaffeeplantagen 
liegen. Tagelang dauerte der Aufstand. Dann kamen die Soldaten 
aus der entfernt liegenden Hauptstadt San Salvador. Ihre Ma- 
schinengewehre waren kilometerweit zu hören. Der ungleiche 
Kampf dauerte nicht lange an. Als das US-Kriegsschiff „Roche- 
ster" bei Acajutla vor Anker ging, dankte General Calderön dem 
Kapitän aus den USA, aber mit den „Bolschewiken" sei man 
schon selber fertig geworden. 

Einer, der an der Spitze der kämpfenden salvadorefos stand, 
hieß Agustin Farabundo Marti; selbst Sohn eines Bauern. Führer 
der Kommunistischen Partei, die zwei Jahre zuvor gegründet 
worden war. Farabundo Marti beteiligte sich nicht nur am Kampf 
seines Volkes, sondern auch an dem der Nachbarvölker. In Nika- 
ragua wehrten sich die Bauernschaft, die Manufakturarbeiter und 
die Intellektuellen gegen die ins Land eingefallenen US-amerika- 
nischen Soldaten. Agustin Farabundo Marti half als persönlicher 
Sekretär des nikaraguanischen Volkshelden Augusto C&sar San- 
dino, die Eindringlinge zurückzudrängen. Er avancierte zum Ober- 
sten der „Armee für die Verteidigung der Souveränität Nikara- 
guas". 

Dem Rachefeldzug, der dem Bauernaufstand vom Januar 1932 
folgte, fiel auch Agustin Farabundo Marti zum Opfer. Er wurde 
verhaftet. Am 1. Februar 1932 erschoß man ihn. 

Den „Befreiungsfeldzug" kommandierte Maximiliano Her- 
nändez Martinez, bekannt als EI Brujo (der Hexer). Er schien sie 
alle übertreffen zu wollen, die bislang in dieser Gegend herrsch- 
ten. Und diese waren in ihrem Machtwahn nicht gerade zimper- 
lich gewesen. 

Das Land erlebte seit Beginn der nationalen Selbständigkeit 
über fünfzig Staatsstreiche. Seit 1931 waren alle Präsidenten Mili- 
tärs, mit einer unbedeutenden Ausnahme. Die Kaste der Groß- 
grundbesitzer fand in ihnen Verbündete. Diese Allianz hält bis 
heute an. Erschüttert wurde sie selten. 

Da sah es im benachbarten Guatemala schon anders aus. 
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Ein Offizier aus Guatemala 


Mexiko stand am Anfang und am Ende seines Fluchtweges. In 
den Abendstunden des 26. Juni 1954 überquerte Jacobo Arbenz 
Guzmän die Sexta Avenida, die Magistrale der guatemalteki- 
schen Hauptstadt. Er lenkte seine Schritte zur mexikanischen 
Botschaft. Asyl suchend. Am 27. Januar 1971 starb er in Mexiko. 
Viele haben über ihn nachgegrübelt: War er ein Rebell in Uni- 
form? Ein Revolutionsromantiker? Etwa ein Kommunist, wie sie in 
den USA behaupteten? Wer war dieser Jacobo Arbenz Guzmän? 

Quezaltenango zählt zu den wenigen größeren Städten Guate- 
malas. Hier wurde Arbenz am 14. September 1913 geboren. 
Seine Eltern, eine Händlerfamilie aus Andelfingen in der Schweiz, 
waren zu Beginn dieses Jahrhunderts hierhergekommen. Sie ge- 
hörten bald zum Mittelstand, der sich vom feudalen Großgrund- 
besitz an seiner wirtschaftlichen Entwicklung gehindert sah. Wie 
viele Söhne aus diesem sozialen Milieu ging auch Arbenz zur „Es- 
cuela Polit&cnica" (technischen Hochschule), der höchsten militä- 
rischen Bildungsstätte dieser Art im größten Land Mittelameri- 
kas. 1935 avancierte er zum Unterleutnant. 

Bereits damals beschäftigte ihn die Rolle des Auslandskapitals, 
das gerade in seiner Heimat nahezu alles bestimmte. 

Die United Fruit Company, die Standard Oil und andere nord- 
amerikanische Gesellschaften erklärten Guatemala zu ihrem 
Jagdrevier. Sie sicherten sich „Würgeverträge", die sie zugleich 
von allen Steuern befreiten. Die erzielten Reingewinne waren da- 
her die höchsten, die es in der Welt überhaupt gab. Diesen aus- 
ländischen Unternehmen gehörte das gesamte Eisenbahnnetz, 
gleichzeitig kontrollierten sie alle übrigen Verkehrsmittel und 
Kraftwerke. Alle Zweige des Handels einschließlich des Außen- 
handels leiteten Agenten der United Fruit und der übrigen Gesell- 
schaften. Die United Fruit besaß außerdem den größeren Teil des 
angebauten und anbaufähigen Bodens des Landes. 

Es war die Zeit des Diktators Jorge Ubico, der sich gern als mit- 
telamerikanischer Napoleon apostrophierte.. Arbenz beschrieb 
Mitte der fünfziger Jahre, kurz nach seinem Sturz, das Verhältnis 
zwischen Guatemala unter Ubico und den USA mit den Worten: 
„Die Vereinigten Staaten übten auf die guatemaltekische Regie- 
rung Druck aus, sie solle ‚Hilfe und ‚Anleihen' von den USA an- 
nehmen. Die Konzerne wollten jedoch noch mehr. Sie wollten die 
Entwicklung der Industrie und des Außenhandels in Guatemala 
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verhindern. Die USA versuchten ferner, die Regierung von Guate- 
mala zur Unterschrift unter den berüchtigten ‚Militärpakt für ge- 
genseitigen Beistand' zu zwingen, wie ihnen dies mit anderen Re- 
gierungen lateinamerikanischer Länder bereits gelungen war." 

1944 fand Arbenz, damals Kommandeur in einem Kadetten- 
korps, den Weg zur demokratischen Bewegung, die sich in Gua- 
temala zu formieren begann und an deren Spitze Arbeiter aus 
dem Transportwesen, Bauern und Studenten standen. Zweifellos 
fühlten sie sich ermuntert von den Vorgängen in Europa. 

Dort war der Faschismus auf dem Rückzug. Das Beispiel der 
Sowjetunion und der anderen Völker der Antihitlerkoalition, der 
Widerstandskampf der Antifaschisten in aller Welt, schwächte 
auch das Herrschaftssystem solcher Tyrannen wie Ubico. Am 
1. Juni 1944 verschwand er von der politischen Szene. 

Monate später übernahm ein junger Hochschullehrer und 
Schriftsteller die Präsidentschaft: Juan Jose Arevalo. Jacobo Ar- 
benz wurde sein Verteidigungsminister. Am 15. März 1951 trat er 
selbst mit 37 Jahren an Arevalos Stelle. Unter seiner Führung ver- 
änderte sich vieles in Guatemala. Sein Sekretär beschrieb die 
Ziele Arbenzscher Politik so: ökonomische Unabhängigkeit, Inten- 
sivierung der kapitalistischen Entwicklung und Verbesserung der 
Lebensbedingungen des Volkes. Arbenz wollte die halbfeudalen 
Strukturen auf dem Lande ändern. Er bestimmte eine Agrarre- 
form. 400 000 Hektar Land verteilte seine Regierung an landarme 
und landlose Bauern. Nach der mexikanischen Revolution von 
1910 hatte es das nicht mehr auf dem Kontinent gegeben. Das 
Dekret 900, am 17. Juni 1952 verkündet, verschonte auch auslän- 
dische Großgrundbesitzer nicht. Und so „verlor" die United Fruit 
Company 91.125 Hektar brachliegenden Landes, wie sich ihre An- 
wälte beklagten. Die Agrarreform, die wichtigste sozialökonomi- 
sche Maßnahme der Arbenzregierung, machte selbst vor des Prä- 
sidenten Verwandtschaft nicht halt. 688 Hektar Land, das der Fa- 
milie Arbenz gehörte, wurden enteignet. Wenn auch eine solche 
Maßnahme für die konsequente Umsetzung des Dekrets 900 
spricht, so verfuhr die Politik der Arbenzführung insgesamt je- 
doch sehr zögernd mit der einheimischen Agrarkaste und dem 
Auslandskapital. 

Aber schon diese zaghafte Politik empfand man in den Chef- 
etagen der ausländischen Konzerne als Bedrohung. Eine von der 
United Fruit Company ausgehaltene Lobby drängte die damalige 
US-Regierung, auf die Politik in Guatemala Einfluß zu nehmen. 
Da wichtige Regierungsämter in Washington von Männern be- 
setzt waren, die Aktionäre des Fruchtkonzerns waren, zeigte das 
Drängen bald Ergebnisse. 
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Ein Diplomat der Konspiration 


Kurz vor Weihnachten 1953 traf er in der guatemaltekischen 
Hauptstadt ein. John E. Peurifoy, den neuernannten US-Bot- 
schafter, drängte die Zeit. Er suchte Jacobo Arbenz im Präsiden- 
tenpalast auf. Danach fiel die Entscheidung. Der Diplomat telefo- 
nierte nach Hause, nicht länger mit der Intervention zu warten. 
Und so überschritt am 17. Juni 1954 eine von der CIA hochgepäp- 
pelte Söldnertruppe unter dem Kommando des Obersten Castillo 
Armas die Grenze zu Guatemala. 

Dem Überfall vorausgegangen waren eine zügellose Hetze, di- 
plomatische Intrigen, Boykott und Subversion. Washington be- 
trieb den Sturz der Arbenzregierung mit allen Mitteln. Die Illu- 
sion, mit der man in der politischen Führungsschicht Guatemalas 
die Lage im und außerhalb des Landes beurteilte, erleichterte das 
Vorhaben. „Noch vier Tage vor dem Ende bezweifelten wir nicht, 
daß der Feind geschlagen war", meinte später Jacobo Arbenz 
selbst. Die Hoffnung, daß die „geordnete Armee mit über 5000 
Soldaten die angreifenden Kräfte in Schach gehalten hatte", zer- 
schlug sich schnell. Inzwischen begannen sich auch die reaktio- 
nären Elemente im Innern offen zu rühren. Sie hatte man nicht 
rechtzeitig entfernt. Die Arbeiter- und Bauernorganisationen be- 
merkten, daß sich die Offiziere weigerten, gemeinsam mit dem 
Volk zu kämpfen, geschweige denn Waffen an das Volk auszu- 
händigen. Die ganze Zersetzungsarbeit, die von den reaktionären 
Latifundistas zusammen mit dem US-Botschafter über Monate 
geleistet worden war, kam zum Tragen. Später sprach Arbenz 
nicht ohne Bitternis über seinen und seiner Leute Trugschluß. 

Am 26. Juni 1954, von 12.30 Uhr bis 15.15 Uhr, fand das Treffen 
zwischen US-Botschafter Peurifoy und dem qguatemaltekischen 
Obersten Enrique Diaz statt. Nur eine Dreiviertelstunde später be- 
gab sich eine kleine Gruppe mit Diaz zum Präsidenten. „Sie er- 
klärten mir", so schildert Arbenz diese Begegnung, „daß ich um 
16 Uhr die Macht an eine Militärclique abgeben müßte. Unmittel- 
bar darauf wurde das Regierungsgebäude von bewaffneten Offi- 
zieren überfallen. Ich besprach mit Diaz die Bedingungen meines 
Rücktritts. Jede Absicht, sich zu wehren, war unmöglich. Wir ka- 
men überein, die Macht an Diaz unter der Bedingung zu überge- 
ben, daß der Kampf gegen die Feinde des Volkes fortgesetzt 
wird. Der Termin wurde bis 21 Uhr verlängert, um mir das Verle- 
sen einer Abschiedsbotschaft an das Volk zu ermöglichen." 
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Arbenz' Rücktritt löste unter den kampfentschlossenen Arbei- 
tern und Bauern viel Verwirrung aus. Sie konnten diese überra- 
schende Kapitulation nicht deuten. 

In der US-amerikanischen Botschaft in Guatemala-Stadt nahm 
man indes an, Arbenz habe schon abgedankt. Und so bestellte 
man die ausländischen Journalisten für 16 Uhr zur Pressekonfe- 
renz. Botschafter Peurifoy verlas eine Erklärung. Zynisch be- 
merkte er: „Sehen Sie die weißen Haare? Die ließ mir die Regie- 
rung von Guatemala sprießen. Glücklicherweise ist alles vorbei. 
Nun werde ich ruhig schlafen." Wie überrascht war er, als er um 
21 Uhr eine Botschaft von Arbenz hörte, in der dieser das State 
Department der Aggression gegen das Volk und die Regierung 
dieses mittelamerikanischen Landes anklagte: „Unter dem Vor- 
wand eines Angriffes auf den ‚internationalen Kommunismus’ hat 
die United Fruit Company versucht, unser Land zu zerstören." 

Kurz darauf verließ der Präsident den Regierungspalast und be- 
gab sich zur mexikanischen Botschaft. 700 seiner Landsleute 
suchten in diesen Tagen Zuflucht in der diplomatischen Vertre- 
tung des mexikanischen Nachbarn. Monate mußte Arbenz abwar- 
ten, ehe er aus Guatemala ausreisen durfte. Im September traf er 
schließlich in Mexiko ein. Noch im selben Jahr reiste er nach Eu- 
ropa. Hier erläuterte er noch einmal das Anliegen seiner Regie- 
rungspolitik, „die Sehnsucht des Volkes zu verwirklichen". Als 1959 
in Kuba die Batistadiktatur gestürzt wurde, schöpfte auch Arbenz 
für sein Land neue Hoffnung. Er ging nach Kuba. Geschwächt, 
krank und frühzeitig gealtert, mußte er sich in ärztliche Behand- 
lung begeben. In Mexiko lebte seine Familie. Zu ihr zog er. Über 
seine Regierungszeit äußerte er sich rückblickend nur wenig. Und 
wenn, dann war ihm die Verbitterung anzumerken. Sie verstärkte 
sich, wenn er die Nachrichten aus der Heimat hörte. Angst und 
Schrecken regierten das Land. 

Der US-amerikanische Geheimdienst hatte seine guatemalteki- 
schen Söldner gut geschult. Arbenz starb am 27. Januar 1971. 
Auf recht mysteriöse Weise. Bis auf den heutigen Tag wollen die 
Gerüchte nicht verstummen, daß dabei der Geheimdienst Wa- 
shingtons seine Hände im Spiel gehabt hat. Durchaus denkbar, 
denn noch immer sehen die guatemaltekische Reaktion und ihre 
ausländischen Gönner ihre Gegner lieber tot als lebendig. Arbenz 
blieb ihnen verhaßt über den Tod hinaus, denn er galt als ein 
Mann, der die besten Traditionen des guatemaltekischen Volkes 
verkörperte. 

In Guatemala wurden die Uhren zurückgestellt. Anderswo 
schlug jedoch die letzte Stunde der Diktaturen. 
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Mittelamerika erwacht 


Der Sturz der Somozadiktatur in Nikaragua im Sommer 1979 ver- 
änderte schlagartig die politische Landschaft Mittelamerikas. 

Er gab auch dem Volkskampf im benachbarten EI Salvador Auf- 
trieb. Im kleinsten mittelamerikanischen Land haben sich die pa- 
triotischen Kräfte in der Nationalen Befreiungsfront „Farabundo 
Marti" (FMLN) zusammengefunden und bekämpfen energisch 
das von Washington ausgehaltene Regime. 1,5 Millionen Dollar 
tagtäglich kostet den Vereinigten Staaten die Aufrechterhaltung 
des Regimes in El Salvador. 

Somozas Ende hat zugleich auch in Guatemala neue Bewe- 
gung ausgelöst. Die zivile Opposition dieses Landes organisierte 
sich im „Guatemaltekischen Komitee der Patriotischen Einheit". 

Diese Vorgänge in Mittelamerika sind begleitet von Verände- 
rungen in der angrenzenden Karibik. In diesem Raum errangen in 
den vergangenen Jahren zehn ehemalige britische und holländi- 
sche Kolonien ihre staatliche Selbständigkeit. Am 21. September 
1981 schlug für Belize die Stunde der Befreiung, bislang letzte 
britische Kolonie auf dem amerikanischen Festland. Belize wurde 
zum 32. selbständigen Staat Lateinamerikas. 

24 Jahre nach dem Sieg des kubanischen Volkes setzt in der 
Region ein Prozeß tiefgreifender Veränderungen ein. Zweifellos 
hat Kuba den Völkern Mut gemacht. Trotz hysterischer Drohun- 
gen aus den USA, trotz Wirtschaftsblockade, militärischer Ag- 
gression und ständiger ideologischer Diversion bauen die Ku- 
baner ihre sozialistische Gesellschaft erfolgreich auf. Sie liefern 
damit Maßstäbe, wie grundsätzlich Fragen der gesellschaftlichen 
Entwicklung, des Kampfes um volle wirtschaftliche und politische 
Unabhängigkeit vom USA-Imperialismus, bei der Agrarreform, 
bei der Schaffung demokratischer Verhältnisse unter Teilnahme 
der Werktätigen am gesellschaftliichen und politischen Leben 
und bei der Erreichung sozialer Erfolge beantwortet werden kön- 
nen und müssen. 


27 


Fixpunkt Kuba 


Das Ereignis war, eine Woche später wohlgemerkt, dem US-ame- 
rikanischen Nachrichtenmagazin „Newsweek" eine Sechszeilen- 
meldung wert. Und der Bruder des damaligen Präsidenten Eisen- 
hower schien es gar verschlafen zu haben, denn er schwärmte 
bei seiner Rückkehr von einem Lateinamerikatrip: „Auf der westli- 
chen Halbkugel widmen sich unsere Nachbarn und wir begeistert 
der Aufgabe, eine Gemeinschaft zu vervollkommnen, die sich auf 
die gleichen Ziele und auf brüderliches Vertrauen gründet." Und 
er schlußfolgerte triumphierend: „Der Kommunismus hat in unse- 
rer Hemisphäre keine Chance." Die Nachricht erreichte ihn indes 
um Tage später. 

Was war geschehen? In den frühen Morgenstunden des 
26. Juli 1953 - zum Zeitpunkt, als man gerade dabei war, einen 
der fröhlichen Karnevals in Santiago de Cuba zu feiern - versuch- 
ten 120 miserabel ausgerüstete kubanische qguerrilleros, der älte- 
ste 52, der jüngste 17, die meisten zwischen 22 und 28 Jahre alt, 
in einem Handstreich die Moncada-Kaserne zu nehmen. Es sollte 
ein Signal zum allgemeinen Volksaufstand sein. Die 118 Männer 
und zwei Frauen unterlagen der Übermacht. Im September des- 
selben Jahres machte man ihnen den Prozeß. Damals hielt der 
Anführer dieser Gruppe, die den Sturm auf die Moncada-Kaserne 
gewagt hatte, eine Rede, die inzwischen genauso bekannt ist wie 
ihr Verfasser: Fidel Castro. „Unter Volk verstehen wir die 600.000 
arbeitslosen Kubaner, die ihr Brot ehrlich verdienen wollen, ohne 
auf der Suche nach einem Lebensunterhalt aus ihrem Vaterland 
auswandern zu müssen. Unter Volk verstehen wir die 400.000 In- 
dustriearbeiter und Tagelöhner, für deren Altersversorgung kein 
Geld vorhanden ist, denen die mühsam erkämpften Errungen- 
schaften wieder entrissen werden, deren Wohnungen die er- 
bärmlichsten Löcher in den Elendsvierteln sind..." Fidel Castro 
schloß seine Ansprache, die eine Zustandsschilderung der kuba- 
nischen Gesellschaft am Vorabend der Revolution gab, mit den 
klassischen Sätzen: „Verurteilen Sie mich, es ist einerlei, die Ge- 
schichte wird mich freisprechen!" 

Sie hat ihn freigesprochen. Mehr noch: Sie gab ihm recht. 

Die kubanische Revolution behauptete sich nicht nur schlecht- 
hin, sondern sie ist heute so etwas wie ein Fixpunkt der revolutio- 
nären, antiimperialistischen Bewegung eines ganzen Kontinents. 
Kubas jüngere Geschichte ist Teil der großen weltpolitischen Ver- 
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„PLAYA GIRON' - Hier erlitten die Imperialisten ihre erste Niederlage in 
Amerika." Plakat auf der Straße von der Schweinebucht nach Havanna. 


änderungen unserer Zeit. Sie gehört, wie es Fidel Castro einmal 
erklärte, zu dem Umbruch, der mit dem Jahre 1917 einsetzte. Die 
Idee des Kommunismus, die Milton Eisenhower für Lateiname- 
rika ignorierte, der reale Sozialismus lebt auf dem lateinamerika- 
nischen Subkontinent. Und nach langen Jahren erzwungener po- 
litischer Zurückhaltung suchen mehr und mehr bürgerliche Regie- 
rungen Lateinamerikas Kontakt zu Havanna. „Die kubanische Re- 
volution", so sagte mir ein Zeitungsverleger in Nikaragua, „hat 
uns zweierlei gelehrt: daß sich eine Revolution auch in unmittel- 
barer Nachbarschaft der aggressivsten imperialistischen Macht 
behaupten kann und welche Kraft der proletarische Internationa- 
lismus besitzt." Nicht zuletzt diese Erfahrungen und Erkenntnisse 
sind es, die den Nikaraguanern Zuversicht auch für ihren Kampf 
geben. Und Kuba hilft, eingedenk seiner eigenen jüngeren Ge- 
schichte, über die Fidel Castro sagte, daß ohne die Hilfe der So- 
wjetunion und ohne die Hilfe der anderen sozialistischen Bruder- 
länder die kubanische Revolution keine zehn Tage überlebt hätte. 
Daß sich der USA-Imperialismus mit seiner Einschätzung der 
kubanischen Ereignisse vertan hat, will manchem in den Vereinig- 
ten Staaten nur schwer in den Kopf. Man war sich allzu sicher, 
daß der wirtschaftliche Einfluß, den man vor 1959 hatte, den Lauf 
der Dinge auf ewig regulieren könnte. Und in der Tat: Die Positio- 
nen des Dollarkapitals schienen übermächtig zu sein. Es be- 
herrschte 47 Prozent der Zuckerproduktion, über 90 Prozent der 
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Stromerzeugung und des Telefonsystems, über 70 Prozent der 
Erdölverarbeitung, 100 Prozent der Nickelproduktion. Es kontrol- 
lierte den Außenhandel, die Luftfahrt, den See- und Landtrans- 
port. Ihm gehörten Hotels, Banken, Warenhäuser und viel Land, 2 
Millionen Hektar. Die US-Zuckergesellschaften zählten zu den 
größten Grundbesitzern. 

Und als Fidel Castro am 17. Mai 1959, nur viereinhalb Monate 
nach dem Sturz der Batistadiktatur, das erste Agrarreformgesetz 
unterschrieb, das 150.000 Familien neue Existenzbedingungen 
brachte, war der Konflikt vorprogrammiert. Kurz darauf kam es zu 
Auseinandersetzungen mit den nordamerikanischen Erdölgesell- 
schaften, die sich im Juli 1960 weigerten, sowjetisches Erdöl zu 
verarbeiten. Kuba antwortete mit der Nationalisierung dieser 
Konzerne. Einen Monat später erlitten 36 Zuckerfabriken, die US- 
Amerikanern gehörten, das gleiche Schicksal. Washington hatte 
es abgelehnt, die für jenes Jahr noch ausstehenden Zuckerliefe- 
rungen aus Kuba abzunehmen. Kuba sollte im „weißen Gold" er- 
sticken. Die Sowjetunion bot sich als Käufer an und nahm zum 
Weltmarktpreis 700.000 Tonnen Zucker ab. 

Die Politik der Blockade und Erpressung behielten indes die 
Vereinigten Staaten bei. Mehr noch: sie bauten sie aus, kombi- 
nierten sie mit militärischen Überfällen und Geheimdienstopera- 
tionen. 

„Wir alle kennen die gefährlichen Pläne, die der Imperialismus 
in den sechziger Jahren gegen uns ersonnen hatte: Wirtschafts- 
sabotage, Pflanzen- und Tierseuchen, Zuckerrohr-Entlaubungs- 
mittel, Beschießung von Wolken mit chemischen Substanzen, 
um die Regenfälle von unserem Land fernzuhalten, Verbreitung 
zuckerrohrvernichtender Bakterien und so weiter; ferner Atten- 
tate auf Führer der Revolution, Vergiftung von Zigarren, Pilzbefall 
in Textilien, um tödliche Krankheiten hervorzurufen, von der Ma- 
fia gedungene Söldner, mit Zielfernrohren versehene \Naffen, 
Giftgeschosse und so weiter, und so weiter. Das alles sind keine 
Dinge, die von uns erfunden wurden. Hier handelt es sich um Fak- 
ten, die der Senat der Vereinigten Staaten nicht leugnen konnte." 
Fidel Castros Schilderung verdeutlicht den Haß, der die Handlun- 
gen des nördlichen Nachbarn diktiert. 

Am 3. Januar 1961 brach Washington die diplomatischen Be- 
ziehungen zu Havanna ab. Vier Monate später, am 16. April 1961, 
einen Tag nachdem Flugzeuge ohne Kennzeichen die kubanische 
Hauptstadt beschossen und nur einen Tag vor dem Überfall von 
1500 kubanischen Konterrevolutionären auf die Insel, um die Re- 
volution aufzuhalten, entlarvte Fidel Castro öffentlich die Hinter- 
gründe und wahren Ursachen für das Verhalten der Vereinigten 
Staaten gegenüber seinem Land: „Denn die Imperialisten können 
es uns nicht verzeihen, daß wir hier sind, die Imperialisten kön- 
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nen uns die Würde, die Standhaftigkeit, den Mut, die ideologi- 


sche Festigkeit, die Opferbereitschaft und den revolutionären 
Geist unseres Volkes nicht verzeihen. 


Sie können uns nicht verzeihen, daß wir hier vor ihrer Nase sit- 
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zen und daß wir hier vor ihrer Nase eine sozialistische Revolution 
gemacht haben!" 

Bis heute werden manche in den USA nicht damit fertig, daß 
diese kubanische Revolution besteht und sich erfolgreich entwik- 
kelt, allen äußeren Widrigkeiten zum Trotz. 

Während andere lateinamerikanische Länder Wirtschaftskrisen 
durchlaufen, einige sogar die schlimmste Krise der letzten 50 
Jahre durchmachen, weist Kuba ein erstaunlich stabiles Wachs- 
tum vor, sind seine Leistungen auf dem Gesundheitssektor bei- 
spielhaft. Auf 443 Einwohner kommt ein Arzt. Die Kindersterblich- 
keit hat mit 16,5 je 1000 Lebendgeborene einen einmaligen Stand 
auf dem lateinamerikanischen Halbkontinent. Aber nicht nur im 
eigenen Land vollbringen die kubanischen Ärzte Hervorragendes. 
1500 von ihnen sind in anderen Ländern als internationale Helfer 
im Einsatz, in Afrika und in Lateinamerika. 

Daß die Kubaner heute mit einer durchschnittlichen Lebenser- 
wartung von 74,2 Jahren den ersten Platz unter den Ländern La- 
teinamerikas einnehmen, ist ein Ergebnis ihres glänzenden Ge- 
sundheitswesens. Dagegen liegt in Guatemala die Lebenserwar- 
tung bei 59 Jahren, in Brasilien bei 63. Kuba kennt keine Arbeits- 
losigkeit, keinen Hunger und kein Elend. Im Milch- und Fleisch- 
konsum erreichen die Kubaner „Spitzenleistungen". Und daß 
jetzt die kubanischen Medien eine Kampagne gegen Überge- 
wicht und Dickleibigkeit begannen, erscheint manchen in Latein- 
amerika als nicht faßbar. Überreichliches Essen ist vielen von ih- 
nen ein Traum. Ihr Los sind Unterernährung, Hunger, Misere. 

Die Kubaner haben sich, indem sie sich aus der Abhängig- 
keit vom USA-Imperialismus befreiten, auch davon gelöst. Sie 
sind in so vieler Hinsicht den übrigen Staaten des Kontinents um 
Generationen voraus. 

Und diese hart errungenen Erfolge werden verteidigt. Denn 
eine Revolution ist nur so viel wert, wie sie sich zu schützen weiß. 
Und so bauten die Kubaner auch die Landesverteidigung aus. Der 
ll. Parteitag der Kommunistischen Partei Kubas im Dezember 
1980 beschloß die Modernisierung der kubanischen Streitkräfte. 
Er legte zugleich fest, Territorial-Milizen zu formieren. 

Auf dem Ill. Parteitag der KP Kubas, im Februar 1986, stellte Fi- 
del Castro in seiner Rede fest: „Im kurzen Zeitabschnitt von 5 
Jahren wurden fast 1,5 Millionen Männer und Frauen des Volkes 
in Kampfeinheiten organisiert, ausgebildet und bewaffnet, die 
heute als Territorial-Milizen zur Verteidigung der Heimat bereit- 
stehen." 

Der Überfall der USA auf die Karibikinsel Grenada, die zuneh- 
menden Drohungen gegen Nikaragua und die nicht abreißende 
Kette von Provokationen gegen Kuba selbst zwangen dieses 
Land, seine Verteidigungsfähigkeit zu verbessern, denn die kuba- 
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nische Revolution ist, wie Fidel Castro einmal formulierte, „die hi- 
storische Konsequenz des Willens und der freien Entscheidung 
des Volkes, das bereit ist, für seine Errungenschaften sein Leben 
hinzugeben". 


Nikaraguanische Herausforderung 


Zwei Jahrzehnte nach dem Sieg der kubanischen Revolutionäre 
über die Batistadiktatur eröffnete sich einem anderen Volk die 
Perspektive einer antiimperialistischen und demokratischen Ent- 
wicklung: Nikaragua. Es hat nicht nur für sich selbst eine histori- 
sche Chance erkämpft, sondern macht mit seinen Errungenschaf- 
ten den Nachbarvölkern Mut, vor allem dem salvadorianischen. 
Dabei werden die beiden Tendenzen im heutigen Lateinamerika 
sichtbar: Aufschwung des Volkskampfes und verschärfte Kon- 
frontation, die vom US-Imperialismus ausgeht, der darum be- 
müht ist wie in den Jahrzehnten zuvor, die Volksbewegung mit al- 
len Mitteln aufzuhalten. Und so ist die Sorge nur verständlich, 
daß der Imperialismus, wie schon so oft in der Geschichte dieses 
Halbkontinents, militärisch intervenieren könnte. 

Diese Sorge bestimmt die Handlungen vieler Regierungen La- 
teinamerikas. Sie bewegt die Völker, die sich nicht unterwerfen 
wollen. 

Bürgerliche und revolutionäre Politiker unterbreiten Vor- 
schläge, um die Spannungen abzubauen. Vier Länder haben sich 
zusammengetan, um politische Lösungen herauszufinden. Nach 
ihrem ersten Tagungsort, der panamaischen Insel, kennt man sie 
inzwischen unter der Bezeichnung Contadora-Staaten-Gruppe. 
Ihr gehören an: Kolumbien, Mexiko, Panama und Venezuela. Sie, 
aber auch die Nikaraguaner ebenso wie die Kubaner regten 
schon vor langer Zeit an: unter anderm Beibehaltung der Block- 
freiheit durch Nikaragua, Nichtangriffspakt mit den Nachbarstaa- 
ten Honduras und Kostarika auf der Grundlage der Nichteinmi- 
schung und des gegenseitigen Respekts, gemeinsame Grenzpa- 
trouillen. Sie wünschen freundschaftliche Beziehungen mit den 
USA, um den Frieden Mittelamerikas zu bewahren. Mexikos ehe- 
maliger Präsident Lopez Portillo erklärte dazu, „es ist möglich 
und unentbehrlich, den Prozeß für eine ausgeglichene Reduzie- 
rung der militärischen Kräfte in der Region einzuleiten". Und zwar 
werde dies dann möglich sein, wenn die an der Grenze zu Hon- 
duras marodierenden Banden von Somozas Garden aufgerieben 
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sind und die Vereinigten Staaten aufhören, neue auszubilden. 
„Die gegenwärtigen Revolutionen in Mittelamerika und der Kari- 
bik sind Kämpfe armer und unterdrückter Völker, um besser und 
freier leben zu können." Wenn man das in Washington auch wei- 
terhin übersehen sollte und zur Intervention in diesem Raum 
überginge, wie man es schon wiederholt in Mittelamerika getan 
hat, dann würden die USA „einen gigantischen historischen Feh- 
ler begehen". Denn die Vorgänge in Nikaragua, EI Salvador und 
anderen mittelamerikanischen Ländern stellten „in keiner Weise 
eine Gefahr für die grundlegenden Interessen oder die nationale 
Sicherheit der Vereinigten Staaten dar". 

Als der Mexikaner dies sagte, da war die nikaraguanische Re- 
volution gerade drei Jahre alt. Und in den USA selbst fehlt es 
gleichfalls nicht an warnenden Stimmen. Zu den Kritikern dieser 
verfehlten und höchst gefährlichen Politik zählt auch der ehema- 
lige US-amerikanische Justizminister Ramsey Clark. Mit einer 
Gruppe von Wissenschaftlern reiste er zu Beginn der achtziger 
Jahre nach Nikaragua, um sich an Ort und Stelle ein Bild zu 
machen. Sein Urteil: „Die Feindseligkeit der USA ist der Grund 
für manche Schritte der Regierenden in Managua, Schritte, die 
wegführen von den USA." Und Clark meinte, daß die USA gegen- 
über Nikaragua den gleichen Irrtum wie in Indochina und Kuba 
begingen, wenn sie das Land arrogant behandelten und ihm mit 
Gewalt drohten. Doch trotz solcher sich häufenden Warnungen 
hält Washington nach wie vor an seinem Kurs fest. Ja, es steigert 
die Aggressionen noch. Die Verminung der nikaraguanischen Hä- 
fen und das Anfang Mai 1985 verkündete Wirtschaftsembargo 
über Nikaragua sind Zeugnisse dieser Eskalation. 

Aber nicht nur gegen Nikaragua richten sich die Drohungen 
und Einschüchterungen. 


Der „stille“ Krieg 


Ein „stiller" Krieg hat eingesetzt. Geführt wird er gegen Nikara- 
gua, aber auch EI Salvador, wo die revolutionären Kräfte be- 
trächtlich vorangekommen sind. 

Dieser „stille" Krieg kannte eine Schlüsselfigur bis zum Früh- 
jahr 1985, dem Zeitpunkt, als er auf einen anderen Posten über- 
wechselte - John Negroponte, Washingtons Botschafter in 
Honduras. In Exeter und an der Yale-Universität ausgebildet, trat 
Negroponte mit 21 Jahren in den diplomatischen Dienst, wo er 
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schnell Karriere machte. Sein Einsatz erfolgte unter anderem in 
Vietnam, als die USA-Aggression ihren Höhepunkt erreichte. 

Negropontes grundsätzliche Meinung, daß die USA den Kom- 
munisten gegenüber viel zu weich und nachgiebig seien, hat in 
Washington Gewicht. Immerhin honorierte man solche Ansich- 
ten mit einem Posten im Nationalen Sicherheitsrat. Später 
schickte man ihn nach Griechenland. Es war die Zeit der schwar- 
zen Obristen. 

Negropontes Ankunft in Honduras löste Erstaunen und Überra- 
schung aus. So wie 1953 die Ankunft Peurifoys in Guatemala Rät- 
sel aufgab. Auch er kam, Zufall der Geschichte, aus Griechen- 
land, wo er einen reaktionären Aufstand mitzuorganisieren gehol- 
fen hatte. 

In vollem Bewußtsein der Bedeutung Zentralamerikas für die 
Administration und ihrer Sorgen um Honduras brach Negroponte 
nach dessen Hauptstadt Tegucigalpa auf. John Negropontes Ein- 
fluß war in Honduras bald spürbar. Er dirigierte ein Heer von Kon- 
terrevolutionären, die, wenn sie von ihm sprachen, nur „Herr Bot- 
schafter" sagten. Das Ziel ihrer Aktionen: 

Nikaragua soll nicht zur Ruhe kommen. Ein Land, das sich die 
Befreiung von einer der schlimmsten Diktaturen hart erkämpfen 
hat müssen. 50 000 Tote. Wie viele Menschenleben würde eine 
Aggression, ein direkter militärischer Überfall kosten? „Wir könn- 
ten wohl auf ein blutiges Debakel zusteuern", warnte Wayne 
Smith, einst Leiter der USA-Interessenvertretung in Kubas Haupt- 
stadt, die Regierung in Washington. Der Mann wußte, wovon er 
sprach. 

Doch Washington hört auch weiterhin nicht auf, den Konter- 
revolutionären Dollars zur Verfügung zu stellen. 

Für den Fall, daß sie siegten, kündigte einer ihrer Führer an: „Es 
wird Leichen geben, von der Grenze bis Managua." 

Daran mußte ich denken, als ich während meines Aufenthalts 
in diesem Land im Sommer 1981 mit Nikaraguanern sprach. Auf 
meine Frage, was sie sich wünschen würden, antworteten sie mir: 
Zunächst und vor allem Frieden, ein Dach über dem Kopf, soziale 
Geborgenheit und Gerechtigkeit. Solche Wünsche hörte ich vom 
Bauern in Chinandega und von der comandante guerrillera Mo- 
nica Baltodano. Sie beispielsweise schloß sich bereits mit 14 Jah- 
ren den Sandinisten an, den bewaffneten Kämpfern gegen die 
Somozadiktatur. Ihre Jugend hat sie der Befreiung ihres Volkes 
gewidmet. Welche Träume, Hoffnungen hat diese junge Frau, 
Mutter mehrerer Kinder, für sich und ihr Volk? In Managua fragte 
ich sie danach. „Ich möchte gern studieren, möchte mehr wis- 
sen", antwortete sie mir. „Ich fühle, daß meine Kenntnisse nicht 
ausreichen. Ich möchte noch mehr geben können. Ich wünsche 
für mein Volk, daß es ihm gut geht, daß wir alle eine Wohnung 
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haben, zu essen, Milch für die Kinder, Erziehung und Bildung für 
alle und Frieden. Den vor allem. Der Krieg ist etwas Schreckli- 
ches. Ich mußte oft an ihn denken. Und nun wieder. Wie furcht- 
bar war das alles! Ich habe an vielen Kämpfen teilgenommen, 
habe viel Blut und viele Tote gesehen. Darum ist der Frieden für 
mich so wichtig." 


Managua — Stadt am Neubeginn 


Vieles in der Hauptstadt Nikaraguas erinnert noch an die Zeit vor 
dem 19. Juli 1979 - dem Tag, als die Kämpfer der Sandinisti- 
schen Front der Nationalen Befreiung (FSLN) einzogen und das 
Ende der blutigen Somozadiktatur besiegelten. 

Früh beginnt in Managua das Leben. Die Kühle des Morgens 
wird genutzt. Aber was bedeutet Kühle? 24 Grad! Die Erde 
schwitzt. In der Stadt haben Handel und Wandel eingesetzt. Nur 
die Uhr der Kathedrale unten am See steht still. 12.34 Uhr zeigt 
sie an. Seit jenem Erdbeben im Jahre 1972 drehen sich ihre Zei- 
ger nicht mehr. Kurz nach Mitternacht bebte damals in Managua 
die Erde. Drückende Hitze, totale Windstille gingen voraus. Minu- 
ten später wühlte es die Stadt um und um. Seitdem ist Managua 
eigentlich keine Stadt mehr. Zumindest das Zentrum. Hier fand 
ich mich nur schwer zurecht. Ich kenne keine andere lateinameri- 
kanische Hauptstadt, die sich so trist zeigte. Der Elendsgürtel, 
der Managua von alters her umgibt, ist seit diesem Beben noch 
größer geworden. Die Überlebenden aus dem Stadtkern flüchte- 
ten sich an den Rand. 

Und dabei war Managua, an den Ufern des Xolotlan-Sees gele- 
gen, gerade da, wo es noch heute die Spuren der Verwüstungen 
trägt, einst, als die spanischen Eroberer kamen, eine blühende 
Stadt. Einem Rosenkranz gleich reihten sich die Hütten indiani- 
scher Fischer und kleiner Ackerbauern aneinander. „Die Besied- 
lung beginnt vom Ufer der Lagune aus und erstreckt sich über die 
geschlossene Ebene. Es gibt neun mit Ziegeln gedeckte Häuser, 
und 456 haben Strohdächer, die einen fein säuberlich getrennt 
von den anderen, die den halben See beanspruchen. Außerdem 
existieren noch 47 gleichartige auf einigen haciendas der Vieh- 
züchter und Zuckermühlen, die sich über das gesamte Gebiet er- 
strecken; ein Gebiet, 14 Meilen lang und 5'/, Meilen breit. 752 Fa- 
milien, 4010 Personen aller Altersgruppen, Ladinos, wie Indios, 
leben hier und zahlen jährlich einen Tribut von 1200 Pesos." 
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Was ein spanischer Chronist vor vielen Jahrzehnten notierte, 
suchte ich vergeblich. 

Dieses Managua ist Geschichte. Eher stieß ich auf eine Stadt, 
von der ich vor meiner Ankunft las: „Auf den ersten Blick lassen 
die wenigen modernen Gebäude, meist Geschäftszentren und 
Wohnviertel, annehmen, daß sich eine gewisse Entwicklung ab- 
zeichnet. Aber das ist eine traurige Karikatur angesichts ihres wir- 
ren inneren Zustands, hervorgebracht vom Elend, von der Ar- 
beitslosigkeit und den erschreckenden Lebensbedingungen ihrer 
Bewohner. Fast kann man behaupten, daß Managua seit der spa- 
nischen Kolonialherrschaft kaum einen Spalt zwischen der ent- 
stellenden Modernisierung und den paradoxen Strukturen der Ar- 
mut, die sich immer mehr vertieft und ausbreitet, überwunden 
hat." Ich brauchte damals lange, um dieses Managua zu ergrün- 
den. Und es war nicht nur allgemein ein Aufschluß über die 
Stadt, den ich dabei bekam, sondern zugleich auch über das 
Land. Immerhin lebt in Managua ein Viertel aller Nikaraguaner 
und etwas mehr als 47 Prozent der städtischen Bevölkerung die- 
ses mittelamerikanischen Landes überhaupt. 

Don Hector, den ich kennenlernte, kam vom Land. Der Zustand 
dort, der kapitalistische und oligarchische Charakter der landwirt- 
schaftlichen Produktion von Baumwolle, Kaffee und Zuckerrohr, 
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die massive Enteignung der kleinen Getreideproduzenten, die rui- 
nierende Spekulation gegen die mittleren und kleineren Bauern, 
so erklärte er mir, führten dazu, daß zahlreiche Landbewohner in 
die Städte abwanderten. Auch ihm erging es so. Er hatte Glück. 
Er machte ein kleines Cafe im Stadtzentrum auf. Die Frau küm- 
merte sich darum, während er am Rande der Stadt einen kleinen 
Acker bestellte. Als das Erdbeben 1972 tobte, war es damit für 
ihn vorbei. Über Nacht wurden sie arme Leute, so wie viele. Ein 
Neuanfang fiel schwer, denn gleichzeitig führten die einsetzende 
Industrialisierung, das Eindringen der großen nordamerikani- 
schen Unternehmen dazu, daß die Arbeitslosigkeit zunahm, die 
Handwerker, kleineren Industriellen und Lebensmittelproduzen- 
ten verarmten. Don Hector gehörte plötzlich zu denen, die der Ar- 
beitslosigkeit und der allmählichen Verarmung ausgeliefert wa- 
ren. Später lernte ich die Armenviertel kennen. Es gibt so viele da- 
von, daß die Stadt wie eine Insel erscheint, umgeben von einem 
Meer der Armut und des Elends. Acahualinca, Miralagos, Schick, 
Bariloche, Bolonia, Torres Molina, Campo Oruco, Los Open 1, 2, 3 
- sind einige von ihnen. Und was bedeutet „Open 3"? Es befindet 
sich 12 Kilometer vom Stadtzentrum entfernt. 30 000 Menschen 
leben dort. Ich gelangte über schlechte Wege dorthin. Gepfla- 
sterte Straßen waren unbekannt. Nur in wenigen Hütten sah ich 
elektrisches Licht. Fließendes Wasser fehlte. Zu Somozas Zeiten 
mußten die Leute das Wasser kaufen - 4 Cordobas das Faß zu 30 
Liter. Die Hälfte der Leute ohne Arbeit. Aussichtslos die Suche 
danach. Die Kindersterblichkeit in diesen elenden Vierteln lag 
sehr hoch. Von 1000 Kindern starben 330. Die Bewohner erzähl- 
ten mir: „Es fehlte an allem. Die Kinder quälten Magenkrankhei- 
ten. Es gab kein Wasser. Wir konnten nicht baden. Das Wasser, 
das wir auftrieben, brauchten wir als Trinkwasser, den Rest zum 
Geschirrspülen. Wollten wir uns gründlich waschen, mußten wir 
erst ein Faß Wasser heranschaffen. Dann wieder für Trinkwasser 
sorgen, für Wasser zum Wäschewaschen. Und das hier, wo die 
Temperaturen rasch über 30 Grad klettern." 

Dabei gehörten die Bewohner der Hauptstadt zu den privile- 
gierten Schichten. Dennoch, drei Viertel von ihnen mußten ohne 
elementare Voraussetzungen auskommen, also kein Wasser, 
keine sanitären, hygienischen Einrichtungen. Nur 20 von 100 Ein- 
wohnern Managuas besaßen fließendes Wasser in der Wohnung; 
nur 18 von ihnen eine eigene Toilette. Die übergroße Mehrheit 
war auf Gemeinschaftstoiletten oder primitive Latrinen angewie- 
sen. Für sie war es gewiß kein Trost, zu wissen, daß es in anderen 
größeren Städten Nikaraguas noch schlimmer aussah. Holzhäu- 
ser dominierten. Nur 11 von 100 dieser Bauten hatten ein Dach 
aus Ziegeln. Steinfußboden fehlte in 82 Prozent der Häuser. 

So lebten die Menschen vor der Revolution. 
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Ein Volk auf der Schulbank 


Sommer 1980. 
95.582 junge Nikaraguaner, Lehrer, Studenten, Schüler bre- 
chen auf, um den Kampf gegen die Unwissenheit aufzunehmen. 
Aus dem Bericht des Oberkommandos der Alphabetisierungs- 


Jungen und Mädchen eines nikaraguanischen Dorfes beim Schulunter- 
richt 
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Nach Feierabend lernen sie lesen, um ihren Kindern bei den Schularbei- 
ten helfen zu können. 


kampagne: „Gemäß den Instruktionen vom 23. Mai 1980 wurde 
Befehl erteilt, auf die seit Jahrhunderten bestehende Unwissen- 
heit und Erniedrigung, auf das traurige Erbe, das uns die ver- 
haßte Somozadiktatur hinterlassen hat, das Feuer zu eröffnen." 
Leiter dieser Alphabetisierungskampagne Pater Fernando Carde- 
nal. Wie man vorgeht, erklärte er so: „Von Anfang an wird die 
psychosoziale Methode eingesetzt, um einen Dialog herzustellen, 
eine Provokation auszulösen - und zwar durch das Vorzeigen ei- 
ner Fotografie aus dem Alltagsleben. Die Schüler entschlüsseln 
dieses Foto, und dadurch werden sie sich auch über sich selbst 
klar und über ihr alltägliches Leben. Auch Kuba hat uns beein- 
flußt als Beispiel eines Volkes, das sich in Armut und Unterent- 
wicklung zusammentat, um eine Kampagne gegen das Analpha- 
betentum zu führen. Der Erfolg der Kubaner gibt uns die Hoff- 
nung, daß auch unsere Anstrengungen Erfolg haben werden. Das 
Beispiel Kubas gibt uns Selbstvertrauen, um ein derart schwieri- 
ges Abenteuer durchzuführen. Und warum sollten nicht auch wir 
es schaffen?" 

Pater Fernando Cardenal ist der Bruder des Dichters Ernesto 
Cardenal. Beide mußten lange im Exil leben. Das Somozaregime 
zwang sie dazu. Und nun engagieren sie sich für das neue Nikara- 
gua. 

Die Sandinisten begannen kurz nach ihrem Sieg einen Zensus 
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vorzubereiten, der ihnen genauen Aufschluß über die Analphabe- 
tenquote im Land gab. Erste Kader wurden geformt: 40 Studen- 
ten und 40 Lehrer. Diese bildeten 560 andere aus und diese wie- 
derum 7000. Und diese 175.000. Sie machten das Heer der Alpha- 
betisatoren aus, die die 840.000 Analphabeten, das waren 52 Pro- 
zent der Bevölkerung ab zehntem Lebensjahr, im Lesen und 
Schreiben schulten. Das Ganze nahm seinen Anfang am 24. März 
1980. Bis heute ist die Aktion, sieht man einmal von Kuba ab, un- 
übertroffen in Mittel- und Südamerika. 


Die Dichterin, 


die nicht schreiben konnte 


Was geht in den Menschen vor, die in einer Gesellschaft voller 
Veränderungen leben? 

In Nikaragua half mir Victor, auf diese Frage eine Antwort zu 
bekommen. Victor ist Chilene. Nach dem Putsch in seiner Heimat 
im September 1973 trieb es ihn durch viele Länder des Konti- 
nents. Zuletzt hielt er sich in Kostarika auf. Seine Familie und er 
lebten am Rande des Zumutbaren. Noch heute ist es ihm unange- 
nehm, davon zu erzählen. Gelegentliche Lebensmitteldiebstähle 
brachten ihn über die Runden. Nach dem Sieg der Sandinisti- 
schen Revolution traf er in Nikaragua ein. Er, der Sänger aus dem 
fernen Chile, kümmert sich um die Folklore des mittelamerikani- 
schen Landes. 

Eines Tages, so erzählte er mir, begegnete ihm im Kulturmini- 
sterium eine Frau. Etwa um die Fünfzig. Sie wollte Mejia Godoy 
sprechen, einen im Land gut bekannten Sänger. Er sollte Ge- 
dichte prüfen, die sie geschrieben hatte. Doch Mejia Godoy war 
nicht da. Und so las Victor. Las und lobte. Die Frau vor ihm, eine 
einfache Landarbeiterin, hatte eine Poesie hervorgebracht, die 
tief berührte. 

Es war diese Zusammenkunft der Beginn einer großen Freund- 
schaft zwischen Victor und ihr. Und so war es nur allzu verständ- 
lich, daß der Freund des Freundes eingeladen wurde. 

Wir beide, Victor und ich, fuhren zu der Frau. Das Viertel, wo 
sie lebt, die Kolonie Mäximo Jerez in Managua, ist nicht das ärm- 
ste. In der Nachbarschaft leben Familien ehemaliger Somoza- 
söldner. Das Haus ist wie viele in der Gegend: kleine Veranda, ein 
großes Zimmer, Lehmfußboden, ein winziger patio (Hof), dane- 
ben ein paar Verschläge, wo die Familie schläft. Zur Mittagszeit 
trafen wir ein. Essen wurde gereicht. Dann erzählte Ana Leonor 
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Cruz de Medrano, 55 Jahre, ein Jahr zuvor hatte sie lesen und 
schreiben gelernt. „Ich fühlte mich den anderen immer unterle- 
gen; auch meinen Kindern gegenüber. Ich habe 9 Kinder. Sie kön- 
nen alle lesen und schreiben. Die beiden Jüngsten lernen noch; 
einer Buchhalter, der andere geht in die Oberschule. Er wird sein 
Abitur machen. Oft überkamen mich gute Gedanken, hübsche 
Einfälle, poetische. Aber niemals vertraute ich mich damit mei- 
nen Kindern an. Ich schämte mich. Die Mutter und Gedichte 
schreiben. Ich hätte gern meine Gedanken aufgeschrieben. Aber 
ich war dazu nicht in der Lage. 

Früher war es so, daß nur die Leute mit Geld ihre Kinder in die 
Schule schicken konnten. Ich hatte keine vermögenden Eltern. 
Als Landarbeiter schlug sich mein Vater durch, ohne Beruf. 14 
Geschwister wollten versorgt sein. Ich konnte nicht in die Schule 
gehen. Wie die meisten im Dorf lebte ich so dahin, nicht viel 
nachdenken, nicht viel verlangen. Um die Familie zu ernähren, 
mußte ich hart mit zupacken. Mein Mann ist Tischler. Das Geld, 
das er verdiente, reichte nicht. Und so arbeitete ich immer mit. 
Wie die meisten Frauen in diesem Land, wohlgemerkt, die in den 
armen Familien. 

Nun, 4 meiner Söhne zogen auch los und halfen beim Alphabe- 
tisieren. Da dachte ich, deine Kinder bringen den Bauern das Le- 
sen und Schreiben bei. Und du? Du kannst es immer noch nicht. 
Ich wollte sie überraschen. Wenn sie zurückkommen, wollte ich 
ihnen sagen, ich habe auch lesen und schreiben gelernt. So fing 
ich an. Ich übte, damit ich die Buchstaben immer besser schrei- 
ben konnte. Schwierig, ungewohnt. Meine Lehrerin kam zu mir 
nach Hause. Jeden Tag. Zwei Stunden unterrichtete sie mich 
hier. Ich brauchte weniger als drei Monate, um es zu erlernen. 
Nun brauche ich mich nicht mehr vor meinen Kindern zu schä- 
men. Ich lese die Zeitungen wie sie. Das erste, was ich las, war 
das Buch der Alphabetisatoren. Es war für mich die wichtigste 
Lektüre, können Sie sich das vorstellen? 

An den Rand der Gesellschaft gedrängt, so lebten wir unter So- 
moza. Das Leben war unerträglich; besonders in den letzten Jah- 
ren. Man ängstigte sich, wenn man aus dem Haus ging. Man 
wußte nicht, ob man wieder lebend zurückkam, ob man nicht ge- 
fangengenommen wurde oder sonst etwas Schreckliches mit ei- 
nem geschah. Die Angst begleitete uns. Sie ließ uns nie los. Gott 
sei Dank, alle meine Kinder sind am Leben geblieben. Sie waren 
nicht in der Frente so mit Papieren und Schwur wie die anderen 
muchachos, gekämpft haben sie aber auch. 

Wie das Leben heute ist? Wir leben viel besser. Ohne Sorgen 
können heute meine Kinder auf die Straße gehen. Ich brauche 
keine Angst mehr zu haben, daß sie von Nationalgardisten getö- 
tet werden, daß sie eingesperrt werden. Heute genießen sie die 
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Freiheit, spazierenzugehen, die Schule zu besuchen, zu studie- 
ren. Eine Tochter ist Biologin. Ein Sohn ist Buchhalter, zwei Töch- 
ter sind Sekretärinnen, zwei andere Söhne studieren das zweite 
Jahr bereits an der Universität. Sie brauchen dafür nichts zu be- 
zahlen. Das ist herrlich. Heute studiert nur der nicht, der nicht 
will. Früher mußte man 400 bis 500 Cordobas für das Examen in 
der Schule bezahlen. Da war an ein Studium doch gar nicht zu 
denken. Jetzt ist alles anders. Jetzt werden für eine Immatrikula- 
tionsgebühr 60 Cordobas entrichtet. Das ist alles. 

Ich will auch weitermachen; ich meine mit dem Lernen. Wir 
werden darauf vorbereitet, die Uhnterstufe zu absolvieren. Ich 
würde auch gern studieren, aber mit dem Abschluß der Unter- 
stufe geht das natürlich nicht. Was ich jetzt lese? Die Bibel. Sie 
gefällt mir. Dann lese ich die Gedichte, die in der Zeitung stehen, 
in ‚BARRICADA'’ beispielsweise. 

In dem Viertel wohnen noch viele, die mit dem Neuen nicht ein- 
verstanden sind. Sie profitierten von Somoza. Einige gehörten 
der Nationalgarde an, saßen auf Regierungsposten. 

Vom rein Wirtschaftlichen hat sich noch nicht allzuviel bei mir 
geändert. Meine Rente ist nicht mehr geworden. Aber jetzt stu- 
dieren meine Kinder. Das wichtigste für mich ist, daß wir täglich 
unser Brot haben, daß die Kinder ein ehrliches Leben führen, 
keine Parasiten der Gesellschaft sind. Alle meine Kinder lernen 
und studieren. Wenn ich das alles bezahlen müßte! 

Mein größter Wunsch ist, daß die Frente Sandinista nie wieder 
verschwindet, daß sich meine Kinder gut vorbereiten, um in der 
Frente zu arbeiten. Für mich sind die Sandinisten die Führer des 
Volkes. Wenn sie nicht gewesen wären, um den Widerstand zu 
organisieren, die Dinge anzupacken, wer weiß, was aus uns ge- 
worden wäre. Sicherlich wären wir schon nicht mehr am Leben. 
Man hätte uns längst umgebracht. Das größte Ereignis für mich 
war, als Somoza und seine ‚Hunde' gehen mußten. Sie waren wie 
Hunde, diese Nationalgardisten. Befahl man ihnen, beiß den oder 
den, so bissen sie, und wären es die eigenen Kinder gewesen. Sie 
sind weg, und sie dürfen nicht mehr zurückkommen." 


Die Revolution lernt 


Das Abc dem unwissenden Volk beigebracht zu haben macht 
längst nicht allein diese Revolution in Nikaragua aus. Das allein 
würde höchstwahrscheinlich Washington auch nicht so in Aufre- 
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Ein Becher Milch gehört täglich zum Mittagessen im Kinderheim in Mana- 
gua. 


gung versetzen. Nein, vielmehr ist es die Tatsache, daß die Nika- 
raguaner begonnen haben - nach dem Vorbild Kubas -, ihr Land 
gründlich umzugestalten. Sie zerschlugen Somozas Machtappa- 
rat und errichteten eine revolutionäre Ordnung. Sie verteilten So- 
mozas Ländereien, die Hälfte der Kulturfläche, an landlose und 
arme Bauern. Nach dem Sieg der Revolution bauten sie Wohnun- 
gen. In vier Jahren 6000. Zu den Errungenschaften des Umbruchs 
zählen Verbesserungen im Gesundheitswesen, das unter den So- 
mozas zu den schlechtesten Lateinamerikas gehörte. Die Kinder- 
sterblichkeit betrug damals 16 Prozent. Vier Fünftel der Kinder 
auf dem Lande litten an Unterernährung. Zum erstenmal in der 
Geschichte des mittelamerikanischen Landes baut man heute ein 
einheitliches Gesundheitswesen auf. Es soll der gesamten Bevöl- 
kerung zugute kommen... und nicht nur einigen Reichen. In 
kurzer Zeit errichtete die Regierung über 200 Krankenhäuser, Ge- 
sundheitszentren und Ärztestützpunkte. Die Kindersterblichkeit 
konnte gesenkt werden. In Nikaragua erhalten alle Bürger, die 
über 60 Jahre alt sind und über keine anderen Mittel verfügen, 
eine Rente. Und das alles, obwohl die Sandinisten im Sommer 
1979 ein ruiniertes Land vorfanden. Einer ihrer Minister sagte da- 
mals: „Wir fangen nicht bei Null an, sondern weit darunter." 

Wo erst stünde inzwischen dieses Land, hätte es nicht von An- 
fang an Angriffe der Vereinigten Staaten auf seine ökonomische 
und politische Stabilität und hinterhältige Attacken der von Wa- 
shington gestützten konterrevolutionären Banden gegeben? Die 
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Agrarreform in Nikaragua - zum erstenmal in ihrem Leben Besitzer eige- 
nen Ackerbodens 


Schäden, die Nikaragua zugefügt wurden und werden, verbrau- 
chen von Mal zu Mal mehr die erzielten Exporterlöse. Die Aggres- 
sion macht sich allenthalben bemerkbar. Da sind die Toten, die 
Verwundeten und Verschleppten, Opfer der konterrevolutionären 
Überfälle. Ein Verschleißkrieg ist im Gange. 

Die Vereinigten Staaten stehen vor dem Dilemma, sagte mir in 
Managua ein Journalist, ein revolutionäres Nikaragua hinzuneh- 
men oder imperialistische Vorherrschaftsansprüche durchzuset- 
zen, die einen gefährlich hohen Preis abverlangen, gegenüber 
dem sich die politischen Kosten der Vietnamaggression ver- 
gleichsweise gering ausnehmen könnten. Nicht nur, daß das nika- 
raguanische Volk entschlossen ist, den im Sommer 1979 hart er- 
kämpften Sieg über eine der schlimmsten Diktaturen des Konti- 
nents und den seitdem eingeleiteten Wandel im Land zu verteidi- 
gen, auch viele andere lateinamerikanische Staaten, von den ab- 
soluten Vasallen der USA einmal abgesehen, stellen sich gegen 
die Einmischungs- und Destabilisierungspolitik der USA gegen- 
über Nikaragua. Nicht zuletzt die Furcht, selbst eines Tages Opfer 
eines Überfalls zu werden, zwingt und bringt sie zu einer solchen 
Haltung. Und so hat sich um Nikaragua eine besondere Art latein- 
amerikanischer Solidarität entwickelt, deren antiimperialistische 
Richtung unverkennbar ist. Ihr haben sich sogar Regierungen zu- 
gewandt, denen man keineswegs freundliche Gefühle für Befrei- 
ungsbewegungen nachsagen kann. 

Sicherlich, manches, was heute in Lateinamerika geschieht, 
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wäre ohne Nikaraguas Entwicklung vor und nach dem Sturz So- 
mozas kaum denkbar. Der Aufschwung des Volkskampfes im 
südlichen Amerika, die Formen des Widerstandes, die Bündnis- 
politik - sie blieben nicht unbeeinflußt von nikaraguanischen Er- 
fahrungen. 

Vielleicht bereitet das in Washington Kopfschmerzen. Denn 
eine „chilenische Lösung" gibt es für den Imperialismus in Nika- 
ragua nicht. Auch die Völker haben aus Chile gelernt. Nikaragua 
widerstand seit 1979 allen Attacken seiner Gegner. Das Beispiel 
der nicas ist eine Herausforderung für Washington, ein Ärgernis, 
mit dem man sich nicht abfinden will. Die Völker sollen, wenn es 
nach den Vorstellungen des offiziellen Washington geht, ihr 
Schicksal nicht selbst bestimmen. 


Die „blutige Sippe“ 


An der Zufahrt zum heutigen Kulturministerium, mitten in der 
Stadt, standen vor noch nicht allzulanger Zeit, im Sommer 1981, 
die Panzerwagen der Nationalgarde des Diktators. Denn dies war 
seine Residenz. Hier auf dieser hacienda organisierte Somoza 
prunkvolle Feste. Die Bands spielten die jeweils neuesten Hits 
aus den USA. Auch die Filme - made in USA. Somozas Frau, 
eine Bürgerin der Vereinigten Staaten, bestimmte, was an Kultur 
angeboten wurde. 

Nikaragua gehörte ihnen. Es war so etwas wie ein Gut, die 
größte hacienda der Somozas. Somozas Vermögen belief sich 
schätzungsweise auf etwa eine Milliarde Dollar. Das meiste Geld 
hatte er im Ausland angelegt, in den USA, der Schweiz, in den 
benachbarten Diktaturen. Armut drohte ihm nicht. 

Was hielt Anastasio Somoza Debayle, den letzten aus dem 
Clan, so eisern an der Macht, die ihm doch längst nicht mehr un- 
geteilt gehörte? 

Wahrscheinlich waren beide im Spiel, fremde und eigene Inter- 
essen. 

Wohl in keiner der noch jüngst vorhandenen Diktatorenfami- 
lien lagen Politik und Verbrechen so dicht beieinander wie bei 
den Somozas. Vorfahre Bernabe Somoza, ein gemeiner Dieb und 
Wegelagerer, dutzendfacher Mörder, endete 1849 am Galgen. Ur- 
enkel Anastasio fälschte, so gut und so lange es ging, Banknoten. 
Er führte ein Zuhälterdasein und machte sich als Polizeispitzel 
verdient. Ihn suchten die „marines", die Nikaragua mit nur kurzen 
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Unterbrechungen in den zwanziger und dreißiger Jahren besetzt 
hielten, als Boß der von ihnen geschaffenen Nationalgarde aus. 
Er ließ Augusto C&sar Sandino ermorden, den Bauerngeneral, der 
gegen die Invasoren rebellierte. Als 1956 ein junger Dichter aus 
Leön Somoza anschoß und ihn auch der Leibarzt von US-Präsi- 
dent Eisenhower nicht mehr retten konnte, besaß Anastasio So- 
moza sen. nach Schätzungen ein Vermögen von 160 Millionen 
Dollar. Die Söhne mehrten es fortan - erst der ältere Luis, dann 
Anastasio jr., der wissen ließ: „Wir sind eine Familie, die die Poli- 
tik liebt und ihre Arbeit kennt." 

Sieben Männer und deren Gangs bildeten die „Blutige Sippe: 
die Somozas". Den, der mit diesem Titel ein enthüllendes Buch 
über sie geschrieben hatte, fand man später in den Straßen Ma- 
naguas, unweit seines Hauses, tot auf, den Zeitungsverleger Pe- 
dro Joaquin Chamorro. Unter den Nikaraguanern verstummten 
nicht die Gerüchte, daß den Mordbefehl der sechsundzwanzig- 
jährige Anastasio Somoza Portocarrero gegeben habe, der sich 
1981 die weißblaue Präsidentenschärpe umzulegen gedachte. 
Von den fünf Kindern des Diktators war er am ehesten nach dem 
Vater geraten: groß und athletisch wie dieser in seiner Jugend, 
weniger behäbig und mit dem Gusto des Vaters für Frauen, Alko- 
hol und üppiges Essen. „Chiguin", Somozas Lieblingssohn, besaß 
bereits seine eigene Hausmacht: die „Escuela de Entrenamiento 
Bäsico de Infanteria"; eine Elitetruppe, die ihre Spuren im Früh- 
jahr und Sommer 1979 in Masaya, Esteli und Leön hinterließ; Zer- 
störte Häuser, erschossene Männer, vergewaltigte Frauen. Ein 
Yankee-Offizier, Michael Echanis, der im August 1978 mit einem 
Hubschrauber über dem nikaraguanischen Dschungel abstürzte, 
drillte die Truppe: „Was sind Sie?" fragte er, während der Ausbil- 
dung, und alle brüllten: „Soldaten!" - „Was tun Soldaten?" - „Tö- 
ten!" - „Wer ist der Feind der Soldaten?" - „Das Volk!" - „Was 
ißt der Soldat?" - „Menschenfleisch!" - „Was trinkt der Soldat?" 
- „Reines Blut!" - „Blut von wem?" - „Vom Volk! Vom Volk! Vom 
Volk!" 

Ein kannibalischer Traum? Ein ehemaliger Oberst der Guardia, 
der zu den Sandinisten überlief, berichtete es, und die Grausam- 
keiten von Somozas Prätorianergarde allein in den letzten Mona- 
ten vor Somozas Ende ersticken jeden Zweifel an dieser Aussage. 
„Haben Sie sich so einen Diktator vorgestellt?" pflegte Anastasio 
Somoza sen. selbstherrlich und arrogant Journalisten zu fragen. 
Mit der Jovialität eines Geschäftsmannes gab er seine Inter- 
views. Als ihn ein Herzinfarkt für acht Wochen in ein Hospital von 
Miami zwang, wirkte er anschließend müde und weniger ent- 
schlossen. „Ich habe den Tod sehr nah gesehen." Der Satz beein- 
druckte Frauen, wie auch die Berichte über seine Leoparden und 
Giftschlangen. Nur allzugern überließ er ihnen im Keller seines 
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Bunkers politische Häftlinge zum Fraß. Andere wurden vom Hub- 
schrauber in Vulkankrater geworfen. 

Nein, ein Paranoiker der Macht ist dieser Somoza nicht gewe- 
sen. Auch fehlte ihm die Phantasie eines Rafael Trujillo, der jahr- 
zehntelang das dominikanische Volk gequält hat und der erschos- 
sen im Straßengraben endete. Somoza besaß nicht Trujillos na- 
hezu kindischen Sinn für augenfälligen Glanz. Politik war für die 
Somozas nur Synonym für Eigentum. Diese hatte ihnen in den 43 
Jahren dazu verholfen, die Hälfte des privaten Eigentums in Nika- 
ragua direkt oder indirekt zu kontrollieren. „Selbst wenn ich mein 
Amt ab- und meine politische Bindung aufgäbe, ich wäre noch 
immer der mächtigste Mann dieses Landes", erklärte er im Okto- 
ber 1973 dem amerikanischen großbürgerlichen „Wall Street 
Journal". 

Macht und Einfluß sicherten ihm dabei nicht nur die Gelder, 
über die er in Nikaragua und anderswo verfügte. Sondern auch 
seine Freunde in den USA hielten ihn im Sattel: Absolventen von 
West Point so wie er, eine von ihm ausgehaltene Lobby im Senat 
in Washington und in der dortigen Geschäftswelt. Sie bestürm- 
ten das Weiße Haus, ihn nicht fallenzulassen. 

Somoza kannte seinen Wert. Das Land, das er tyrannisch be- 
herrschte, lag am kürzesten Weg zwischen Karibik und Pazifik. 
Seit Jahrzehnten galt Nikaraguas günstiger geographischer Lage 
das Interesse von US-Militärs. Der Ausbruch des Vulkans Momo- 
tombo, heftig und unerwartet, stoppte den Lauf der Dinge. Er 
hielt die US-Senatoren davon ab, Nikaragua vor Panama den Vor- 
zug für den Bau eines Kanals zu geben. Ganz aufgegeben hat 
man in den USA das Projekt nicht, heißt es. 

War es das, was Somoza so blind an seine Macht glauben ließ? 
Vielleicht. Es half nichts. In Nikaragua hatte sich eine Antisomo- 
zafront herausgebildet, die vom Konservativen bis zum Marxi- 
sten, vom Großgrundbesitzer bis zum landlosen Bauern, vom 
Großunternehmer bis zum ungelernten Arbeiter reichte. Der 
FSLN, 1961 gegründet, gelang es, eine der bestausgebildeten Ar- 
meen Mittelamerikas zu besiegen. 

Über 4000 Offiziere gingen durch die Militärschulen der Verei- 
nigten Staaten. US-Ausbilder brachten Vietnamerfahrungen ein. 
Die Instruktionen kamen aus den USA. Man unterzog sich noch 
nicht einmal der Mühe, die Dienstanweisungen für die National- 
garde ins landesübliche Spanisch zu übersetzen. 

In der Nacht des 17. Juli 1979 schleppten Domestiken bei strö- 
mendem Regen die Koffer und Gepäckstücke der Somozas aus 
dem Bunker. Selbst die acht Käfige mit Papageien vergaßen sie 
nicht. Alles brachten sie, eskortiert von der Nationalgarde, nach 
Montelimar nahe der Pazifikküste. Dort bestiegen die Somozas 
und ihr Klüngel den Düsenjet, der sie in die USA trug. Auf dem 
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US-Luftwaffenstützpunkt Homestead in Florida angekommen, er- 
klärte Somoza: „Ich bin sehr glücklich, in den Vereinigten Staaten 
im politischen Exil zu sein." 

Es war wohl das Ehrlichste, was er in seinen 53 Jahren von sich 
gab. Immerhin endete der Vorfahre Bernabe Somoza am Galgen. 


General der Barfüßigen 


Somoza sen. ließ ihn ermorden. Im nikaraguanischen Volk lebt er 
indes weiter. Überall sieht man heutzutage sein Bild. Bei meiner 
Ankunft in Managua fiel es mir auf, überlebensgroß, unüberseh- 
bar. Und auch der Flugplatz trägt seinen Namen: Augusto Cesar 
Sandino. 

Immer wieder begegnete ich in dieser Stadt, in diesem Land 
dem Bild dieses Mannes. Von ihm war die Rede an jenem Abend 
des 23. Juli 1981 im Ruben Dario Theater in Managua. Der große 
quaderförmige Bau, der das Erdbeben von 1972 wie durch ein 
Wunder überstanden hat, war bis auf den letzten Platz gefüllt; ge- 
feiert wurde der 20. Jahrestag der Gründung der FSLN. Auf der 
Bühne saßen an einem langen Tisch die neun Kommandanten, 
die die Nationalleitung der Sandinistischen Front der Nationalen 
Befreiung bilden. Hinter ihnen die Porträts der FSLN-Gründer, 
zehn an der Zahl. Nur einer lebt heute noch, Tomäs Borge, der In- 
nenminister. 

Im Innenraum des Ruben Dario Theaters sah ich viele junge 
Gesichter. 

Die Revolution in Nikaragua, so will es scheinen, ist vor allem 
eine Revolution der Jungen, der Jugend, die nicht an der Per- 
spektivlosigkeit unter der Somozadiktatur verzweifelte, sondern 
einen Ausweg suchte, einen revolutionären. 

Unter den Zuhörern im Theatersaal erkannte ich auch Ernesto 
Cardenal, der über den Bauernsohn Sandino und dessen Armee 
gedichtet hat: 

„...auf nackten Füßen oder in Sandalen, fast ohne Waffen, eine 
Truppe, in der weder Disziplin noch Unordnung herrschte und in 
der weder Führer noch Truppe Sold erhielten, ... eher eine Ge- 
meinschaft als eine Armee und einig eher durch Liebe als durch 
Militärdisziplin, und doch gab es nie eine größere Einigkeit in ei- 
nem Heer." 

Anderntags ging ich zum Institut für Sandinistische Studien. 
Seit Januar 1981 besteht es. Sein Direktor, der Dichter Francisco 
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Der Autor interviewt Dionisio Marenco, Minister in der Regierung der 
Sandinisten. 


de Asis Fernändez, erklärte mir: „Der Sandinismus ist die Summe 
der Erfahrungen aus einer langen Geschichte des Ringens unse- 
res Volkes um seine Befreiung. Sandino war Anhänger von Benja- 
min Zeledön. Ihn inspirierte die Persönlichkeit des liberalen Pa- 
trioten. In Sandino ist dieses Denken, Fühlen und Handeln im 
weiteren Sinne aufbewahrt: das antiimperialistische, demokrati- 
sche und volksverbundene Gedankengut. Das ist unsere unmittel- 
bare Wurzel. Sandino war der erste in Nikaragua, der die Trieb- 
kräfte der Revolution und des Befreiungskampfes erkannte. Er 
stellte das Bündnis zwischen Arbeitern und Bauern her. Als 
Hauptfeind sah er den nordamerikanischen Imperialismus mit 
dessen Interventionspolitik an. Sandino fand für uns aber auch 
heraus, welche Form und Organisation unser Kampf verlangt. Er 
erkannte den Guerillakampf als Weg zu unserer Befreiung. Sandi- 
nos Denken wurde in erster Linie von seiner Lektüre bestimmt. Es 
wurde bereichert von seiner praktischen revolutionären Tat und 
von dem Kontakt mit den Internationalisten, die in den dreißiger 
Jahren zu ihm gestoßen waren; um an seiner Seite gegen die US- 
amerikanische Okkupation unseres Landes zu kämpfen. Dabei 
sollten wir vor allem auf Agustin Farabundo Marti hinweisen. Er 
war Sandinos Sekretär; später Mitbegründer der Kommunisti- 
schen Partei EI Salvadors. Von ihm ging ein großer Einfluß auf 
Sandino aus. Wir können aber nicht sagen, daß Sandino Marxist 
war. Das wäre übertrieben, wenngleich es in diesem Land mit sei- 
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ner vorwiegend bäuerlichen Bevölkerung Menschen gibt, die nie 
Marx gelesen haben, aber mit ihrem revolutionären Auftreten wie 
Marxisten handeln." 

Sandino hat es ihnen vorgelebt. Er steht als Symbol für Befrei- 
ung und Gleichheit. Und dies nicht nur in Nikaragua. Die rot- 
schwarze Fahne Sandinos finden wir wieder bei der „Bewegung 
des 26. Juli", die von Fidel Castro geführt, gegen die Batistadik- 
tatur zu Felde zog. 

Natürlich hat der Sieg der kubanischen Revolutionäre die Nika- 
raguaner ermuntert. Ihre Vorhut formierte sich in den unwegsa- 
men Dschungelregionen des Nordens, wo einst auch Sandino 
kämpfte. Diese Vorhut heißt Sandinistische Front der Nationalen 
Befreiung. Ihre Begründer, allen voran Carlos Fonseca Amador, 
gehen den Weg Augusto C&ösar Sandinos, der mit seiner Armee 
von descalzados (Barfüßigen) zwischen 1927 und 1934 erfolg- 
reich den US-Interventionstruppen widerstand. 

Leute aus dem nikaraguanischen Norden erzählten mir, wie le- 
bendig bei ihnen die Erinnerung an diesen Mann ist. Er kämpfte 
vor allem in dieser Gegend. Und von hier aus operierte auch die 
FSLN. Carlos Fonseca Amador notierte: „Auf dem Lande und vor 
allem in den Bergen ist Sandino gegenwärtig. Es ist beeindruk- 
kend, in welch vertrauter Weise, fast familiär, die Bauern und 
Bergbewohner von Sandino sprechen. Mit Respekt wiederholen 
die jungen Bauern die Berichte der Erwachsenen, und über Gene- 
rationen bleibt er im Gespräch." Wie kein anderer stand Carlos 
Fonseca in der Tradition Sandinos. „Er hat", erklärte mir Fran- 
cisco de Asis Fernändez, „Sandinos Denken mit der wissen- 
schaftlichen Theorie von der Revolution verknüpft." In den dicht- 
bewaldeten Bergen von Segovia nahe der honduranischen 
Grenze haben Fonseca und die FSLN mit dem Guerillakampf be- 
gonnen. Die Erben Sandinos können anknüpfen an das Ver- 
trauen, das die Bauern einst dem „General der Barfüßigen" ent- 
gegenbrachten. Aus dem Mund der Väter und Großväter hören 
die Kinder des nikaraguanischen Nordens die Geschichte des 
Bauernjungen aus Niquinohomo. - Legenden entstehen. 

Kaum ein anderes lateinamerikanisches Volk — so will mir 
scheinen - zeigt diese Eigentümlichkeit, Geschichte zu überlie- 
fern. „52 Prozent Analphabeten (bis zum Sommer 1980 - J. Sch.) 
und 90 Prozent Dichter", sagt Cardenal, „darunter einer, der sich 
in der spanischen Welt unvergessene Verdienste erwarb: Ruben 
Dario." 

Eigentlich hieß er Felix Ruben Garcia Sarmiento. Für die Litera- 
tur des Halbkontinents leitete er das Zeitalter des Modernismus 
ein. Ein unvergessener Nikaraguaner; ein Beispiel dafür, was die- 
ses Volk hervorbringen kann, erfuhr ich in Managua. 

Sandino, der „General, ist ein weiteres Beispiel. Sandinos 
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Heer blieb unbesiegt. 1927 bombardierte die Air Force den Ort EI 
Ocotal im nikaraguanischen Norden. Sie wollte die Soldaten San- 
dinos treffen, die sich dort aufhielten. Hunderte Unschuldiger 
starben. Der Ort wurde dem Erdboden gleichgemacht. Das Mas- 
saker geschah zehn Jahre vor Guernica. Nur wenigen wurde es 
seinerzeit bekannt. Doch den Widerstand brachen die Soldaten 
aus den USA nicht. Im Februar 1934 traf der „General der Barfüßi- 
gen" in Managua ein. Unbesiegt. Populär. Unterstützt von einer 
solidarischen Bewegung, die sich im Ausland formiert hatte. San- 
dino suchte den Frieden in bester Absicht. Noch während er mit 
dem Präsidenten Sacasa zu Tische saß, beriet sich der Chef der 
1927 von den Marines gebildeten Nationalgarde mit dem US-Bot- 
schafter Arthur Bliss Lane in dessen Residenz in Managua. Der 
Name des Chefs der Nationalgarde: Anastasio Somoza Garcia. 
Sein Befehl: Den „Rebellen" töten. Mit Sandino verhaftete man 
gleichzeitig dessen Vater Gregorio, der, wohl in Bewunderung rö- 
mischer Geschichte, dem Sohn die Vornamen gegeben hatte: 
Augusto Ce&sar. Den Ort, wo Sandino und seine Mitstreiter am 
21. Februar 1934 ermordet wurden, ließ Somoza zum Staatsge- 
heimnis erklären, die Mörder später erschießen. 


Das „stille Vietnam“ 


„Gewiß, unser Land ist klein, rund 20 000 Quadratkilometer", 
schreibt ein Salvadorianer über seine Heimat. „Aber wie groß ist 
sein Reichtum, seine Schönheit. Es ist wie ein duftender Blumen- 
strauß. Unser Land kennt keine strengen nordischen Winter mit 
Schnee und Frost. Es kennt nur zwei Jahreszeiten: die Regen- 
und die Trockenzeit. Und beide sind warm und mild. Das ganze 
Jahr über blühen die Blumen, und die Bäume sind immer grün 
und voller Blätter. Die Erde schenkt uns drei oder vier Ernten in 
zwölf Monaten. Das Vieh kann allezeit draußen weiden. Auch im 
Winter braucht man es nicht in Ställe zu sperren. Die Obstbäume 
sind voller zuckersüßer tropischer Früchte. Der Ozean, der unsere 
Küste umspült, birgt Schätze, die wir noch gar nicht alle gebor- 
gen haben: Fische, Krabben, Langusten, Muscheln. Ausreichend, 
um zehnmal so viele Menschen zu ernähren, wie sie heute in un- 
serem Land anzutreffen sind. Das Innere der Erde birgt wertvolle 
Bodenschätze für unsere künftige Industrie. Die Schönheit der 
Seen, Flüsse, Küsten, Strände und Gebirge wäre eine paradiesi- 
sche Kulisse für den Fremdenverkehr und zur Erholung und Zer- 
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Streuung der Bewohner. Vor allem aber dieses arbeitsame und 
bescheidene Volk, das die Freiheit und den Fortschritt liebt, daß 
ist der größte Schatz des Landes. 

Alle natürlichen Bedingungen sind gegeben: Oh, welcher 
Reichtum wartet auf unser Volk, wenn es einmal die reaktionären 
und halbfeudalen Hindernisse und die ausländische Unterdrük- 
kung beiseite geräumt hat und sich machtvoll erhebt, um seine 
vollständige und unabhängige Entwicklung einzuläuten." 

Kaum ein anderes Volk Mittelamerikas blieb lange Zeit so ver- 
kannt wie das Volk von EI Salvador. Guanacos nannten die Nach- 
barn die Salvadorianer, Guanako, die Lamaart, arbeitsam und ge- 
nügsam. 

In Mittelamerika ist es zugleich der Spitzname für ungebildete, 
dumme, bäuerliche Typen. 

In der Region blieben die Salvadorianer immer die „Dummen". 
Sie erledigten die schlimmsten, schmutzigsten und schlechtbe- 
zahltesten Arbeiten. Das soziale Elend in diesem überbevölkerten 
Staat trieb seine Bewohner ins Ausland, nach Honduras, Guate- 
mala, Mexiko und in die USA. Salvadorianer leerten die Müllton- 
nen, fegten die Bars, pflückten die Baumwolle und kappten die 
Bananenstauden. Die Frauen aus EI Salvador traf man in den Bor- 
dellen zwischen San Francisco und Panama. Man begegnete Sal- 
vadorianern beim Bau des Panamakanals, auf den Werften am 
Pazifik. Es ist ein arbeitsames, fleißiges, friedfertiges Volk. 

Harte soziale Gegensätze, ungleiche Verteilung des Reichtums, 
vor allem an Grund und Boden, und politische Unmündigkeit der 
Bevölkerungsmehrheit versetzten EI Salvador in einen gefährli- 
chen Spannungszustand. Nach der Zählung aus dem Jahre 1971 
nannten weniger als 2000 der insgesamt 300.000 Landeigentümer 
fast die Hälfte des kultivierbaren Bodens in EI Salvador ihr eigen. 
Der Soziologe Eduardo Colindres wies nach, daß der größte 
Grundeigentümer über 22.700 Hektar Boden besitzt und damit 
über 1 Prozent des Landes wirtschaftlich beherrscht. Politisch 
reicht der Einfluß sogar noch weiter. Die andere Seite der Be- 
sitzskala zählt dagegen 130.000 Güter mit jeweils weniger als ei- 
nem Hektar, knapp 5 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche. 

Dabei können sich diese Salvadorianer noch glücklich schät- 
zen, denn die Zahl der Bauern ohne Boden reicht in die Zehntau- 
sende. 

Jahr für Jahr wächst die heute bereits 5 Millionen zählende Be- 
völkerung des kleinsten mittelamerikanischen Landes um etwa 
3,2 Prozent, also um rund 150.000 Menschen. Während andere 
Staaten des Halbkontinents noch über gewaltige Neulandreser- 
ven verfügen, beispielsweise Brasilien oder Peru, ist in EI Salva- 
dor Land knapp geworden. Die neuen Esser zu ernähren fällt 
schwer. 
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Aber nicht die Bodenknappheit allein ist das Problem. Fast der 
gesamte Boden wird anstatt mit Kulturen für den täglichen Le- 
bensmittelbedarf mit Exportprodukten bestellt: Kaffee, Baum- 
wolle, Zuckerrohr. Die Anbaufläche für Mais, Bohnen und Reis, 
die drei Grundnahrungsmittel, fällt klein aus, beängstigend klein. 

El Salvador erlebte während der sechziger Jahre eine industriel- 
le Entwicklung, die andere mittelamerikanische Staaten in den 
Schatten stellte. Die Gewinne aus dem Kaffee-Export flossen in 
die Industrie. Ein städtischer Mittelstand entwickelte sich. Er rang 
von Anfang an um politische Mitsprache, die ihm die Landoligar- 
chie, die jahrzehntelang etablierte Minderheit der Großgrundbe- 
sitzer und Exporteure, verweigerte. 

Der Kapitalismus in diesem Land, deformiert wie auf dem ge- 
samten Halbkontinent, schuf neue Widersprüche. Die politischen 
und sozialen Spannungen nahmen zu. Mehr als einmal entluden 
sie sich in heftigen, blutigen Zusammenstößen. Da kam es im 
Sommer 1979 im benachbarten Nikaragua zum Sturz der Somo- 
zadiktatur. Die wichtigste Stütze US-amerikanischer Vorherr- 
schaft in Mittelamerika brach zusammen. Das blieb nicht ohne 
Folgen für El Salvador, das sich als schwächstes Glied der mittel- 
amerikanischen Diktaturen herausstellte. 

Washington entfaltete in San Salvador hektische diplomati- 
sche Aktivitäten. Es schickte den Botschafter und frisch gekürten 
Staatssekretär für lateinamerikanische Angelegenheiten, 
Bowdler, in die salvadorianische Hauptstadt, um Diktator General 
Humberto Romero fürsorglichen „Rat" anzubieten. 

Dieser sollte die Wahlen vorziehen, dieser Diktatur einen de- 
mokratischen Schein verschaffen. Der General weigerte sich 
starrsinnig. Sein Wert für die USA sank auf Null. 

Bowdler hatte kaum das Land verlassen, als im Oktober 1979 
jüngere Offiziere den Diktator verjagten. Sie gehörten einer lose 
formierten Bewegung an, die sich juventud militar (Militärju- 
gend) nannte. Die Versprechungen, die sie abgaben, ließen auf- 
horchen. Eine Vielzahl von Reformen sollte in Angriff genommen 
werden. Den paramilitärschen Terrorbanden sagten sie den 
Kampf an. Sie griffen damit Forderungen der linken und demo- 
kratischen Gruppierungen im Lande auf, die sich nicht abgeneigt 
zeigten, mit den Militärs zusammenzuarbeiten. 

Zweifellos traf der Militärputsch die Linke zu einem Zeitpunkt, 
da sie sich noch nicht genügend angenähert hatte, um vereint 
aufzutreten. Als sich dann freilich immer deutlicher zeigte, daß 
die am 15. Oktober 1979 gebildete Junta von ihren Versprechen 
abrückte, kündigte auch die Linke ihre Zusammenarbeit auf. 

Die Kräftepolarisation setzte sich beschleunigt fort. Drei große 
politische Strömungen bildeten sich heraus: eine rechtsorien- 
tierte, gebildet vom Großgrundbesitz und von dem reaktionären 
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Militär, die nach wie vor eine beträchtliche Verfügungsgewalt 
über Truppen und Waffen ausüben. Sie arbeiten eng mit den To- 
desschwadronen zusammen. Schwach nimmt sich der rechtsre- 
formistische Teil aus, den die Industriebourgeoisie, Gruppen des 
Mittelstandes und auch einige Militärs bilden. Politisch sehen sie 
sich vom konservativen Teil der Christdemokratie repräsentiert, 
zu dem sich auch der 1984 von Washington in den Sattel geho- 
bene Präsident Jose Napoleon Duarte rechnet. Die dritte Strö- 
mung, die verstärkt Zulauf erhält, ist die Linke, die zum Zeitpunkt 
des Sturzes des Romeroregimes im Oktober 1979 noch in zumin- 
dest drei größere Organisationen mit jeweils entsprechenden mi- 
litärischen Abteilungen zerfiel. Ihr zur Seite stehen die progressi- 
ven Priester, deren exponiertester Vertreter Oscar Arnulfo Ro- 
mero war. 


Bischof des Volkes 


„Soldat, du bist nicht verpflichtet, einem Befehl zu gehorchen, 
der gegen die Gesetze Gottes verstößt. Ein unmoralisches Gesetz 
muß niemand erfüllen. Merke dir, daß es Zeit ist, das Bewußtsein 
wiederzugewinnen. Im Namen Gottes, im Namen dieses leidge- 
prüften Volkes, dessen Klagen täglich zum Himmel steigen, bitte 
ich euch inständig, befehle ich euch im Namen Gottes: Schluß 
mit der Unterdrückung." 

Die ernste, traurige Art zu sprechen war den Salvadorianern 
vertraut. Der Rundfunksender „La Voz Panamericana" übertrug 
die Predigten Oscar Arnulfo Romeros. Und wenn es etwas gab, 
was die Salvadorianer am Sonntagvormittag vor allem hörten, 
dann diese Predigten des Bischofs. Über 2 Millionen Menschen, 
fast die Hälfte der Bevölkerung, folgten Sonntag für Sonntag den 
Reden dieses Kirchenmannes. 

Ihm hörte man aber auch im Hauptquartier der Streitkräfte zu. 
Und auch in der Residenz des USA-Botschafters übertrug das 
Radio die Predigt. Oscar Arnulfo Romero war auch dort gut be- 
kannt. 

Im August 1917 in der kleinen Stadt Ciudad Barrios, 200 Kilo- 
meter nördlich der Hauptstadt San Salvador, geboren und seit 
Februar 1977 Erzbischof in der Metropole, galt er als einer der un- 
erbittlichsten Ankläger der miserablen Zustände in seiner Heimat. 
Zustände, an denen sich nach dem Sturz der Diktatur des Gene- 
rals Romero im Oktober 1979 nichts geändert hatte. So wie der 
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Erzbischof Romero - Priester für die Rechte des Volkes 


Erzbischof die Verantwortlichen entlarvte, hatte das noch keiner 
vor ihm getan. Und auch nach seiner Ermordung fand sich keine 
solche Stimme wieder. „Die Privilegien wahren, die Unterdrük- 
kung aufrechtzuerhalten, das ist das Ziel der Rechten", klagte Ro- 
mero an. „Und die Unterdrückten reagieren, man nennt sie die 
Linke, aber das erklärt sich einfach daraus, daß es die anderen, 
die Rechten gibt: Und die haben vor allem schuld. Die Regie- 
rungspolitik ist sehr vom Imperialismus beeinflußt. Der Yankee- 
Einfluß ist unübersehbar. Und dann hat es nie einen Dialog gege- 
ben. Verhandlungen zwischen beiden Lagern wurden nie geführt. 
Man berücksichtigt überhaupt nicht, daß die Organisationen, die 
sich links nennen und die das revolutionäre Volk vertreten, ihre 
Pläne ausarbeiten." 

Daß diese Rede Beifall fand, versteht sich. Es war der Auf- 
schrei der Stummen. Aber es fehlte auch nicht die Besorgnis, 
denn der Erzbischof forderte damit die Kaste der Großgrundbe- 
sitzer, die sich gelegentlich viel auf ihren Katholizismus zugute 
hält, und die Militärs rechter Couleur heraus. Romero schilderte 
die Verbrechen und nannte die Namen der Schuldigen und ei- 
gentlichen Drahtzieher. 

Ihn zu töten sollte nicht nur schlechthin die Linke, zu der er 
sich bekannte, einschuchtern, sondern sie geradezu herausfor- 
dern, hieß es dazu in Kirchenkreisen der salvadorianischen 
Hauptstadt. Der Zweck dieses Mordes war es, einen baldigen und 
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verfrühten Aufstand zu provozieren, damit die Handhabe für die 
Armee vorläge zuzuschlagen. 

In der kleinen Kapelle des Hospitals „Divina Providencia", seit 
Monaten schon sein Zuhause, zelebrierte Oscar Arnulfo Romero 
am 24. März 1980 die Totenmesse für die Mutter seines Freundes 
Jorge Pinot, des Direktors der oppositionellen Zeitung „El Inde- 
pendiente", als ihn die tödlichen Schüsse trafen. Er starb um 18 
Uhr abends. 

Provozieren wollte die salvadorianische Reaktion auch am Tag 
der Beisetzung. Der zentrale Platz in der Hauptstadt war voller 
Menschen. Die Sonne brannte. 35 Grad zeigte das Thermometer. 
Schätzungsweise 80 000 Menschen strömten auf der Plaza Bar- 
riocs zusammen. Viele hielten schützend die Sonnenschirme 
hoch. Ein Gitarrenorchester hatte zu spielen angefangen. Trans- 
parente wurden geschwenkt: „Monsefor lebt im Kampf des Vol- 
kes!" Der aus Rom angereiste Kardinal redete etwa 15 Minuten. 
Da unterbrachen Detonationen von Brandbomben die Zeremonie. 
In die Menge kam Bewegung, Angst breitete sich aus. Schreie. 
Sekunden später folgten weitere Explosionen. Keiner war mehr 
zu halten. Alle rannten, flüchteten sich in die Kathedrale. Hastig 
setzte man den Sarg des ermordeten Erzbischofs in der Krypta 
bei. Draußen explodierten noch immer die Sprengsätze. Ein 
Land, so schien es, mitten im Krieg. Zurück blieben die Bischöfe, 
Trauergäste, bleich und verstört. 

Marc McGratz, Erzbischof von Panama, sinnierte: „Armes EI 
Salvador! Wo soll das noch enden?" James Hickey, Bischof von 
Cleveland, war noch immer fassungslos: „So etwas bei einer To- 
tenmesse! Nicht einmal der Tod wird hier respektiert." Eine grau- 
enhafte, beispiellose Tragödie bezeichnete Pater d'’Escoto aus 
dem benachbarten Nikaragua die Vorgänge. Der Außenminister 
Nikaraguas fügte hinzu: „Dieses Volk leidet unter den letzten Ge- 
burtswehen, die die Ankunft einer neuen Gesellschaft verkün- 
den." 

„Das Machtkartell der Großgrundbesitzer und der rechten Offi- 
ziere verteidigt seine Interessen", erklärte Erzbischof Romero vor 
seinem Tod, „mit Geld, das es erlaubt, Söldner anzuwerben und 
zu bezahlen, die die Menschen massakrieren und jede legitime 
Äußerung unterdrücken." 
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Dollars für die Kaffeebarone 


Seit ihnen Nikaragua verlorenging, breiten sich die US-Militärbe- 
rater in El Salvador aus. Sie koordinieren die Aktionen zwischen 
den Streitkräften und den paramilitärischen Banden. Sie bestim- 
men, wer das Kriegsmaterial verwendet. Sie dirigieren kubani- 
sche und vietnamesische Konterrevolutionäre. EI Salvadors Ar- 
mee wird hochgepäppelt. Bourgeoise Politiker, wie Präsident 
Jose Napoleon Duarte, werden lanciert. Er selbst sprach offen 
davon, daß in EI Salvador 200 000 Personen sterben müssen, da- 
mit die Herrschenden weitere 50 Jahre in Frieden leben können. 

Solche Worte des Präsidenten der Christdemokratischen Partei 
(PDC) dürften nach dem Geschmack der etablierten Minderheit 
sein. Sie traf sich einst zum Golf, gab glänzende Empfänge auf 
den Kaffeeplantagen in der Provinz Libertad am Stillen Ozean. 
Man führte mit Vorliebe die Besucher durch die ausgedehnten 
Baumwollfelder bei Sonsonate. 

Jahrzehntelang waren 14 Familien unumschränkt alleinige 
Herrscher im Lande. Mittlerweile sind noch einige Dutzend hinzu- 
gekommen. Sie teilen sich die großen Geschäfte, und da vor al- 
lem das Kaffeegeschäft. Kaffee bringt ihnen noch immer lukra- 
tive Gewinne ein. 

Die mittelamerikanische Hochebene erreicht in EI Salvador nur 
600 Meter. Die Feuchtigkeit, die an ein Gewächshaus erinnert, 
gibt diesem Boden eine unwahrscheinliche Fertilität. Und so rei- 
hen sich Kaffeeplantagen an Bananenpflanzungen. Und geerntet 
wird gleichermaßen gut. Von November bis Mai ist Erntezeit. 

Dann sind auch die Gutsbesitzer wieder auf ihren fincas (Planta- 
gen) zu finden, für diese Periode verlassen sie die Stadt. Ja, so- 
gar aus dem Ausland kehren sie zurück. 

An die Güter schließen sich - mit gebührendem Abstand, ver- 
steht sich - die covachas (Elendshütten), in denen barfüßige, 
zerlumpte Menschen leben, an. „Das Geheimnis der Produktivität 
der Kaffeeplantagen ist leicht zu ergründen", schreibt der bürger- 
liche französische Journalist Marcel Niedergang. „Die salvadoria- 
nischen peones (rechtlose Bauern - J. Sch.) sind außerordent- 
lich arbeitswillig. Sie leben in den ranchos de paja (Strohhütten 
- J. Sch.), sind nur mit Lumpen bekleidet, essen jeden Tag zwei 
oder drei tortillas (Maispfannkuchen), eine Handvoll frijoles 
(schwarze Bohnen) und auch — zu ihrem Glück — einige jener wil- 
den vitaminreichen Kräuter, von denen man 25 Sorten gezählt hat. 
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im Elend aufgewachsen - Slums am Rande San Salvadors 


Wenn sie arbeiten, bekommen sie unwahrscheinlich niedrige 
Löhne." 

Drei Viertel der Bevölkerung sind unterernährt. 70 Prozent der 
Salvadorianer leben in sozialem Elend. Revolution heißt für diese 
Menschen eine tortilla mehr am Tag, eine Handvoll schwarze 
Bohnen zusätzlich. Revolution, träumen sie, das sind ein Paar 
Sandalen. Die meisten von ihnen haben nie etwas von Marx, Le- 
nin oder Fidel Castro gehört. Aber sie wissen, was Hunger ist 
oder ein totgeborenes Kind - 40 Prozent beträgt die Kindersterb- 
lichkeitsrate. Sie kennen die Not, die die Arbeitslosigkeit mit sich 
bringt. Nur drei Monate im Jahr findet man auf dem Lande Ar- 
beit. Und an Arbeitskräften fehlt es nicht in diesem überbevölker- 
ten Land. Die Großgrundbesitzer wählen aus. Nur die niedrigsten 
Löhne werden gezahlt. 


Das Machtkartell 


Früh hat die Kaste der Großgrundbesitzer das Bündnis mit den 
Militärs gesucht. Seit den dreißiger Jahren mehren sie Macht 
und Mammon. Die Landlords öffneten den Offizieren ihre Salons, 
korrumpierten die Militärs, die später Zugang zu den Vorständen 
der Industrieunternehmen fanden. 

In keinem anderen Land Lateinamerikas ist das Verhältnis zwi- 
schen Oligarchie und Militär so eng wie in EI Salvador. Vielleicht 
rührt von daher die Zähigkeit der Uniformierten, sich an der 
Macht zu halten. Brutal riß sie Maximiliano Hernändez Martinez 
zu Beginn der dreißiger Jahre an sich. Brutal verteidigen sie die 
heutigen Machthaber. 

Guillermo Ungö, Präsident der im Frühjahr 1980 formierten pro- 
gressiv orientierten Revolutionär-Demokratischen Front (FDR), zi- 
tiert einen Obersten: „Es ist besser, wir töten jetzt 100.000, als 
daß nachher 200.000 sterben." 

Und dafür erhalten die Herrschenden in San Salvador vor allem 
den Beistand Washingtons, das ihnen offene und verdeckte poli- 
tische, militärische und wirtschaftliche, technische und propa- 
gandistische Unterstützung erweist. Es stärkt die Regimestreit- 
kräfte El Salvadors, indem es für deren Ausbildung in den USA 
oder deren Einrichtungen in der Panamakanalzone sorgt, Vorräte 
anlegt, US-Berater schickt und die Zusammenarbeit mit den 
Streitkräften dieses und der anderen diktatorisch beherrschten 
Nachbarländer organisiert. Wiederholt kamen die Generalstabsof- 
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fiziere von EI Salvador, Guatemala und Honduras an geheimge- 
haltenen Orten zusammen, um ihre Aktionen zu planen und mit- 
einander abzustimmen. 


Das Massaker 


Es ereignete sich am 14. Mai 1980. Tags zuvor fand in der Stadt 
Ocotepeque in Honduras, an der Grenze zu Guatemala und EI 
Salvador, eine Geheimversammlung hoher Militärs der drei Län- 
der statt. Am Tage vor dem Massaker tauchten in Guarita ver- 
schiedene Lastwagen und Pkw des honduranischen Heeres auf; 
vollgestopft mit Soldaten. Sie fuhren ohne Aufenthalt 14 Kilome- 
ter weiter bis in die Nähe des Sumpul, des Grenzflusses zwischen 
Honduras und EI Salvador. Dort errichteten sie eine militärische 
Sperrzone am Flußufer. Auf der gegenüberliegenden Seite, in 
dem salvadorianischen Dorf La Arada, fingen um 7 Uhr morgens 
die Nationalgarde, Soldaten des Heeres und Hubschrauber an, 
auf die wehrlose Bevölkerung zu schießen. Die Salvadorianer, die 
den Fluß durchquerten, wurden von honduranischen Soldaten zu- 
rückgetrieben. Genau dorthin, wo die salvadorianischen Truppen 
standen. Am Nachmittag war das Gemetzel zu Ende. Zurück blie- 
ben mindestens 600 Tote. Die meisten starben, als sie den Fluß 
durchwaten wollten - erschossen. Andere ertranken. Die Mehr- 
zahl der Flüchtenden waren Frauen und Kinder. 

Außer den Zeugen, Anwohnern des Gebietes, unterschrieben 
40 honduranische Priester, unter ihnen der Bischof von Santa 
Rosa de Copan, eine formelle Anzeige. Diese Anzeige zog die 
Ausweisung mehrerer Priester aus Honduras nach sich. Andere 
sahen sich fortan schärfer verfolgt. 

Die Angst in diesem Land hört nicht auf. Rechte Offiziere, 
rechtsorientierte Christdemokraten, aber vor allem die Kaffeeba- 
rone versuchen, den Kampf des Volkes mit allen Mitteln aufzuhal- 
ten. Dafür erhalten sie den Beistand der Vereinigten Staaten. Ein 
zweites Nikaragua soll verhindert werden. Doch die peones, die 
Arbeiter in den Städten, die Jugend, die Studenten zeigen nicht 
nur Mut, sondern sie gewinnen auch an Stärke. 

Der Komponist und Sänger Victor Quintanilla schrieb vor sei- 
ner Ermordung 1980 seinem Freund diese Zeilen: 
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Ich bin tot, aber ich lebe weiter 

in dem, der früher träumte, 

sucht nicht nach meinem Grab, 

ihr werdet es nicht finden. 

Es sind meine Hände, 

die anderen die Gewehre halten. 
Fragt nicht nach meinem Alter, 

ich bin so alt wie alle; 

ich wählte unter vielen Augen, 
älter zu sein, als ich war. 

Und mein Jahr der Wahrheit 

sind die Schüsse, die ich feuerte. 

In jedem Gefallenen werde ich neu geboren, 
auch wenn mein Körper stirbt. 

Er wird das wahre Alter haben 

des Jungen, den ich befreite. 

Und ihr sollt wissen, ich sterbe nur, 
wenn euch der Mut verläßt, 

denn wer im Kampf stirbt, 

lebt weiter in jedem Genossen. 


Das Partisanenlager 


Morgens um 5 kommt Leben ins Lager. Die Frauen bereiten das 
Frühstück vor, tortas de maiz (Maiskuchen), Bohnen und, wenn 
vorhanden, Kaffee. 

Die Männer sind bei den morgendlichen militärischen Übun- 
gen. „Wir müssen die Disziplin aufrechterhalten und immer vor- 
bereitet sein." Victor ist dreißig; ein Veteran bereits unter den 
guerrilleros, die in dem Lager anzutreffen sind. Er leitet die Übun- 
gen. Schießen wird nur simuliert. Jede Patrone ist kostbar und 
wird für den Feind aufgehoben. Nach den Übungen in der Kühle 
des Morgens geht es hinunter zum Fluß. Der junge Arzt Jorge be- 
müht sich um erträgliche hygienische Zustände. Und das ist in 
dieser Wildnis nicht leicht. 

Nach dem Frühstück läuft manches so ab wie in einem x-belie- 
bigen Dorf in El Salvador. Nur das Gewehr über dem Rücken erin- 
nert daran, daß Krieg ist. Die Frauen halten sich in der Küche auf. 
Der karge Speisezettel, auf dem meistens nur Mais und Bohnen 
stehen, wird heute variiert. Die muchachos, die gestern an der 
Uferstraße nach Usulutan die Reisenden um eine „Spende" an- 
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Lagerappell 


hielten, brachten einige Säcke Reis mit. Zum Essen gehören auch 
die Früchte, die der tropische Wald bereithält. Dazu zählen auch 
Tauben, die in die Falle gingen. 

Im Schatten sitzen qguerrilleros und reinigen ihre Gewehre. 
Noch nicht immer hat jeder ein eigenes. Oft müssen sich meh- 
rere ein Gewehr teilen. Doch daran beginnt sich einiges zu än- 
dern, seit den Kämpfern mehr und mehr Beutegut in die Hände 
fällt. Und es gelangen viele Waffen von den Regierungstruppen 
ins Lager der guerrilleros. Es gehört für die US-Offiziere zu den 
unerklärbaren Dingen, daß Waffen aus den Vereinigten Staaten, 
frisch nach EI Salvador eingeflogen, bald in dunklen Kanälen ver- 
schwinden. Später findet man sie bei den guerrilleros. 

Es gilt in manchen Kasernen des mittelamerikanischen Landes 
als offenes Geheimnis, daß sich einige Offiziere mit Waffen- 
schmuggel einen einträglichen Nebenverdienst verschaffen. Um 
die Moral der Regierungstruppen ist es nicht zum besten bestellt. 

Die Schule im Lager beginnt. Ein bis zwei Stunden dauert der 
tägliche Unterricht. Für manche der jungen Bauern sind das die 
anstrengendsten des ganzen Tages. Viele sahen bisher keinen 
Lehrer aus der Nähe. Die Mehrzahl von ihnen hat nie auf einer 
Schulbank gesessen. „Wollen wir es nicht für morgen lassen?" 
fragt einer die Lehrerin, ein junges Mädchen, das sich jedoch un- 
erbittlich zeigt. 

In einer Lehmhütte behandelt Jorge, der Arzt, vier Verwundete. 


64 


Einige brigadistas helfen ihm. Wenn es zu Kämpfen kommt, blei- 
ben sie bei den Kranken und Verwundeten. Schwere Fälle können 
in diesem Feldlager der guerrilleros ohnehin nicht behandelt wer- 
den. 

Dies hier ist nur ein Vorposten, wie sie zu Dutzenden am Rande 
der befreiten Zone des Landes geschaffen wurden. Hier gibt es 
deshalb auch keine Werkstätten; Schneider, Zimmerer, Schuster 
sind in den größeren Lagern anzutreffen, nahe der Vulkane Te- 
capa und San Vicente. Im Department Morazan bauen sich die 
guerrilleros sogar ihre Waffen selbst. 

Es wird früh zu Mittag gegessen. So wie am Morgen reichen 
die Frauen Maisbrot und Bohnen. Wasser, mühevoll gereinigt, 
stillt den Durst. 

Wachablösung. Die Frauen gehen wieder in die Küche, die 
Bauern aufs Feld, die Kämpfer zum Training. Die Sonne steht im 
Zenit. Erbarmungslos brennt sie. Ein schwacher Wind, der hin 
und wieder über das Lager streicht, bringt etwas Milderung. Ein 
schattiger Platz ist begehrt. 

Zwei Tage in der Woche sind den politischen Instruktionen Vor- 
behalten. Ruben erteilt den Unterricht. Er selbst nennt sich einen 
„marxistischen Christen". 

Wie er, so kommen viele dieser guerrilleros von christlichen 
Basisgemeinden. Einige unterstützten noch zu Beginn der siebzi- 
ger Jahre Jose Napoleon Duarte, der gut zehn Jahre später mit 
Washingtons Hilfe auf dem Präsidentenstuhl sitzt. Fast alle gue- 
rrilleros machten ähnliche Erfahrungen; es sind die Erfahrungen 
des salvadotianischen Volkes: Wahlschwindel, rapide Ver- 
schlechterung der Lebensbedingungen auf dem Lande zwangen 
sie, zu den Waffen zu greifen. 

Mancher von ihnen war schon bei der einundachtziger Offen- 
sive dabei. Sie hatte Mängel, meinen sie heute. Die Kommunika- 
tion klappte nicht. Die Befehle mußten durch Boten übermittelt 
werden. Meistens kamen sie zu spät. Heute befinden sich im La- 
ger einige moderne Funkgeräte japanischer Produktion. 

Um 6 ist Abendbrotzeit. Dann kommt auch bald die Stunde von 
Radio Venceremos. Fast andächtig hören sie die täglichen Sen- 
dungen. Die Sterne sind über dem Dschungel von EI Salvador 
aufgegangen. Es ist die Zeit der besinnlichen Gespräche. Aber 
die meisten Bauern ziehen das Schweigen vor, so wie ihre india- 
nischen Vorväter. Die Nachrichten aus der Hauptstadt werden 
gehört. Der Name der neuen Männer in der Metropole interes- 
siert kaum. Zu schnell haben in den letzten Jahren in San Salva- 
dor die Regierenden gewechselt. Ins Gespräch ist man mit ihnen 
kaum gekommen, obwohl die guerrilleros mehrmals den Dialog 
vorgeschlagen haben. Sie sind nach wie vor dazu bereit. 

Der Krieg wurde ihnen aufgezwungen. Das Land blutet aus. 
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Das Nationalprodukt sank seit 1978 um mehr als ein Drittel. Die 
Salvadorianer haben heute einen um 40 Prozent gesunkenen Le- 
bensstandard im Vergleich zu den siebziger Jahren. Dem ge- 
schwächten Wirtschaftsorganismus droht allmählich die Luft 
auszugehen. 60 Prozent der arbeitsfähigen Bevölkerung finden 
keine Anstellung mehr. Seit Jahren sind die Löhne unverändert 
gering. Das Exportgeschäft ist um fast ein Drittel zurückgegan- 
gen. Der Krieg, den das Machtkartell gegen das Volk führt, ver- 
schlingt die letzten sozialen Mittel. Wohnungsbau, Erziehung und 
Gesundheitswesen liegen brach. Der Analphabetismus der 
Schulfähigen erreichte mehr als 30 Prozent. Auf 3600 Salvadoria- 
ner kommt ein Arzt. Die Hälfte der hauptstädtischen Bevölkerung 
lebt in schäbigen mesones (Verschlägen von etwa 12 Quadratme- 
tern) mit Gemeinschaftsküchen und -latrinen. 

Radio Venceremos braucht seinen Hörern diese Zustände nicht 
zu schildern. Die meisten kennen sie aus eigenen Erfahrungen. 
Die Statistik, höchst ungenau geführt, ist in diesem Land schnell 
überholt. Die meisten Zahlenangaben sind daher ohne Gewähr, sa- 
gen die Salvadorianer. 

Intensives Leben, hoffnungsvoll, produktiv, vollzieht sich heut- 
zutage in diesem Land fast ausschließlich in den befreiten Gebie- 
ten. Die guerrilleros deuten damit die Möglichkeiten an, die allen 
Salvadorianern offenstünden, wenn erst einmal ihre Heimat Frie- 
den hätte. Und wie das Leben in den von der Guerilla beherrsch- 
ten Zonen aussieht, spricht sich in El Salvador herum. 

Das Land ist klein, dicht bevölkert. Seine gute Infrastruktur er- 
möglicht allenthalben guten Zugang, wohin auch immer. Insofern 
unterscheidet sich der Guerillakampf in El Salvador auch von dem 
im benachbarten Guatemala, wo die Befreiungskämpfer oft nicht 
so hautnahen Kontakt zur Bevölkerung haben. Eine Guerillaführe- 
rin meint, die Bevölkerung der Kantone, der Dörfer, ist den be- 
waffneten Kämpfern verbunden. Es ist nicht nur der direkte, fast 
tägliche Kontakt, sondern für sie ist es das organisch geschaf- 
fene politische Verhältnis. Es gibt einen Bevölkerungsteil, der im 
Kampf gegen das Regime konsequent an der Seite der guerrille- 
ros steht. Mit diesem Teil der Salvadorianer kann die Regierung 
schon längst nicht mehr rechnen. Sie haben ihre eigene örtliche 
Macht hervorgebracht. Gegen sie richten sich vor allem die An- 
griffe der Regimetruppen. Mitunter sind sie so heftig, daß sich 
die guerrilleros an andere, von ihnen vorgerichtete Orte zurück- 
ziehen müssen. Sie wollen und können sich auch nicht in einen 
Stellungskrieg verwickeln lassen. Die Guerillaführung unterteilt 
die Massenbewegung in ihrem Land in drei Kategorien: Da sind 
die Menschen in den befreiten Gebieten. Sie leben weitgehend 
nach ihren eigenen revolutionären Gesetzen. Dann gibt es den 
Bevölkerungsteil, der in Gegenden lebt, die „umkämpfte Zonen" 
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genannt werden. Es sind jene Gebiete, in denen noch der Feind 
anzutreffen ist. Hier stehen die Bewohner politisch auf seiten der 
Guerilla. Sie haben sich mit ihr verbündet. Doch sie zeigen es 
nicht offen. Es ist eine geheime, konspirative Zusammenarbeit. 
Uno da ist schließlich die Stadtbevölkerung, die weitgehend vom 
Feind kontrolliet wird. Doch zunehmend gewinnt auch der 
Kampf in und um die Städte wieder an Heftigkeit. Anfang 1984 
gewährte Jaime Barrios, Vertreter der Revolutionär-Demokrati- 
schen Front, mir dieses Interview: 

In EI Salvador ist ein harter Klassenkampf im Gange. Warum 
greift eigentlich Ihr Volk zu den Waffen und zum Mittel des 
Streiks? Wo liegen die Gründe für den Aufstand des salvadoriani- 
schen Volkes? 

Zunächst möchte ich daran erinnern: In EI Salvador existiert 
seit fünfzig Jahren eine rechtsgerichtete Militärdiktatur. Diese 
Diktatur hat die politischen, die bürgerlichen Rechte, das heißt 
Menschenrechte, mißachtet. Der Terror war stets das Mittel, um 
zu verhindern, daß sich die Massen irgendwie äußern. Zur politi- 
schen Krise, wir sprechen von einer Krise des Regimes, die sich 
seit zehn Jahren ständig vertieft, kommt die Wirtschaftskrise; die 
Abhängigkeit vom nordamerikanischen Imperialismus. Die salva- 
dorianische Wirtschaft ist ein Anhängsel der transnationalen Ge- 
sellschaften. Die politische und die wirtschaftliche Krise fallen zu- 
sammen, so sehr, daß das Regime den Ausweg im Terror sucht. 
Und das Volk ist gezwungen, sich zur Wehr zu setzen. Wir wollen 
diesen Krieg nicht. Er ist uns aufgezwungen worden. Wir sind zu 
einer Verhandlungslösung bereit. 

Sie sprachen vom Terror. El Salvador hat in den letzten Jahren 
mehr politische Morde aufzuweisen als all die anderen lateiname- 
rikanischen Länder. Wo liegen Ihrer Meinung nach die Ursachen? 

Die Masse des salvadorianischen Volkes lehnt dieses Regime, 
die Oligarchie, die gegenwärtige Regierung, die Armee, die in 
dessen Dienst steht, ab. Es ist ein vom Volk isoliertes Regime, 
das von uns bekämpft wird. Da das Volk die bewaffneten Revolu- 
tionäre unterstützt, bekommt es gleichfalls die unverhüllte Ge- 
walt der Streitkräfte und der rechten Terrorkommandos zu spü- 
ren. Die meisten Opfer trugen keine Waffen. Sie fielen also nicht 
im Kampf. Man hat sie verhaftet, verschleppt, massakriert. So 
verfährt man mit unserem Volk. Die Gefolterten, Verstümmelten, 
Getöteten findet man dann oft irgendwo. Ihre Leichname sollen 
abschrecken. Wir haben einmal die Rechnung aufgemacht: 
Würde die Zahl der bei uns Ermordeten auf die Vereinigten Staa- 
ten übertragen, so würde das für dieses Land bedeuten, daß eine 
halbe Million US-Bürger politischen Morden zum Opfer gefallen 
wäre. Was also in unserem EI Salvador geschieht, ist nichts ande- 
res als Völkermord. 
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Die täglichen Meldungen, die aus EI Salvador eintreffen, bele- 
gen: Ein harter, ein blutiger Kampf ist im Gange. Welche Fakto- 
ren können Ihrer Meinung nach den Verlauf und den Erfolg des 
Kampfes bestimmen, den das salvadorianische Volk führt? 

Es gibt keinen Zweifel darüber, daß die christdemokratische 
Regierung jede nur denkbare Hilfe vom nordamerikanischen Im- 
perialismus erhält. Das ermöglicht ihr, sich an der Macht zu hal- 
ten. Waffen- und Militärberater aus den Vereinigten Staaten hal- 
ten sich in unserem Land auf. Salvadorianische Soldaten werden 
in Fort Gulick in der Panamakanalzone trainiert. (Das Interview 
wurde vor Schließung dieser militärischen Einrichtung geführt - 
J. Sch.) Diese Rückenstärkung verlängert den Krieg. Wenn es 
diese Unterstützung aus den USA nicht gäbe, dann würde sich 
unser Kampf verkürzen und auch vor allem die Leiden unseres 
Volkes. 

Ähnlich wie im Falle Nikaraguas erlebt auch EI Salvador eine 
starke internationale Solidarität. Inwieweit ist davon etwas in EI 
Salvador selbst zu spüren? Oder anders gefragt, kann sie Einfluß 
auf die Entwicklung in Ihrem Land nehmen? 

Die Solidaritätsbewegung, die sich zur Unterstützung unseres 
nationalen Befreiungskampfes entwickelt hat, macht sich auf die 
unterschiedlichste Art und Weise bemerkbar. Unser Kampf be- 
kommt moralische Unterstützung. Dies benötigen wir. Die Welt 
muß den wirklichen Charakter der in San Salvador Herrschenden 
erfahren. Das soll und muß zur diplomatischen, wirtschaftlichen 
und sonstigen Isolierung des Regimes führen. So etwas hilft uns. 
Jene Regierungen, die kategorisch gegen eine Intervention in un- 
serem Lande sind, zum Beispiel Mexiko, Ekuador, Kanada und an- 
dere, die für das Selbstbestimmungsrecht der Völker eintreten, 
unterstützen unseren Kampf, weil sie darauf hinwirken, daß sich 
eben der Kampf ausdehnt. So werden Menschenleben gerettet; 
Menschen, die wir zum Aufbau unseres Landes brauchen. Die 
wichtigste Aufgabe der Solidarität bleibt es, die Gefahr einer In- 
tervention abzuwenden. Denn sie gefährdet nicht nur unser Land, 
sondern den Frieden in ganz Mittelamerika. Sollte es der US-Im- 
perialismus dennoch wagen, Truppen nach EI Salvador zu entsen- 
den, dann werden wir ihm die entsprechende Abfuhr erteilen, 
entschieden und kampfentschlossen. Natürlich wünschen wir das 
nicht. Wir möchten nicht noch mehr Menschen sterben sehen. 
Die Invasion würde unvorstellbare Folgen haben. Wir drängen da- 
her auf eine friedliche Lösung. Und da hilft uns die Solidarität. 

Der Ausgang des Kampfes hängt auch vom Zusammenhalt der 
revolutionären Parteien und Organisationen ab. Wie ist es darum 
bestellt? 

Der Einigungsprozeß der politischen Parteien und Organisatio- 
nen ist mit Riesenschritten vorangekommen. Besonders seit dem 


68 


Beginn der achtziger Jahre. Von anfänglichen Übereinkünften, 
die eine Koordination der Aktionen zum Ziel hatten, kamen wir 
bekanntlich zur Bildung der Nationalen Befreiungsstreitkräfte 
„rarabundo Marti". In einem solchen Prozeß entstand auch die 
Revolutionär-Demokratische Front. In ihr haben sich die revolu- 
tionären Massenorganisationen zusammengeschlossen. Das sind 
Beweise für die Einheitsbestrebungen in unserem Volk. Sie ent- 
wickeln sich auf einer breiten sozialen Grundlage. Sie reichen 
von der Arbeiterklasse über die Bauernschaft bis zum Bürgertum. 


Gewisses Aufsehen erregte, daß sich Jose Napoleon Duarte im 
Herbst 1984 mit der Opposition traf. Viele Salvadorianer wün- 
schen den Dialog, der den Frieden bringen soll. Die Position der 
Nationalen Befreiungsfront „Farabundo Marti" (FMLN) und der 
Revolutionär-Demokratischen Front (FDR) ist da eindeutig. 

Skeptisch stehen indes die Salvadorianer dem Präsidenten Du- 
arte gegenüber. Warum setzte er sich im Herbst 1984 mit denjeni- 
gen an einen Tisch, die er zuvor noch als „Banditen" und „Terrori- 
sten" bezeichnet hatte? Duarte sieht sich starkem in- und auslän- 
dischem Druck ausgesetzt. Immerhin präsentierte er sich wäh- 
rend der Wahlkampagne im Frühjahr 1984 als ein Mann, dem es 
gelingen könnte, den Konflikt im Land politisch zu lösen. Nun soll 
er die abgegebenen Versprechen einhalten. Die katholische Kir- 
che forderte von ihm, er solle dem Beispiel des kolumbianischen 
Staatschefs Betancur folgen, der 1984 einen Waffenstillstand mit 
der Guerilla in seinem Land erreichte. Das Komitee der Gewerk- 
schaftseinheit (CUS), des größten Gewerkschafts- und Interes- 
senverbandes des mittelamerikanischen Landes, drängte gleich- 
falls auf Verhandlungen. Die CUS favorisierte Duarte im Wahl- 
kampf. Sie schloß sogar mit ihm einen formellen „Gesellschafts- 
vertrag". Im August 1984 drohte sie, diesen Kontrakt zu kündigen, 
wenn Duarte nicht sein Versprechen, Friedensgespräche und Re- 
formen, erfüllte. Druck kommt auch von den Studentenverbän- 
den und linken Gewerkschaften. Und auch so mancher Verbün- 
dete in Europa spricht sich für Kontakte aus. Die Contadora-Staa- 
ten, also Kolumbien, Mexiko, Panama und Venezuela, die sich 
seit 1983 für den Frieden in der Region engagieren, drängen Du- 
arte zum Dialog, wohl wissend, daß der Frieden in Mittelamerika 
über den Frieden in El Salvador führt. 

Daß sich Duarte schließlich zum Treffen mit der Opposition be- 
reit fand, hatte auch wahltaktische Gründe. Der Wahlkampf in 
den USA im Herbst 1984 wurde nicht zuletzt auch von den Ereig- 
nissen in Mittelamerika mitbestimmt. Präsident Reagan war we- 
gen seiner EI-Salvador-Politik ins Kreuzfeuer seiner politischen 
Gegner geraten. „Das Treffen von La Palma (Ort der ersten Be- 
gegnung - J. Sch.) entsprach einer konjunkturellen Notwendig- 
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keit, sowohl für Duarte als auch für Reagan", meinte Santiago L6- 
pez, Mitglied der fünfzehnköpfigen „Vereinigten Revolutionären 
Leitung" der Befreiungsstreitkräfte. 

Unter dem Strich blieb indes: Mit dem Dialog erfolgte zugleich 
die offizielle Anerkennung der Befreiungskämpferorganisationen 
als Vertreter ihres Volkes und als ihre legitimen Partner. Sie gin- 
gen international gestärkt aus der Begegnung hervor. Ihr Bündnis 
läßt sich nun noch mehr erweitern um die Kräfte, die politisch 
den Zielen der Befreiungsfront zustimmen, aber den bewaffneten 
Kampf ablehnen. Die politische Massenbewegung erhielt damit 
Auftrieb. Illusionen gibt man sich freilich nicht hin. Noch gibt es 
weder Anzeichen dafür, daß die Machthaber in San Salvador ein- 
lenken, geschweige denn abdanken wollen. 


Weichenstellung in der Armee 


Es blieb nicht nur ein Thema für die 45 000 Mann starken salvado- 
rianischen Streitkräfte: die Beförderung von 205 Offizieren, die 
Ende 1984 vollzogen wurde. Der Ruck nach rechts war augenfäl- 
lig, ganz deutlich wurde er in der Führungsspitze. Zwei Obristen 
avancierten zu Generalen. Der eine, Rafael Bustillo, ist Chef der 
Luftstreitkräfte und der andere, Rodolfo Blandon, Chef des Gene- 
ralstabs. 

Beide sind keine Unbekannten. Die Luftwaffe bombardierte un- 
ter Bustillos Kommando im Jahre 1984 338mal die Zivilbevölke- 
rung EI Salvadors. Sie folgte damit dem Rat US-amerikanischer 
Offiziere, die die von den Befreiungsstreitkräften gehaltenen Ge- 
biete systematisch „freibomben" wollen. Tote Zonen sollen ent- 
stehen. Dafür bezieht die salvadorianische Luftwaffe bestes 
Kriegsgerät aus den USA. 

Die Luftwaffenoffiziere, eine elitäre Schicht, und da besonders 
Bustillo, widersetzen sich jedem politischen Dialog. Sie lehnen 
eine Anerkennung der Befreiungsstreitkräfte ab. Die Todes- 
schwadronen, die 1984 1973 Zivilisten ermordeten, bekommen 
durch solche Haltungen Auftrieb. Diese Kommandos werden zum 
Teil unterhalten aus den Kriegskassen, die 1985 mit fast einer Mil- 
liarde Dollar angefüllt sind, 20 Prozent des gesamten salvadoria- 
nischen Haushaltes. 

Dennoch, die Bilanz für die Regierenden in San Salvador ent- 
wickelt sich nicht günstig. Joaquin Villalobos, einer der jüngsten 
führenden Kommandanten, verbuchte für die Opposition im 
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Jahre 1984: Das Jahr hat „den Revolutionskräften große Fort- 
schritte" gebracht. Sie haben wichtige Gebiete erobert und im 
Westen des Landes, wo sie bisher kaum aktiv gewesen waren, 
eine Front eröffnet. 


Castros Vision 


„Für die amerikanische Führung ist es jetzt an der Zeit zu begrei- 
fen, daß das Lateinamerika, das sie jahrzehntelang als ihren na- 
türlichen ‚Hinterhof' betrachtete, wo sie Regierungen einsetzte 
und stürzte, wo sie Befehle erteilte und wo amerikanische Bot- 
schafter Entscheidungen fällten, die von den Präsidenten der ein- 
zelnen Republiken hätten getroffen werden müssen, nicht mehr 
existiert. 

Es ist höchste Zeit für die Vereinigten Staaten zu begreifen, 
daß der Sozialismus in einem beträchtlichen Teil der Welt unum- 
stößliche Realität wurde und nicht beseitigt werden kann, weder 
durch einen Krieg noch durch wirtschaftlichen und militärischen 
Druck", sagte Fidel Castro dem Reporter der US-Zeitschrift 
„Newsweek". „In den kommenden Jahren, möglicherweise noch 
vor dem Jahr zweitausend, dürfte Kuba nicht das einzige latein- 
amerikanische Land sein, das den Sozialismus als Regierungssy- 
stem wählt, obwohl die anderen sich vielleicht nicht dem fälsch- 
lich sogenannten kubanischen Modell, das wir keineswegs verall- 
gemeinern wollen, anschließen werden. Es wird nichtsozialisti- 
sche Regierungen geben, die entschlossen sind, die wirtschaftli- 
che Vorherrschaft der transnationalen Unternehmen zu verhin- 
dern. Die Vereinigten Staaten werden sich wohl oder übel daran 
gewöhnen müssen." 

Noch aber drohen die USA mit Gewalt. Das sagen ihre Grund- 
satzdokumente zur Lateinamerikapolitik aus, angefangen von 
dem, was das „Komitee von Santa Fe" vorgelegt hat, bis zu den 
Empfehlungen der Kissinger-Kommission. Über sie sagte Senator 
Alan Cranston, daß die Vorschläge zur erhöhten Militärhilfe be- 
deuten, Öl ins Feuer des Krieges in Mittelamerika zu gießen. Und 
sein Kollege Gary Hart erklärte, daß die Empfehlungen Kissingers 
wenig Aussicht auf einen dauerhaften Frieden in der Region bö- 
ten, weil sie die Militärhilfe überbetonten, die Unterstützung für 
die nikaraguanischen Konterrevolutionäre qguthießen und nicht 
unterstrichen, daß die Armut und nicht der Kommunismus der 
Feind Nummer eins in Mittelamerika sei. Die Empfehlungen der 
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Kissinger-Kommission decken sich weitgehend mit einem Ge- 
heimdokument, das seit November 1983 in Washingtoner Kon- 
greßkreisen zirkuliert und das die vom Santa-Fe-Komitee formu- 
lierte Maxime, daß der Krieg zur Norm bei der Regelung interna- 
tionaler Beziehungen werden soll, präzisiert. Danach bereitet sich 
das Oberkommando Süd der US-Streitkräfte, Sitz Panama, auf 
eine militärische Lösung des Problems Nikaragua vor. Sein einsti- 
ger Befehlshaber hatte die Devise ausgegeben, daß die strategi- 
schen Interessen der USA mit Gewalt durchzusetzen sind. Gene- 
ral Paul Gorman, im Korea- und Vietnamkrieg hochdekoriert, 
meinte zum direkten Vorgehen gegen Nikaragua: Es beruhe auf 
zwei Elementen, einer direkten Militärpräsenz der USA in der Re- 
gion und dem Aufwiegeln der übrigen Länder gegen Nikaragua. 
Beiden Bedingungen sieht sich Washington nähergekommen. 
Die US-amerikanisch-honduranischen Kriegsübungen ermöglich- 
ten die Stationierung von zeitweise 5000 US-Soldaten in Hondu- 
ras. Während der Manöver prüfte die US-Armee die von ihr ge- 
schaffene militärische Infrastruktur, wie Flugplätze und Radarsta- 
tionen. Zugleich werden die Spionageflüge über Nikaragua und EI 
Salvador ausgedehnt. 


Kriegsstudien und Friedenswille 


Ist es Zufall, daß mittlerweile auch eine Studie mit dem Titel „Ko- 
sten der alternativen politischen Strategien gegenüber EI Salva- 
dor 1984-1989" von der Georgetown-Universität verbreitet 
wurde? Das dortige „Zentrum für Internationale und Strategische 
Studien", das 1962 von Admiral Harley Burguer gegründet wurde, 
dem Chef der Marineoperationen der USA von 1955 bis 1961, ge- 
hört zu den Stützen der Reaganschen Mittelamerikapolitik. Die 
Studie versucht nun nachzuweisen: Die Eventualpläne des Penta- 
gons für eine Invasion und Okkupation zu realisieren würde den 
Vereinigten Staaten über 16 Milliarden Dollar, 2000 bis 5000 Tote 
und 9000 bis 19.000 Verwundete kosten. Das Szenarium, das hier 
präsentiert wird, sieht sowohl „die symbolische Mitwirkung von 
CONDECA-Kräften" als den reaktionären Kräften aus EI Salvador, 
Honduras, Guatemala vor, die den mittelamerikanischen Verteidi- 
gungspakt CONDECA wiederzubeleben versuchen, als auch „die 
Koordinierung der Operationen mit paramilitärischen Kräften von 
Honduras aus", schrieben im Herbst 1984 lateinamerikanische 
Zeitungen. 
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Die Völker sind beunruhigt. Eine Reihe von Staaten des Halb- 
kontinents sucht nach einer friedlichen Lösung, die, wie der ko- 
lumbianische Präsident Betancur meinte, „zu einem Wettrennen 
mit der Zeit" geworden ist. Sein Land gehört zusammen mit Me- 
xiko, Panama und Venezuela zu denen, die sich besonders um 
den Frieden in der Region sorgen. 


Mehr Selbstbewußtsein 
im „Hinterhof“ 


Immer deutlicher zeigt sich eine Art lateinamerikanischer Solida- 
rität, die nicht zuletzt auf gleiche Sorgen, und da vor allem auf 
die Abhängigkeit vom US-Imperialismus zurückzuführen ist. Aber 
da sind auch die gleichen Erfahrungen, die man mit Washingtons 
Politik machen mußte und bis heute noch macht. 

Es handelt sich um die Neuauflage einer Politik, die darauf ab- 
zielt, Lateinamerika in Abhängigkeit zu halten. Doch die Verhält- 
nisse sind heute andere. Das Selbstbewußtsein der Lateinameri- 
kaner ist größer geworden. Die Erfolge der Nikaraguaner beim 
Kampf für ihre souveränen Rechte, die erfolgreichen Operationen 
der salvadorianischen Opposition, die ihnen innen- wie außenpo- 
litisches Prestige eintrugen, und die Veränderungen im südlichen 
Teil des Halbkontinents, wo Militärdiktaturen zusammenbrachen, 
dokumentieren unter anderem das gestiegene Selbstbewußtsein 
eines Halbkontinents, dessen Bewohner die Erfolge des anderen 
Landes mehr als anderswo auch als die ihrigen ansehen. Gemein- 
same Geschichte, Kultur, Sprache, Hoffnungen und Wünsche 
verbinden sie und bestimmen dieses Gemeinschaftsgefühl. 

Und da ist der Aufbau des Sozialismus in Kuba. Er stimuliert 
die Völker. Erfolgreich hat Kuba seine Gesellschaft umgewandelt. 
Erfolgreich hat es der aggressiven Politik der nördlichen Nach- 
barn widerstanden. Es sind ermutigende Beispiele für die Latein- 
amerikaner. Hier sehen sie zugleich die Alternativen. 

Der mexikanische Schriftsteller Carlos Fuentes stellt dazu fest: 
„Fragt die Leute, die im Elendsviertel von Buenos Aires, den fave- 
las von Rio, den callampas von Santiago leben, ob sie Angst vor 
dem Kommunismus haben. Diese Bettler, diese Parias, werden 
euch antworten, daß sie nur Angst haben vor ihren jetzigen Un- 
terdrückern, jenen, die sie im Namen des Kapitalismus und der 
repräsentativen Demokratie ausbeuten, und daß sie diesem Zu- 
stand alles vorziehen, was eine Änderung bedeutet." 

Dieser Kampf für Veränderungen ist in Lateinamerika heftiger 
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denn je entbrannt. Er gehört zu den großen Klassenauseinander- 
setzungen und Befreiungskämpfen unserer Zeit, in denen sich 
der Hauptwiderspruch unserer Epoche reflektiert, der zwischen 
Sozialismus und Kapitalismus. Kapitalistisch geht es mehr oder 
weniger in allen 33 formell selbständigen Staaten Lateinamerikas 
zu - mit einer Ausnahme - Kuba. Nikaragua ist dabei, dieses Sy- 
stem zu überwinden. 

Auch wenn sich der Kapitalismus in diesem Teil der Welt hier 
und da deformiert präsentiert, wenn sich neben ihm noch vorka- 
pitalistische Produktionsformen finden, wenn er in bestimmten 
Ländern unterschiedlich ausgeprägt ist, so trifft doch für ihn ins- 
gesamt zu: Er hat eine Reife erlangt, die alle materiellen Voraus- 
setzungen für den Übergang zum Sozialismus einschließt. 

Riesige industrielle Ballungszentren sind anzutreffen, in Me- 
xiko, in Argentinien, in Brasilien. Im letztgenannten gleich drei: 
Sao Paulo, Rio de Janeiro und Belo Horizonte. Sie sind vergleich- 
bar mit denen des kapitalistischen Südeuropa. Fast drei Viertel 
der auf dem Halbkontinent produzierten Waren haben als Absen- 
der die zehn größten Städte Lateinamerikas. 

Brasilien, Mexiko, Argentinien, Venezuela zählen heute bei- 
spielsweise als Industrie-Agrar-Staaten zu den wirtschaftlich am 
stärksten entwickelten Ländern Lateinamerikas. Doch ihre Ent- 
wicklung vollzieht sich sehr widersprüchlich, in Abhängigkeit von 
den Erscheinungen der allgemeinen Krise des Kapitalismus, der 
Zuspitzung der für diese Länder schon seit längerem typischen 
Strukturprobleme, der wissenschaftlich-technischen Revolution, 
der verstärkten Konzentration und Zentralisation der Produktion 
und insbesondere der starken Beteiligung des ausländischen Mo- 
nopolkapitals. 

Mit dem Eindringen der transnationalen Monopole in die Wirt- 
schaften Lateinamerikas nahm auch die Anfälligkeit für die ge- 
ringste Erschütterung in der kapitalistischen Welt zu. Die Folgen 
sind dabei weit stärker in Lateinamerika zu spüren als in den kapi- 
talistischen Metropolen. Das wissen die Lateinamerikaner aus ei- 
gener Erfahrung. Die kapitalistischen Krisenfolgen bekommen 
besonders die Werktätigen zu spüren. Doch dagegen wehren 
sich die Arbeiter immer öfter und mit größeren Kampfaktionen. 

Dabei können sie auf eine lange Kampftradition zurücksehen. 
Anders als in Afrika oder Asien entstand in Lateinamerika die Ar- 
beiterklasse bereits recht früh, in den großen Bergbauzentren 
und Plantagen. Und früh meldeten sie ihre Forderungen an, wie 
die Salpeterarbeiter in Chile oder die Bananenpflücker in Mittel- 
amerika. Ihr Aufbegehren ging einher mit der Bildung von Ge- 
werkschaften und politischen Organisationen. 

Seither hat die Arbeiterklasse, die zum Zeitpunkt der Oktober- 
revolution etwa 5 Millionen zählte, eine beachtliche quantitative 
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und qualitative Entwicklung durchgemacht. 113 Millionen Latein- 
amerikaner gehörten zu Beginn der achtziger Jahre zur erwerbs- 
tätigen Bevölkerung; 62 Millionen waren Lohnabhängige. Und 
dieser Trend hält an. Das Proletariat bildet in den meisten Staa- 
ten des Halbkontinents die stärkste soziale Gruppe, insgesamt 
45,1 Prozent der gesamten erwerbstätigen Bevölkerung. Davon 
sind 43,2 Prozent in der Industrie, 20 Prozent in der Landwirt- 
schaft und 36,8 Prozent im Handel und in den Dienstleistungen 
anzutreffen. 

Auffallend ist, daß sich der Konzentrations- und Differenzie- 
rungsprozeß nicht nur im sozialen und produktiven Bereich voll- 
zieht, sondern auch von Land zu Land, von Territorium zu Territo- 
rium. 

„Während 1950 nur 9,6 Prozent der Menschen in Städten mit 
mehr als einer Million Einwohner lebten, sind es jetzt rund 30 Pro- 
zent", unterstrich ein Kommentar in der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung" am 5. April 1984. „Experten (der CEPAL, der Wirtschafts- 
kommission der Vereinten Nationen für Lateinamerika - J. Sch.) 
wiesen ... darauf hin, daß es in der Bevölkerungsentwicklung 
große Unterschiede zwischen den Ländern im nördlichen Teil 
Südamerikas und in dem ‚weißen Süden' gebe, wo das Wachs- 
tum ungefähr dem in Südeuropa entspreche, zu den ‚weißen' Ge- 
bieten gehören Argentinien, Chile, Uruguay und Südbrasilien, die 
in den vergangenen 150 Jahren eine starke Einwanderung aus Eu- 
ropa erlebt haben." 


Lateinamerika wächst 


Lateinamerika wird - so eine Prognose der CEPAL - im Jahre 
2000 voraussichtlich rund 560 Millionen Einwohner haben, von de- 
nen 37 Prozent in Städten mit mehr als einer Million Menschen le- 
ben werden. 

Das derzeitige Anwachsen der lateinamerikanischen Bevölke- 
rung, die heute mehr als 360 Millionen Menschen umfaßt, wird 
laut verschiedenen Aussagen bis zum Beginn des 21. Jahrhun- 
derts hinein anhalten, allerdings mit voraussichtlich geringeren 
Zuwachsraten. Während von 1960 bis 1965 die Bevölkerung der 
lateinamerikanischen Länder noch um jährlich 2,8 Prozent im 
Durchschnitt anstieg, beträgt der Zuwachs in der Mitte der acht- 
ziger Jahre nur noch 2,3 Prozent. Es wird vermutet, daß das 
Wachstum um das Jahr 2000 auf jährlich 1,7 Prozent zurückgeht. 
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Zu Beginn der sechziger Jahre gebaren 80 Prozent aller latein- 
amerikanischen Frauen mehr als fünf Kinder. Heute ist diese Pro- 
zentzahl bedeutend geringer. Gestiegen ist die Lebenserwartung 
der Lateinamerikaner. Sie liegt im Durchschnitt bei 64,4 Jahren. 

Die Zuwanderer vom Land formieren das Arbeitskräftereservoir 
und zugleich das Proletariat der ersten Generation. Sie tragen 
nichtproletarische Auffassungen in die Arbeiterklasse, die sich 
nicht immer günstig auf den Klassenkampf auswirken. Zumindest 
läßt dieser Zustrom neuer Kontingente von Arbeitenden neue 
Tendenzen in der Orientierung der klassenkämpferischen Aktio- 
nen aufkommen. Oftmals treten die Interessen und Bedürfnisse 
einzelner Arbeiterschichten in den Vordergrund, ohne das ge- 
samte Anliegen des Proletariats richtig zu berücksichtigen. Ge- 
rade die Übergänge von bestehenden Militärdiktaturen zu zivilen 
Regierungen, die von 1982 bis zum Frühjahr 1985 die Situation im 
südlichen Amerika kennzeichneten, verdeutlichen dies. Gewerk- 
schaften treten mit durchaus berechtigten Forderungen auf. Ihre 
Erfüllung hat indes bei der katastrophalen Hinterlassenschaft der 
Militärs Wirtschaftskorrekturen zur Folge, die nur in einem größe- 
ren gesellschaftliichen Rahmen vorgenommen werden können. 
Die Arbeiterklasse hat hier gleichberechtigter Partner zu sein, 
wenn nicht wieder rechten Kräften zum Zuge verholfen werden 
soll. 


Das Proletariat organisiert sich 


Der Proletarisierungsprozeß verläuft widersprüchlich. 

Der politische und ideologische Einfluß bürgerlicher und klein- 
bürgerlicher Parteien auf bedeutende Teile der jungen Arbeiter- 
klasse hinterläßt in einigen Ländern deutliche Spuren und zeigt 
sich in der Diskrepanz zwischen der Kampfbereitschaft bei wirt- 
schaftlichen und sozialen Fragen und dem Klassenbewußtsein, 
dem politischen Engagement überhaupt. 

Die unterschiedlichen Haltungen der Lohnabhängigen prägen 
sich mit dem steigenden Anteil ingenieurtechnischen Personals 
auf vielen Produktionsebenen in den verschiedenen Industrie- 
zweigen und Betrieben zunehmend stärker aus. Die Angehörigen 
dieser neuen Gruppierungen unter den Werktätigen verfügen oft- 
mals nicht nur über eine höhere Allgemeinbildung und berufliche 
Qualifikation, sondern sind in der Regel auch jünger. Da sie in 
wichtigen, sich in der Regel rasch entwickelnden, technisch fort- 
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geschrittenen Betrieben eine oftmals herausragende Position ein- 
nehmen, bedeutet es, daß die Perspektive des Klassenkampfes 
nicht zuletzt von ihrer Haltung abhängt. Die verschärfte Ausein- 
andersetzung macht indes auch um sie keinen Bogen. Sie wer- 
den in die Klassenauseinandersetzungen hineingezogen. 

Die chilenischen Kupferarbeiter, die gegenüber ihren Klassen- 
genossen finanziell und sozial oftmals bessergestellt sind, betei- 
ligen sich mehr und mehr an den Auseinandersetzungen zwi- 
schen der Arbeiterklasse und dem Pinochetregime. Ähnliches 
läßt sich auch über die Metallarbeiter von Sao Paulo sagen. Sie 
sehen sich in den großen Unternehmen zumeist vom ausländi- 
schen Kapital beherrscht und einer verschärften Ausbeutung aus- 
gesetzt. Die hohe Arbeitsintensität, der verlängerte Arbeitstag 
und der kaum eingehaltene Arbeitsschutz haben zu einem Anstei- 
gen der Arbeitsunfälle geführt. Dabei können diese Arbeiter sich 
nach Meinung der Unternehmer noch „glücklich" schätzen, denn 
immerhin haben sie Arbeit. 

Die Krise in der kapitalistischen Welt trifft Lateinamerika hart. 
Das Ausmaß der Arbeitslosigkeit, die Inflation, der Kaufkraft- 
schwund haben zu einem schnellen sozialen Abstieg geführt. Die 
Arbeitslosigkeit ist eine Massenerscheinung geworden. Anfang 
der achtziger Jahre waren davon Millionen Lateinamerikaner be- 
troffen. Sie sind das lebendige Beispiel dafür, wie unfähig der Ka- 
pitalismus ist, elementare Menschenrechte und soziale Probleme 
anzupacken. Diese sind nur von einer siegreichen Arbeiterklasse 
im Bündnis mit anderen Werktätigen zu lösen. Kein lateinamerika- 
nisches Land demonstriert es so eindeutig wie das sozialistische 
Kuba. 

Nur ein geringer Prozentsatz der werktätigen Bevölkerung die- 
ses Halbkontinents ist gewerkschaftlich organisiert. Dabei ist 
dies von Land zu Land und oftmals von Industriezweig zu Indu- 
striezweig noch recht unterschiedlich. Daß eine solche schwach 
entwickelte und zudem unterschiedliche Organisationsstruktur 
dem Kampf für wirtschaftliche, soziale und politische Forderun- 
gen wenig zuträglich ist, versteht sich von selbst. Diese Zersplit- 
terung des Proletariats muß überwunden werden. 

Drei große Gewerkschaftsströme sind gegenwärtig auszuma- 
chen: Da ist der „Ständige Kongreß für Gewerkschaftseinheit der 
Werktätigen Lateinamerikas" (CPUSTAL), in dem nationale Ge- 
werkschaftsverbände anzutreffen sind, die auf festen Klassenpo- 
sitionen stehen. Ihm gehören etwa 20 Millionen, ein Drittel, der 
auf dem Subkontinent gewerkschaftlich organisierten Werktäti- 
gen an. Rund 50 Prozent sind eingeschriebene Mitglieder in der 
„Interamerikanischen Regionalorganisation der Werktätigen" 
(ORIT) und in der „Zentrale der Werktätigen Lateinamerikas" 
(CLAT). Nur in wenigen Ländern gibt es gesamtnationale Gewerk- 
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schaftszentralen, so beispielsweise in Bolivien und Uruguay. Eini- 
gungsbestrebungen sind durchaus in einer Reihe von Ländern im 
Gange. In Brasilien berief man im November 1983 eine National- 
konferenz der Werktätigen ein, auf der vor allem die in der Land- 
wirtschaft Beschäftigten repräsentiert waren. Die Delegierten 
vertraten etwa 7 Millionen gewerkschaftlich organisierte Mitglie- 
der, Lohnarbeiter, Halbproletarier und Bauern. Wie sehr das Klas- 
senbewußtsein erwacht, läßt sich auch daran erkennen, daß die 
Gewerkschaften zunehmend auch für demokratische und antiim- 
perialistische Ziele eintreten. Besonders zeigte es sich in den Län- 
dern, die unter den Militärregimes stöhnten. In Chile ist es noch 
heute der Fall. 


Krisenjahre 


Die kapitalistischen Wirtschaftskrisen der Jahre 1974 und 1975 
und von 1979 bis 1983 haben den Kontinent arg mitgenommen. 
Die Verbraucherpreise erhöhten sich 1980 um 56 Prozent und 
1982 um 79,7 Prozent. Die Realeinkünfte der Werktätigen gingen 
enorm zurück. Ende der siebziger Jahre verfügte mehr als die 
Hälfte der Lateinamerikaner nicht über die Mittel, um ihre ele- 
mentaren Lebensbedürfnisse zu befriedigen. 

Lateinamerika erlebte 1983 in wirtschaftlicher Hinsicht das 
schlimmste Jahr seit einem halben Jahrhundert. Das Pro Kopf- 
Bruttoinlandsprodukt fiel nach Angaben der Wirtschaftskommis- 
sion der Vereinten Nationen für Lateinamerika (CEPAL) auf den 
Stand von 1977 zurück. Viele Lateinamerikaner spürten es 
schmerzhaft. Die Preissteigerungen erreichten Rekordhöhen. In 
Argentinien stiegen sie von 220 Prozent 1982 auf rund 300 Prozent 
Ende 1983. In Brasilien erhöhten sie sich im gleichen Zeitraum 
von 97 auf 213 Prozent. Die Zahl der Arbeitslosen nahm 1983 in 
der gesamten Region um 1,13 Millionen zu. Da fiel natürlich auf, 
wenn in dieser Zeit ein Land wie Nikaragua eine wirtschaftliche 
Wachstumsrate von 3 Prozent erreichte. Kuba lag sogar weit dar- 
über. Doch insgesamt kam der Subkontinent nicht aus dem Kri- 
sental heraus. 

Wiederholt beteten die Verantwortlichen über die Strategie, 
die aus der Wirtschaftskrise herausführen sollte. Anfang 1984 tra- 
fen sie sich in der ekuadorianischen Hauptstadt Quito. Monate 
später setzten sie ihre Beratungen in der kolumbianischen Hafen- 
stadt Cartagena fort. Schnell war man sich darin einig, daß die 
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gewaltige Auslandsverschuldung einem wirtschaftlichen Auf- 
schwung im Wege stehe. 

Allein Brasilien müßte, bleiben laufende Umschuldungsver- 
handlungen erfolglos, zwischen 1985 und 1989 57 Milliarden Dol- 
lar zur Tilgung zurückzahlen - und außerdem 12 Milliarden Zinsen 
im Jahr. Daß es damit überfordert wäre, haben seine Politiker 
mehr als einmal deutlich ausgesprochen. Ähnliches trifft auch 
auf die meisten hochverschuldeten Staaten Lateinamerikas zu. 
Mitte der siebziger Jahre betrugen die finanziellen Auslandsver- 
bindlichkeiten der Lateinamerikaner etwa 70 Milliarden Dollar. 
Ende 1980 waren es bereits 200 Milliarden. 1985 sind daraus 368 
Milliarden Dollar geworden. Nach dem statistischen Durchschnitt 
hätte demnach jeder Lateinamerikaner eine Auslandsschuld von 
1000 Dollar zu tragen. Für die meisten hieße das, mehrere Jahres- 
einkommen zur Schuldenbegleichung aufzubringen, vorausge- 
setzt, sie haben überhaupt Arbeit. Allein für Zinsen mußten die la- 
teinamerikanischen Staaten 1983 zwischen 35 und 50 Prozent ih- 
rer Deviseneinkünfte einsetzen. 

Die Exporterlöse aber sind als Folge der Krise und des Protek- 
tionismus der imperialistischen Industriestaaten rückläufig und 
neue Kredite an äußerst schlechte Bedingungen geknüpft. Die 
von Washington betriebene Hochrüstungspolitik und deren aben- 
teuerliche Finanzierung ließ die Zinsen enorm steigen. Jedes Pro- 
zent mehr Zinsen heißt für Lateinamerika eine zusätzliche Bela- 
stung von jährlich 3 Milliarden Dollar. Und so fließt ein immer 
größerer Teil des Nationalprodukts der Lateinamerikaner in US- 
amerikanische Banktresore. „Wir riskieren ein Massaker", 
schreibt Carlo de Benedetti, Vorsitzender des Olivetti-Konzerns, 
in einem Grundsatzartikel für die italienische Zeitung „La Repü- 
blica", „weil die Gläubiger weiterhin ihre Schuldner strangulieren, 
ohne zu merken, daß ihr Kopf in derselben Schlinge steckt." Für 
den Olivetti-Boß steht fest: „Man muß sich darüber im klaren 
sein, daß die großen Schulden einiger Länder Lateinamerikas nie- 
mals zurückgezahlt werden können. Also gilt es, von der Tatsa- 
che Kenntnis zu nehmen, daß die Schulden der Armen von den 
Reichen bezahlt werden müssen." 

Die Notstandssituation in einer Reihe südamerikanischer Län- 
der bleibt. Es bleiben der chronische Hunger von 120 Millionen 
Menschen und der frühe Tod von jährlich einer Million unterer- 
nährter Kinder. Die Präsidenten Argentiniens, Brasiliens und Me- 
xikos, der Länder, die die meisten Schulden auf sich vereinigen, 
aber auch das Staatsoberhaupt von Kolumbien erklärten dazu: 
„Unsere Länder können diese Risiken nicht auf unbegrenzte Zeit 
hinnehmen. Wir haben unsere feste Absicht bekräftigt, das Un- 
gleichgewicht zu überwinden und Bedingungen zu schaffen, die 
eine Wiederherstellung und Verstärkung des Wirtschaftswachs- 
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tums und der Prozesse zur Verbesserung des Lebensstandards 
unserer Nationen ermöglichen." 

Noch läuft die Strategie der Schuldnerländer des Kontinents 
auf keine Einheitsfront hinaus, doch immer deutlicher zeichnet 
sich bei einigen von ihnen eine gemeinsame Zielrichtung ab. Ve- 
nezuela, Brasilien und Mexiko beispielsweise verlangen von den 
US-amerikanischen Großbanken, die Tilgungsfristen für Kredite 
beträchtlich zu verlängern und Zinszahlungen für eine gewisse 
Zeit auszusetzen. Zum erstenmal, so fällt auf, treten mehrere la- 
teinamerikanische Regierungen mit gleichen Forderungen zur 
gleichen Zeit auf. 


An der Spitze des Kampfes 


In Lateinamerika gibt es 25 kommunistische und Arbeiterpar- 
teien. Die Mehrzahl von ihnen formierte sich unmittelbar unter 
dem Einfluß der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution. 

Viele Kämpfe mußten die Kommunisten bestehen. Sie waren 
und sind stets an der Spitze des nationalen und sozialen Befrei- 
ungskampfes zu finden, organisieren den Widerstand gegen reak- 
tionäre Diktaturen, wie sie beispielsweise im Süden Amerikas 
bis zum Frühjahr 1985 anzutreffen waren und es in Chile und Pa- 
raguay noch sind. In einigen Ländern, so in El Salvador und Gua- 
temala, nehmen die Kommunisten am bewaffneten Kampf teil. 
Anderswo sind sie im Parlament anzutreffen, so in Kolumbien 
und Peru. 

Die Geschichte ihres Kampfes kennt auch Niederlagen und 
Rückschläge. Der Putsch in Chile im September 1973 war ein sol- 
cher. 

Die Avantgarde des Proletariats ist dadurch jedoch nicht von 
der politischen Szene abgetreten. Im Gegenteil - sie erstarkte, 
gewann an Reife und Erfahrung. 

In einigen Ländern sind die Kommunisten dabei, Massenpar- 
teien der Arbeiterklasse zu schaffen, deren Einfluß sich auch auf 
die Bauernschaft, die Angehörigen der Intelligenz und der Mittel- 
schichten, die besonders in Ländern wie Chile und EI Salvador 
ausgeprägt sind, erstreckt. 

Ihr Augenmerk richtet sich aber auch, und dies nicht zuletzt, 
darauf, die Aktionseinheit der Arbeiterklasse herzustellen. Natür- 
lich ist der Stand in den einzelnen Ländern recht unterschiedlich. 
Teilweise ist man schon gut vorangekommen, so in Uruguay. 
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400 000 bis 500 000 Kommunisten sind in den kapitalistischen 
Staaten Lateinamerikas organisiert. Daß ihre Zahl noch nicht grö- 
Rer ist, hat verschiedene Gründe: die jahrzehntelange Repression 
der herrschenden Gruppen gegenüber allen fortschrittlichen Ten- 
denzen, die antikommunistische Propaganda, die unter den weni- 
ger Gebildeten oftmals nicht ohne Wirkung bleiben. 

Die Vereinigten Staaten lassen sich diese Propaganda einiges 
kosten. Sie stützen sich dabei auf die verschiedenen Agenturen 
vor Ort. So haben sie zur Allendezeit in Chile der großbürgerli- 
chen Tageszeitung „El Mercurio" beträchtliche Summen für ihren 
antikommunistischen Feldzug zur Verfügung gestellt. Heute ge- 
schieht ähnliches in Nikaragua mit der Tageszeitung „La Prensa". 

Die Tatsache, daß eine Reihe der kommunistischen Parteien in 
der Illegalität kämpfen muß, bleibt nicht ohne Folgen für den Mit- 
gliederstand. Doch in einigen Ländern ändern sich allmählich die 
Kampfbedingungen. Am 8. Mai 1985 konnten die Brasilianer im 
„Diario Oficial", dem Regierungsanzeiger, ein Manifest der Brasi- 
lianischen Kommunistischen Partei (PCB) finden. „Das politische 
Leben des Landes verläuft nach langen Jahren des Widerstandes 
gegen die Willkür in Richtung auf eine demokratische Reorgani- 
sation der brasilianischen Gesellschaft", schreiben die brasiliani- 
schen Kommunisten. Die Publikation ihres Statuts und ihres Pro- 
gramms ebnete der Partei, die 37 Jahre in der Illegalität kämpfen 
mußte, den Weg, beim Obersten Wahlgericht um ihre Registrie- 
rung und Legalisierung nachzusuchen. „Es handelt sich um einen 
historischen Tag", kommentiert der Parlamentsabgeordnete Ro- 
berto Freire das Ereignis. Er gehörte der oppositionellen Brasilia- 
nischen Demokratischen Bewegung an und trat zugleich als 
Sprecher der verbotenen Kommunistischen Partei auf. 

Viele der Parteien haben in ihrem jahrzehntelangen Kampf 
schwere Opfer bringen müssen. Zu den über Hunderttausenden 
von der Reaktion in Lateinamerika in den letzten Jahren Ver- 
schleppten gehören viele Kommunisten; unter ihnen der Erste 
Sekretär der Paraguayischen Kommunistischen Partei (PCP), An- 
tonio Maidana. 


Antonio Maidana 


Die Bilder von ihm, die ich kannte, waren alt; noch vor seiner Ge- 
fängniszeit aufgenommen, also vor über 20 Jahren. Ich durfte 
demnach keinen jungen Mann erwarten, zumal die Jahre, die An- 
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tonio Maidana im berüchtigten dritten Polizeikommissariat von 
Asunciön verbrachte, doppelt zählen. Als sie ihn dorthin ver- 
schleppten, hatte er gerade seinen zweiundvierzigsten Geburts- 
tag begangen. Als den Ersten Sekretär des ZK der Paragua- 
yischen Kommunistischen Partei eine weltweite Protest- und Soli- 
daritätsbewegung freikämpfte, zählte er 61 Jahre. Die 19 Jahre, 
die dazwischen lagen, sollen im Leben eines Mannes die besten 
sein, fruchtbar, produktiv in der Arbeit. 

Und Maidanas Jahre? Wie sahen sie aus? 

„Das Zuchthausreglement zielt in erster Linie darauf ab, jeden 
total zu isolieren. Es ist das Regime der vier Wände, und zwar 
Jahr für Jahr, ohne Sonne, ohne Lektüre. Ja, die ersten 15 Jahre 
waren am härtesten, denn die Diktatur hatte sich gegen uns ver- 
schworen. Es war völlig klar, sie wollten uns fertigmachen", er- 
zählte er im Gespräch. 

Schwer zu sagen, was mich an diesem Genossen besonders 
beeindruckte. Die Begegnung mit ihm nach seiner Freilassung 
berührte mich tief. War es die zurückhaltende, bescheidene Art 
dieses Kommunisten, der wußte, was hinter ihm lag? Er war der 
Hölle entkommen. War es seine Art zu sprechen? Dieses sanfte 
Spanisch mit dem Tonfall der Guarani, der indianischen Urein- 
wohner seiner Heimat Paraguay? 

Der Haß der Stroessnerdiktatur, die seit 1954 in diesem süd- 
amerikanischen Land existiert, widerspiegelt die unversöhnliche 
Feindschaft gegenüber den Kommunisten, den konsequentesten 
Kämpfern gegen dieses Regime, das vielen ehemaligen Nazigrö- 
ßen Unterschlupf bot. 

Antonio Maidana ließ nach seiner Freilassung nie einen Zweifel 
daran aufkommen, daß das Exil nur eine andere Front im Kampf 
gegen dieses menschenverachtende System sein würde. 

Sein eigentlicher Platz ist im Land, wo sich die Opposition im- 
mer enger zusammenschließt, trotz härtester Verfolgungen. 
360 000 Paraguayer gingen in den über drei Jahrzehnten Stroess- 
nerdiktatur durch eins der zahlreichen Militärgefängnisse oder 
durch eine der Polizeistationen. „Herrschaft durch Angst" über- 
schrieb die US-amerikanische Menschenrechtskommission 
„America's Watch" im Herbst 1984 einen ihrer Berichte über die 
Zustände in Stroessners Machtbereich, der sich mit einer 
„Kombination von Unterdrückung und Zugeständnissen" hält. 

Die großen vier Oppositionsparteien, die nicht ins Scheinparla- 
ment Einzug gehalten haben, schlossen sich 1978 zur „Paragua- 
yischen Nationalen Übereinkunft" (ANP) gegen die Diktatur zusam- 
men. Dieses Bündnis seiner Gegner beunruhigt zunehmend 
Stroessner. Er versucht, sie mundtot zu machen. 

Dazu gehört auch sein Anschlag auf Antonio Maidana, bei dem 
ihm reaktionäre argentinische Militärs halfen. Im August 1980 


82 


hielt sich Stroessners „Kriegsminister" in Buenos Aires auf. Seit- 
dem fehlt jede Spur von Antonio Maidana und seinem Kampfge- 
fährten Emilio Roa. Die Liste der Verbrechen, begangen von die- 
ser Diktatur, ist lang. Mit Antonio Maidana und Emilio Roa fielen 
ihr zwei bewährte Kämpfer in die Hände. Ihre Spur verliert sich in 
den zahlreichen Gefängnissen des Landes. 

Zurück bleiben die Worte Antonio Maidanas, gesprochen 1958 
vor dem Gericht in Asunciön: „Die Paraguayische Kommunisti- 
sche Partei ist eine mächtige Kraft unseres Volkes. Ihr Kampf ge- 
gen den Imperialismus, für die Interessen der Nation, findet die 
Sympathien und die Unterstützung der Paraguayer. Sie können 
mich umbringen. Sie werden jedoch nicht imstande sein, die Par- 
tei und ihre Ideen zu vernichten." 


Lateinamerikas 
Kommunisten und die Revolution 


Daß sich Kampfkraft und Masseneinfluß® der kommunistischen 
und Arbeiterparteien nur in der Auseinandersetzung mit anderen 
politischen Kräften erreichen lassen, dies gehört zu den gesam- 
melten Erfahrungen der Kommunisten des Halbkontinents. Sie 
sehen sich oftmals, wie beispielsweise in Argentinien, etablierten 
bürgerlichen und kleinbürgerlichen Parteien gegenüber, deren 
Einfluß bis in die Arbeiterklasse reicht. Zugleich treten die Kom- 
munisten konsequent nichtmarxistischen Auffassungen ent- 
gegen, die von reformistischen, anarchosyndikalistischen, trotzki- 
stischen und ultralinken Gruppen verbreitet werden. Bolivien ist 
hier ein besonders krasses Beispiel. 

Diese Auseinandersetzungen sind unumgänglich, will man die 
Aktionseinheit erreichen. Die Kommunisten des Halbkontinents 
sind heute der Auffassung, daß die antiimperialistisch-demokrati- 
sche Etappe der Revolution auf die Tagesordnung gehört. Vor- 
aussetzungen dafür sind mehr oder weniger vorhanden. Die be- 
trächtliche Reife des Kapitalismus, die Existenz einer sowohl 
quantitativ als auch qualitativ durchaus beeindruckenden Arbei- 
terklasse, die Tatsache, daß kampferfahrene markistisch-lenini- 
stische Parteien bestehen und daß sich die sozialen Konflikte ge- 
fährlich zugespitzt haben, gehören dazu. Die Vermutung besteht 
zu Recht, daß sich hier eine revolutionäre Entwicklung, einge- 
schlossen auch die sozialistische Perspektive, eher als in manch 
anderem Land an der Peripherie der kapitalistischen Welt erge- 
ben könnte. Natürlich ist das ein komplizierter und mühevoller 
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vielschichtiger Kampf. Zuallererst schließt er die Kampfansage 
gegen das Vorherrschaftsstreben der USA und die von ihnen ge- 
stützten reaktionären Diktaturen ein. Nur so kann der nationale 
und soziale Befreiungskampf vorangetrieben werden. Und damit 
ist zwangsläufig verbunden, daß sich der Kampf nicht mehr allein 
in einem engen nationalen Rahmen vollzieht. Der nationale und 
soziale Befreiungskampf der Lateinamerikaner nimmt zuneh- 
mend internationale Dimensionen an. Die Kommunisten Latein- 
amerikas stellen den Zusammenhang zwischen ihrem Kampf und 
der internationalen Entwicklung her. 

Die Kommunisten Chiles beispielsweise sehen auf dreifache 
Weise den Frieden auf dem Kontinent bedroht: erstens durch die 
Gefahren eines atomaren Weltkrieges, zweitens durch die ag- 
gressiven Handlungen des Imperialismus und drittens durch die 
Möglichkeiten bewußt provozierter kriegerischer Auseinanderset- 
zungen zwischen den lateinamerikanischen Staaten. Der Falk- 
landkrieg 1982, der Überfall auf Grenada im Oktober 1983 und der 
nichterklärte Krieg gegen das nikaraguanische Volk haben den 
Lateinamerikanern deutlich gemacht, welche Gefahren von der 
imperialistischen Politik ausgehen. Sicherlich führte diese Er- 
kenntnis auch zu dem wachsenden Engagement bestimmter Re- 
gierungen im Friedenskampf. So ist es sicher kein Zufall, daß Me- 
xiko und Argentinien zu den Unterzeichnern des Sechsstaatenap- 
pells an die Kernwaffen besitzenden Mächte gehören. Am 22. Mai 
1984 wandten sie sich zusammen mit Indien, Griechenland, 
Schweden und Tansania an die fünf Kernwaffenmächte und for- 
derten sie auf, die nukleare Rüstung einzustellen und die Atom- 
waffenpotentiale zu reduzieren. Besonders Argentinien verfolgt 
hartnäckig dieses Ziel. Präsident Raul Alfonsin ernannte einen 
Abrüstungsbeauftragten. Argentinien möchte, daß der Sechs- 
staatenappell weltweit von Organisationen und Persönlichkeiten 
unterstützt wird. Und auch mexikanische Politiker blieben nicht 
untätig. Sie setzten sich auf internationaler Ebene dafür ein, Zu- 
spruch für diese Initiative zu erhalten und deren Forderungen zu 
realisieren. 

Globale Zusammenhänge und Verantwortungen bestimmen 
mehr und mehr das Auftreten lateinamerikanischer Politiker und 
Völker. Rodney Arismendi führte diese Einstellung darauf zurück: 
„Das Schicksal der Völker Lateinamerikas ist nicht zu trennen 
vom Kampf der Völker um Entspannung, gegen Aufrüstung und 
gegen imperialistische Aggressionen." Diese Ansicht des Ersten 
Sekretärs des ZK der KP Uruguays gewinnt auf dem Kontinent zu- 
nehmend ihre Anhänger. Sie setzt sich auch innerhalb der Bewe- 
gung der Nichtpaktgebundenen, in der sich die Lateinamerikaner 
immer stärker engagieren, durch. Dies beweist nicht zuletzt, daß 
Lateinamerikas weltpolitisches Gewicht zugenommen hat. 
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Revolutionäre im Priesterrock 


Der Mord an Oscar Arnulfo Romero verdeutlicht das Ausmaß der 
politischen und sozialen Kämpfe in EI Salvador. Aber nicht nur 
hier. Er ist zugleich Ausdruck der Auseinandersetzungen zwi- 
schen der Reaktion und dem gesellschaftlichen Fortschritt in den 
lateinamerikanischen Ländern, in die sich zunehmend auch die 
Kirche gestellt sieht und die sie herausfordern, für die Sache der 
Völker Partei zu ergreifen. 

Der ermordete Erzbischof von San Salvador bezog dabei eine 
eindeutige Position: „Die Welt, der die Kirche dienen soll, ist für 
uns die Welt der Armen. Unsere salvadorianische Welt ist keine 
Abstraktion. Sie ist vielmehr eine Welt, die fast ausschließlich 
aus armen und unterdrückten Männern und Frauen besteht. Und 
von dieser Welt sagen wir, daß sie der Schlüssel ist zum Ver- 
ständnis des christlichen Glaubens, des Handelns der Kirche, der 
Schlüssel zum Verständnis der politischen Dimension dieses 
Glaubens und dieses kirchlichen Handelns. Es sind die Armen, 
die uns sagen, was die polis, was die Stadt ist und was es für die 
Kirche bedeutet, wirklich in der Welt zu leben." 

Er stand mit dieser Meinung nicht allein da. Die Mehrzahl der 
Priester des Halbkontinents vertritt sie. 

Dazu zählt auch Gustavo Gutierrez. Der Endfünfziger aus dem 
Rimac-Viertel der Sechsmillionenmetropole Lima legte 1971 ein 
Werk vor, das nicht nur die Fundamente der Bewegung enthielt, 
sondern dieser innerkirchlichen Strömung auch den Namen gab: 
„Theologie der Befreiung". Den Überlegungen des peruanischen 
Priesters waren das Zweite Vatikanische Konzil, die Enzyklika Po- 
pulorum progressio (über die Entwicklung der Völker) und die la- 
teinamerikanische Bischofskonferenz in der kolumbianischen 
Stadt Medellin, die auf eine stärkere Hinwendung der Kirche zu 
den ärmeren Schichten orientierten, vorausgegangen. Und das 
auf einem Kontinent, der gewaltige soziale Konfliktpotentiale auf- 
weist und dessen Bevölkerung fast ausschließlich katholischen 
Glaubens ist. 

Die Kirche Lateinamerikas hat innerhalb der katholischen Welt- 
kirche an Bedeutung gewonnen. 

Gegenwärtig leben rund 40 Prozent aller Katholiken zwischen 
dem Rio Grande und Rio Bravo del Norte und Feuerland. In etwa 
anderthalb Jahrzehnten, sagen einige voraus, sollen es 50 Pro- 
zent sein. 


85 


Ernesto Cardenal - Priester, Dichter, Revolutionär 


Das politische Engagement lateinamerikanischer Christen 
bleibt nicht ohne Einfluß auf viele soziale Prozesse. 

In Nikaragua beispielsweise bekleiden drei Priester Ministerpo- 
sten. Die Kirchenführung dieses Landes drängte bereits im Früh- 
jahr 1981 darauf, daß diese padres ihre Ämter aufgeben, andern- 
falls befänden sie sich in offener Rebellion zur Amtskirche. Die 
Antwort der von ihrer Obrigkeit bedrängten Priester ließ nicht 
lange auf sich warten. Am 9. Juni 1981 war in der Tageszeitung 
„El Nuevo Diario" zu lesen: „Wir glauben an die Revolution!" 

Ich sprach darüber in der nikaraguanischen Hauptstadt mit Er- 
nesto Cardenal, dem Kulturminister Nikaraguas, der sich selbst 
als „marxistischer Christ" betrachtet. „Eben weil ich an die Errich- 
tung der vollkommenen kommunistischen Gesellschaft, an die 
Schaffung des Gottesreiches auf Erden glaube. Beide sind für 
mich identisch." Ihn prägte sein Aufenthalt in Kuba: „Ich sah, was 
der Sozialismus, allen Hemmnissen zum Trotz, erreichen kann, 
und mir wurde klar, daß in einer solchen Gesellschaft die Lehren 
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des Evangeliums zur Praxis des Lebens werden. Keine Prostitu- 
tion, keine Arbeitslosigkeit, keine Familien ohne Unterkunft, keine 
Unterernährung, keine endemischen Krankheiten, kein Analpha- 
betentum mehr, kostenlose Bildung und gesundheitliche Betreu- 
ung für alle, gleiche Ernährung für alle. Bei allen Mängeln, bei al- 
ler Langsamkeit des materiellen Fortschritts, wir kennen ja dafür 
die internationalen Ursachen, fand ich eine Gesellschaft voller 
Brüderlichkeit, voller Zuversicht." 

Der nikaraguanische Priester, einer der bedeutendsten Dichter 
seiner Heimat, spricht hier wohl nicht nur für viele innerhalb der 
lateinamerikanischen Kirchenbewegung. Er drückt auch aus, wo- 
von viele Lateinamerikaner träumen, was sie gern für sich reali- 
siert wünschen. Der Kampf darum ist in Lateinamerika heftiger 
denn je entbrannt. Es ist ein Kampf für den Fortschritt der 
Menschheit. Daß die Kirche als Ganzes nicht diese Positionen 
einnimmt, darf in diesem Zusammenhang nicht übersehen wer- 
den. Von Land zu Land, aber auch in den einzelnen Ländern sind 
unterschiedliche Haltungen zu beobachten. Argentiniens Kir- 
chenführung beispielsweise hat mehr oder weniger zu den Men- 
schenrechtsverletzungen geschwiegen, die von 1976 bis 1983 von 
den reaktionären Militärs begangen wurden. Sie hat sich, ganz 
anders als der Klerus im benachbarten Chile, mit wenigen Aus- 
nahmen zurückgehalten. Ähnliches läßt sich auch über die Kir- 
chenführung in Bolivien sagen. 

Der Druck der christlichen Basisgemeinden auf den hohen la- 
teinamerikanischen Klerus nimmt zu, trotz der Vorbehalte des Va- 
tikans, der eine auf das Diesseits gerichtete priesterliche Tätig- 
keit wiederholt kritisierte. 


Wandel im südlichen Amerika 


„Uruguay soll wieder ein Land werden, in dem die Menschen in 
Freiheit, ohne Furcht und ohne Gewalt leben." Wie zur Illustration 
seiner Worte unterschrieb Uruguays neuer Präsident, Julio Maria 
Sanguinetti, nur kurze Zeit danach ein Dekret, mit dem er das 
Verbot für die Tätigkeit politischer Parteien, der Gewerkschaften, 
der Studenten und anderer Massenorganisationen aufhob. Zu 
den Parteien und Organisationen, die damit wieder legal in einem 
der kleinsten Länder Südamerikas arbeiten dürfen, gehören die 
Kommunistische Partei (PCU) und die Sozialistische Partei (PSU), 
die Nationale Konvention der Werktätigen (CNT) und der Univer- 
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sitätsstudentenverband. Aufgehoben wurde auch das Verbot für 
das Erscheinen der Zeitung der uruguayischen Kommunisten „El 
Popular". 

Aber nicht das allein machte das Besondere dieses 1. März 
1985 in Uruguay aus. Mit dem Amtsantritt des 1936 in Montevideo 
geborenen Rechtsanwalts Julio Maria Sanguinetti näherte sich 
im Süden Amerikas gleichfalls ein Zyklus seinem Ende. Dazu ge- 
hörten das Abtreten der argentinischen Militärs nach sieben Jah- 
ren Diktatur im Dezember 1983 und der Präsidentenwechsel im 
März 1985 in Brasilien. Ein dunkles Kapitel in der Geschichte des 
„Cono Sur" (des Südkegels) wurde abgeschlossen. Manche be- 
fürchten, daß die zum Teil traumatischen Erfahrungen, die die 
Völker mit den Militärdiktaturen machen mußten, sie noch lange 
begleiten werden. 

Präsident Sanguinetti, der seit dem 1. März 1985 die Geschicke 
Uruguays lenkt, er ist übrigens der 74. Präsident in der Ge- 
schichte dieses Landes, gab den Irrtum offen zu, dem einst viele 
seiner Landsleute verfallen waren: „Wir Uruguayer nahmen an, 
daß wir vor Diktaturen geschützt wären. Es war eine irrige An- 
nahme. Wir haben sie teuer bezahlt." 

Uruguay, das ein Fünfzehntel der Fläche Argentiniens, des 
Nachbarn im Süden und Westen, und nur ein Fünfundzwanzigstel 
von Brasilien, dem Nachbarn im Norden und Osten, ausmacht, 
erlebte zu Beginn der siebziger Jahre einen kräftigen Auf- 
schwung der Volksbewegung. Am 5. Februar 1971 schlossen sich 
mit Blick auf die ein Dreivierteljahr später angesetzten allgemei- 
nen Wahlen ein gutes Dutzend politischer Parteien und Gruppie- 
rungen zur Frente Amplio zusammen, einem in vielem an die chi- 
lenische Unidad Popular erinnernden Bündnis. In Chile hatte kurz 
zuvor der Sozialist Salvador Allende die Präsidentschaft über- 
nommen. Der Umschwung in Chile und die berechtigten Hoffnun- 
gen, die sich die uruguayische Linke machen konnte, sorgten für 
Unruhe in Washington, wo man die Kräftebalance im südlichen 
Amerika zu eigenen Ungunsten sich verändern sah. Die urugua- 
yische Reaktion und deren ausländische Verbündete, vor allem die 
Vereinigten Staaten, setzten daher auf einen Putsch, den sie 
auch im Sommer 1973 initiierten und brutal vollzogen. Der Staats- 
streich in Uruguay nahm an Grausamkeiten vieles vorweg, was 
sich später in Chile ereignete. Uruguay, dessen Einwohner sich 
rühmten, eine der ältesten bürgerlichen Demokratien des Halb- 
kontinents zu haben, wurde zu einem Land der ciudadanos pro- 
scriptos (geächteten Bürger): 15 000 Männer und Frauen, unter 
ihnen Expräsident Jorge Pacheco aus der Colorado-Partei, der 
auch der heutige Präsident Sanguinetti angehört, verbot man für 
anderthalb Jahrzehnte die politische Tätigkeit. 

Über Nacht wurde Uruguay zur Folterkkammer Nummer eins in 
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Nach dem Putsch im Sommer 1979 wurde das Stadion von Montevideo 
zu einer Folterhölle für uruguayische Patrioten umfunktioniert. 


Südamerika. Die Vereinten Nationen trugen in jener Zeit bedrük- 
kendes Zahlenmaterial zusammen. Einer von jeweils 500 Uru- 
guayern saß im Gefängnis. Jeder zwanzigste hatte keinen Ar- 
beitsplatz. Einer von jeweils 20 war emigriert. Jeden achtzigsten 
hatten die Putschisten gefoltert. Zwei Dutzend Generale teilten 
sich die politische Macht. 

Ende 1980 versuchten sie, dem Land eine autoritäre Verfassung 
aufzuzwingen, und holten sich dabei eine empfindliche Abfuhr, 
die sie für längere Zeit sprachlos machte. 60 Prozent der stimm- 
berechtigten Uruguayer wiesen trotz Gewalt und Zwang den 
„Verfassungsentwurf" der Putschisten zurück. Rodney Arismendi 
nannte seinerzeit diesen unglaublichen Vorgang einen Markstein 
im Kampf für die Zerschlagung der Diktatur, für die Wiederher- 
stellung der Demokratie, der Freiheiten und Rechte in Uruguay. 
Auch der zweite Versuch, sich aus der weitgehenden innenpoliti- 
schen Isolierung zu befreien, mißglückte den Generalen in Mon- 
tevideo. Für den 28. November 1982 setzten sie Wahlen für die 
Führungsgremien von drei zugelassenen Parteien an. Nicht nur 
die eingeschriebenen Parteimitglieder, sondern alle wahlberech- 
tigten Uruguayer hatte man zur Stimmabgabe aufgefordert. Die 
Militärs hatten die Absicht, mit den Parteiführungen über ein Ver- 
fassungsprojekt zu reden, das ihre Herrschaft „legalisieren" und 
verewigen sollte. Doch die erträumte zivile Gefolgschaft blieb ih- 
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nen versagt. Die Anhänger des Militärregimes unterlagen bei die- 
sen Parteivorstandswahlen. Die ersten Plätze belegten Männer 
und Frauen, deren gegnerische Einstellungen zum Regime der 
Generale bekannt war. Der Schock dieser erneuten Niederlage 
hielt lange an. 

Die Putschistenoffiziere wehrten sich heftig gegen einen Dia- 
log mit den Parteien, der allein den Ausweg aus der Gesell- 
schaftskrise zeigen konnte. Erst im Sommer 1984 kam die Über- 
einkunft zustande, am letzten Novembersonntag desselben Jah- 
res Wahlen abzuhalten. Aus ihnen ging Dr. Julio Maria Sangui- 
netti, der seit 1981 an der Spitze der bürgerlichen Colorado-Par- 
tei steht, als Sieger hervor. 

Die Frente Amplio (Breite Front), die unter dem Druck des er- 
folgreichen Volkskampfes gleichfalls zu den Wahlen zugelassen 
wurde, durfte indessen nicht General i. R. Liber Seregni als ihren 
Kandidaten aufstellen. Er hatte 1971 für die Frente Amplio kandi- 
diert. Die Putschisten verurteilten ihn 1975 zu einer mehrjährigen 
Gefängnisstrafe. 

Der Kampf der uruguayischen Demokraten und die mächtige 
internationale Solidarität erreichten im Frühjahr 1984 seine Frei- 
lassung. 

Trotz bewußt vom Regime der zwölf Generale geschaffener 
Nachteile - die PCU kämpfte zum Wahltermin noch um ihre juri- 
stische Wiederzulassung, das heißt Legalität - konnte die Frente 
Amplio einen Stimmenanteil von 30 Prozent erzielen und gewann 
damit als einzige politische Bewegung Stimmen dazu. 

In der Hauptstadt Montevideo avancierte sie zur zweitstärksten 
Kraft und durchbrach damit das in Uruguay lange vorherr- 
schende Zweiparteiensystem. Im neuen Parlament ist sie mit 6 
Senatoren und 21 Abgeordneten vertreten. Kein vergleichbares 
Bündnis in Südamerika hat eine ähnliche Entwicklung genom- 
men. Die Frente Amplio hat in den Jahren der Unmenschlichkeit 
nicht nur schlechthin zusammengehalten, allein das wäre schon 
beachtlich und rühmenswert, nein, sie hat mit ihrer Strategie des 
geeinten und konsequenten Volkskampfes entscheidend zum 
Sturz der Diktatur beigetragen. Viele der Streiks, der Straßende- 
monstrationen, der Kämpfe, die die Pläne der Militärs durch- 
kreuzten, sind das Werk der Frente Amplio. Sie griff die Forde- 
rungen des uruguayischen Volkes wie keine andere politische 
und soziale Strömung auf. Nunmehr hat sie dem neuen Präsiden- 
ten ihre Unterstützung zugesagt, um das schwere Erbe von fast 
zwölf Jahren Militärdiktatur abzutragen. Er wird sie brauchen 
können. 
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Zukunft und Erbe 
in Brasilien 


Die Nachricht, die die Protokollbeamten in Brasilien in der Nacht 
zum 15. März 1985 erreichte, ließ diese zusammenfahren: der de- 
signierte Präsident Tancredo Neves im Krankenhaus. 39 Tage 
später verlas der Präsidialamtssprecher Antonio Brito mit der 
Schilderung des Gesundheitszustands, in dem sich der Fünfund- 
siebzigjährige in den letzten Stunden befunden hatte, diese 
Nachricht: „Ich bedauere mitteilen zu müssen, daß Seine Exzel- 
lenz der Präsident der Republik, Tancredo Neves, diese Nacht um 
22.23 Uhr verschieden ist." 

Das von vielen Befürchtete war eingetreten. Unabänderlich. 
Bis zuletzt hatte man gehofft. In den großen Städten des Riesen- 
landes breitete sich schlagartig Stille aus. Restaurants schlossen, 
die Straßen leerten sich. Die Menschen gingen nach Hause, 
stumm und traurig. Anderntags begleitete in der Industriemetro- 
pole Sao Paulo über eine Million Brasilianer den Sarg. Hundert- 
tausende füllten die Straßen in der Hauptstadt Brasilia. „O 
Globo", die größte Zeitung von Rio de Janeiro, berichtete: „Brasi- 
lianische Fahnen, weiße Tücher, Palmzweige, erstickende Stim- 
men singen die Nationalhymne, die Tränen fließen in Strömen 
über die Wangen. Das Volk von Sao Paulo begleitet den Trauer- 
zug, zeigt Schmerz für den Mann, der zum Symbol der Hoffnung 
wurde. Brasilien weint um Tancredo." 

Selten hat ein Volk Lateinamerikas sein politisches Schicksal in 
so kurzer Zeit mit einem Mann verknüpft, und selten hat es dieses 
Schicksal so spürbar verändert gefunden, gleichsam über Nacht. 
Für die meisten Brasilianer galt er mehr als ein Hoffnungsträger. 
Er war so etwas wie die Vaterfigur. Millionen Brasilianer setzten 
auf ihn, daß er den schwierigen, problemgeladenen Übergang 
zur „Nova Repüblica" (Neuen Republik) schaffen würde. 

In seinem fünfzigjährigen Politikerleben hatte sich Tancredo 
Neves als ein integrer Mann erwiesen. Als Rechtsanwalt vertei- 
digte er in jungen Jahren streikende Bergleute und ging dafür ins 
Gefängnis. Daß er ein mineiro war, also aus Minas Gerais 
stammte, jener Bergbauprovinz Brasiliens, wo Goldfunde im 
Jahre 1696 ein neues Kapitel brasilianischer Wirtschaftsge- 
schichte eröffneten, einer Provinz, die der Alten Welt mehr Gold 
gab als Mexiko und Peru, die beiden Goldadern des spanischen 
Kolonialimperiums, zusammen, Minas Gerais, dessen gewaltige 
Eisenerzlager die Basis langfristiger wirtschaftlicher Entwicklung 
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bilden, trug Tancredo Neves gewiß zusätzliche Sympathien ein. 
Doch mehr als der Reichtum dieser Provinz ist es die Art der 
Leute, die von daher kommen. Ruhig, ausgeglichen, nicht so 
heißblütig wie die Küstenbewohner oder so querköpfig wie die 
Leute aus dem Nordosten. Tancredo Neves' Leben war geprägt 
von dieser Region, wohin es im 18. Jahrhundert seine portugiesi- 
schen Vorfahren verschlagen hatte. 

Aber nicht nur das zeichnete ihn aus. Er selbst war schon zu 
Lebzeiten ein Stück brasilianischer Geschichte. Er saß im Ge- 
meinderat und im Bundesparlament, bekleidete Ministerämter 
und avancierte 1961 zum Ministerpräsidenten. In jenem Jahr 
stellte Brasilien diplomatische Beziehungen zur Sowjetunion her. 
Als 3 Jahre später die Militärs gegen die Regierung des Präsiden- 
ten Joao Goulart putschten, mußte auch Neves wie Tausende 
Brasilianer vorübergehend das Land verlassen. Zurückgekehrt 
trat er der einzig zugelassenen oppositionellen Partei, der Partei 
der Brasilianischen Demokratischen Bewegung (PMDB), bei, die 
ihn 1984 zu ihrem Präsidentschaftskandidaten ernannte. Daß sich 
so viele Brasilianer Neves zuwandten, war nicht zuletzt eine Ab- 
sage an die Militärs, die 21 Jahre lang im größten Land Südameri- 
kas geherrscht hatten und deren Ende überfällig war. Brasiliens 
innere Gegensätze nahmen in dieser Zeit bedrohlich zu. Das Land 
lernte technischen Fortschritt und erschreckenden Rückstand auf 
engstem Raum kennen. 

Die Generale gingen im März 1985. Sie ließen viele Probleme 
und Fragen zurück. Ein BRD-Korrespondent schrieb zu jener Zeit 
aus Rio de Janeiro nach Hause an seine Redaktion: „Im Augen- 
blick des Scheiterns dieses Militärregimes Gewissensforschung 
und Geschichtserhellung zu betreiben ist nicht die Art der Gene- 
rale, sie sind dem Volk noch immer eine Erklärung dafür schuldig, 
weshalb unter fast ständiger Ausrufung ‚demokratischer Ideale' 
achtbaren liberalen Politikern, wie dem früheren Präsidenten Ku- 
bitschek (1955-1960), die Bürgerrechte abgesprochen und von 
vielen Abgeordneten die Mandate kassiert wurden. Weshalb der 
erste Ministerpräsident, Marschall Castelo Branco, Vertreter der 
‚harten Linie' der Generale, 1967 daran gehindert wurde, die De- 
mokratie wiederherzustellen, und weshalb die Generale die Dikta- 
tur errichteten, ist von der Armee offiziell nie erläutert worden. 
Fünf Militärpräsidenten gab es seit 1964; warum jeder von ihnen 
nur unter erbitterten internen Machtkämpfen an die Spitze kam, 
wird von der Generalität weiter totgeschwiegen. Die Streitkräfte 
als Institution, als Kartell zur Machtverteilung auch für zahlreiche 
lukrative Chefposten der Verwaltung und der Staatskonzerne 
wollen Ihr Propagandabild von Einigkeit und Geschlossenheit 
nicht verdüstert sehen." 

Gewiß, die Militärs krempelten die Wirtschaftsstrukturen Brasi- 
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tiens um wie kaum jemand vor ihnen. Joao Figueiredo, der letzte 
unter den Generalspräsidenten, geizte zuletzt nicht mit Verglei- 
chen, um dem Militärregime noch etwas Glanz zu verleihen. 1964 
gab es in Brasilien 34 000 Kilometer asphaltierte Straßen, 20 
Jahre später 190 000. 1964 zählte das Land 1,3 Millionen Perso- 
nen- und Lastwagen, 1984 11,1 Millionen. 1964 besaß Brasilien 1,3 
Millionen Telefone, 1984 10,1 Millionen. 

Mit solchen Zahlenspielen warteten die Generale auf. Aber 
messen die Brasilianer allein daran den Fortschritt? 

Wenn auch die Infrastruktur verbessert wurde, technische 
Neuerungen Einzug hielten, die sozialen Strukturen muten nach 
wie vor katastrophal an. In den ärmsten Gegenden, im Nord- 
osten, leben rund 30 Millionen Menschen mit einem Jahresein- 
kommen von weniger als 25 Dollar. 308 000 Kinder starben 1984 
an Hunger, teilte das Weltkinderhilfswerk der Vereinten Nationen 
(UNICEF) mit. Von den 130 Millionen Brasilianern blieben 90 bis 
100 Millionen vom Wirtschaftskreislauf unberührt. Sie treten we- 
der als Käufer auf, weil ihnen dazu die Mittel fehlen, noch er- 
scheinen sie als Produzenten, weil sie ohne Arbeit sind. Sie doku- 
mentieren das eine Brasilien, jenes nahe der Armutsgrenze. Das 
andere bilden 5 Prozent der Bevölkerung, die über drei Viertel des 
Reichtums ihr eigen nennen. 

Tancredo Neves dürfte diese beiden Brasilien im Blick gehabt 
haben, als er davon sprach: „Entweder nehmen wir jetzt eiligst 
die großen Tansformationen in Angriff, die von der ganzen Na- 
tion mit Nachdruck gefordert werden, oder sie werden über un- 
sere Köpfe hinweg, ohne unsere Teilnahme und gegen unseren 
Willen gewaltsam realisiert, und dabei würde im Trubel der kol- 
lektiven Wut vieles in den Abgrund gerissen, was uns erhalten 
bleiben sollte, weil es zum unzerstörbaren Erbe unserer Nation 
gehört." 

Die soziale Unruhe stieg in diesem Land auch und gerade unter 
dem Militärregime. Sie begleitete den Rückzug der Uniformierten 
in die Kasernen, wenn sie ihn nicht sogar beschleunigte. Millio- 
nen Brasilianer zogen Anfang 1984 in den großen Städten wie 
Sao Paulo und Rio de Janeiro durch die Straßen und verlangten 
die Direktwahl des Präsidenten. „Direitas, ja" (Direktwahlen, 
jetzt). Diese Losung mobilisierte nahezu ein ganzes Volk. Um die 
nötige Verfassungsreform im Kongreß durchzusetzen, bedurfte 
es einer Zweidrittelmehrheit. Ganze 22 Stimmen fehlten am 
25. April 1984 an der erforderlichen Stimmenanzahl. 

Die Genugtuung, die darüber die Militärs empfunden haben 
mögen, war gewiß nur von kurzer Dauer. Ihr Kandidat, der Unter- 
nehmer Paul Maluf aus Sao Paulo, besaß kaum Chancen. „Tan- 
credo - ändere Brasilien!" Es war die Losung vieler Brasilianer. 
Wohl selten stand in diesem Land ein Politiker unter solch gro- 
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„Nieder mit der Diktatur!" - Millionen Brasilianer forderten es über Jahre. 


ßem Erwartungsdruck. Das Militärregime war, so Neves, „poli- 
tisch ein Schritt zurück". Nun galt es aufzuholen. 

Über 100 Milliarden Dollar Auslandsschulden quälen das Land. 
Als die Militärs 1964 die Macht an sich rissen, betrugen sie knapp 
4 Milliarden. Die Hochzinspolitik der USA traf die Brasilianer hart. 
Zog Washington die Zinsrate nur um 1 Prozent an, dann mußte 
Brasilien 400 Millionen Dollar zusätzlich zahlen. 

Brasilien vorwärtszubringen, dafür sollte Neves sorgen. Er gab 
seinem Land bereits am Vorabend der geplanten Präsidentschaft 
ein Stück politischer Kultur zurück. Er war, wie ihn Jose Sarney, 
sein Nachfolger auf dem Posten des Staatsoberhauptes, charak- 
terisierte, ein Beispiel für „Dialog und Aussöhnung". 

Zwei Stunden nachdem Neves' Herz zu schlagen aufgehört 
hatte, verkündete der am 15. März 1985 als Vizepräsident verei- 
digte Jose Sarney in einer stark beachteten Rede, seine Regie- 
rung werde eine „Regierung der Eintracht, des Wandels, der Ar- 
beit, der Moral und der Sparmaßnahmen" sein. Sie werde die 
vom ganzen Land erwarteten Veränderungen durchführen und 
dem Kampf gegen die Armut Vorrang einräumen. Die Inflation, 
die Wirtschaft und Löhne zerstöre, Hunger und Hoffnungslosig- 
keit verursache, solle „unermüdlich bekämpft" und gleichzeitig 
die „Privatinitiative gestärkt" werden. Doch gelte es, wachsam 
gegenüber Spekulanten und „Exzessen der Wirtschaftsmacht" zu 
bleiben. 

Zur Außenpolitik erklärte Sarney, daß sie auf „Unabhängigkeit 
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und Festigkeit" beruhe, wobei der „Toleranz Grenzen gesetzt 
sind". 

Die Parteien boten Sarney ihre Unterstützung an. Die Mitglie- 
der des Zentralkomitees der Brasilianischen Kommunistischen 
Partei (PCB) traten am 1. Juni 1985 erstmals seit 1947 wieder zu 
einer Öffentlichen Beratung zusammen. Im Abgeordnetenhaus 
der brasilianischen Hauptstadt erörterten sie Fragen der Legali- 
sierung und Stärkung ihrer Organisation. In einem Interview er- 
klärte der Generalsekretär des ZK der PCB, Giocondo Dias, daß 
die Partei den von Präsident Sarney angestrebten politischen 
Pakt unterstütze. Sie vertrete jedoch ihre eigene Position, sobald 
Entscheidungen der Regierung nicht den Interessen der Werktäti- 
gen entsprächen. 

Jose Sarney, ursprünglich zum „Vize" bestimmt, handelte un- 
ter der neuen Bürde des Präsidentenamtes erstaunlich schnell. 
Seine ersten Schritte deuteten an, daß er der Forderung des ihn 
tragenden Parteienbündnisses „Verändert Brasilien!" nachzukom- 
men gedenke. Anders als die fünf vorangegangenen Generalsprä- 
sidenten regierte er nicht mit Dekret, sondern gab dem Parla- 
ment seine gesetzgeberische Kraft zurück. Politische Restriktio- 
nen, einige davon noch aus dem 19. Jahrhundert, hob er auf. 

Vieles ist seit dem 15. März 1985 in Brasilien in Bewegung gera- 
ten. Das Wahlrecht für Analphabeten und die Direktwahl des Prä- 
sidenten wurden eingeführt. Und auch vorgenommene soziale 
Veränderungen erregen Aufsehen. Riesige Gebiete brachliegen- 
den Landes, so beschloß die Regierung Anfang Juni 1985, sollen 
an 7 Millionen arme Landbewohner verteilt werden. Präsident 
Jose Sarney kündigte eine grundlegende Agrarreform an. Sie 
sieht vor, jedes Jahr 1,5 Millionen Familien mit einem eigenen 
Stück Land zu versorgen. Die Gesamtfläche des zu verteilenden 
Bodens gab Sarney mit rund 130 Millionen Hektar an. Das ent- 
spricht der Größe der Fläche, die in Brasilien im Sommer 1985 
landwirtschaftlich genutzt wurde. „Es ist beklagenswert, daß nur 
1 Prozent aller Landeigner 45 Prozent der Agrargebiete besitzen", 
erklärte Sarney. Er selbst, Großgrundbesitzer, fügte hinzu: „Ich 
kenne die bitteren Ungerechtigkeiten auf dem Lande." 

Um brachliegendes Land gab es im Innern Brasiliens immer 
wieder Auseinandersetzungen zwischen Großgrundbesitzern und 
landlosen Bauern. „Wir haben in Brasilien bereits mehr als 1000 
landwirtschaftliiche Konfliktgebiete", erklärte der brasilianische 
Minister für Entwicklung und Agrarrefomen, Nelson Ribeiro, im 
Juni 1985. Die „Berner Zeitung" schrieb dazu am 1. Juni 1985: 
„Wenn das Vorhaben wirklich zustande kommt, dann würde es 
sich dabei zweifellos um die wichtigste Maßnahme sozialer Re- 
formen seit der Sklavenbefreiung vor knapp hundert Jahren han- 
deln." Die Forderung „Das Land dem, der es bearbeitet!" ist seit 
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der mexikanischen Revolution im zweiten Jahrzehnt dieses Jahr- 
hunderts ein Verlangen aller lateinamerikanischen Völker. Viele 
versuchten es zu stillen - Kuba erreichte es vollständig und zum 
Wohl des Volkes. 

Es gehörte auch zum damaligen Programm der chilenischen 
Unidad Popular (UP). 


1000 Tage Hoffnung 


Das Leben schien zu verlaufen wie anderswo in Südamerika. Sant- 
iago erwachte früh. Vor dem Morgengrauen gingen viele der Ar- 
beiter aus den Vororten San Bernardo und Pudahuel zu ihren fä- 
bricas (Betrieben), die Santiago wie ein Gürtel eng und fest um- 
geben. In überfüllten Bussen fuhren sie zu den Holzfabriken und 
Metallbetrieben am anderen Ende der chilenischen Hauptstadt. 

Stunden später sah das Bild dieser Stadt schon anders aus. 
Jungen trugen die Morgenzeitungen durch die Straßen, riefen 
die neuesten Nachrichten aus: „Studenten zur freiwilligen Ar- 
beit", „Die reaktionäre Eskalation dauert an". Die Schlagzeilen 
verrieten die Handschrift der linken Presse. Und an ihnen er- 
kannte man, daß der politische Rhythmus dieses Landes plötzlich 
ein anderer war. Aber nicht nur daran. An der Alameda „Bernado 
O'Higgins", der hauptstädtischen Magistrale, Ecke Teatinos- 
Straße, öffneten Obstverkäufer ihre Stände. An der Plaza de Ar- 
mas, mitten im Zentrum, das das aristokratische Santiago vom 
Regierungsviertel trennt, spielten Musikanten auf, sehr früh und 
ungewöhnlich laut. 

Santiago ererbte im Unterschied zu anderen lateinamerikani- 
schen Hauptstädten wenig von seinen spanischen Gründungsvä- 
tern. Nur der schachbrettartige Grundriß der Innenstadt erinnert 
noch an die spanischen Kolonisatoren. Zu Beginn der siebziger 
Jahre lebte fast jeder vierte Chilene in Santiago. Wohnungen wa- 
ren demnach rar. Viele kamen vom Land in der Hoffnung, in der 
Stadt Arbeit zu finden. Sie gerieten zumeist in eine Bleibe am 
Rande Santiagos, in eins der Elendsviertel, die die Hauptstadt 
zu erdrücken drohten. Die marginados (die an den Rand der Ge- 
sellschaft Gedrängten) setzten in der Mehrzahl ihre Hoffnungen 
auf einen Mann: Salvador Allende. Im November 1970 trat er sein 
Amt an. Kurz darauf baute man am Stadtrand neue Häuser. Fast 
alle Kinder zwischen sechs und vierzehn Jahren gingen zur 
Schule. Wo Häuser nicht ausreichten, benutzte man ausrangierte 
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Busse als Unterrichtsraum. Die Regierung widmete sich den Kin- 
dern wie keine andere vor ihr. 

Ich erlebte Chile damals als ein Land im Umbruch. Es war al- 
lenthalben spürbar. 


Vereitelter Boykott 


Eine Stunde braucht man von Santiago nach San Antonio. Kein 
Reiseführer erwähnt den Ort. Warum auch? Die mittelchilenische 
Hafenstadt kann gegenüber den benachbarten eleganten Badeor- 
ten nicht bestehen. Von hier fahren keine Dampfer nach den 
Juan-Fernandez- oder Osterinseln. Hier laden Frachter Kupfer 
aus der nicht weit entfernten Mine „El Teniente", um es nach Au- 
stralien oder Japan zu bringen. „Ein elendes Hafennest", stöhnen 
die Seeleute. Sie ziehen Valparaiso vor. Die größte Hafenstadt 
bietet halt mehr. Und doch besitzt auch San Antonio seine Reize. 

Da ist der bunteste Fischmarkt Mittelchiles. Nur ein paar Gas- 
sen von den Kais ostwärts liegt der Reichtum dieses Meeres aus- 
gebreitet: Blaugelbe mit einem Saugkissen am Bauch, choros 
(schwarze Muscheln), Locos (muschelähnliche Tiere), nach de- 
nen geübte Taucher Tag für Tag die felsige Küste absuchen, con- 
grios, die rotgeflammten langen Zungen gleichen. Hunderte 
Fischarten hält das chilenische Meer bereit. Es ist ein Reichtum, 
der nicht immer genutzt wurde. 

Daß unter der neuen Regierung der Fisch einen bevorzugten 
Platz auf der Speisekarte erhielt, hatte nicht nur damit etwas zu 
tun, daß er gut schmeckte, wie sich der Fremde schnell über- 
zeugte, sondern daß in den Geschäften des südamerikanischen 
Landes das Fleisch fehlte. Wohlgemerkt das Rindfleisch. Vieh- 
züchter schlachteten Tausende Rinder ab, als die Regierung der 
Unidad Popular (UP) 1970 die Staatsgeschäfte übernahm. Sie 
fügten damit Chile unermeßlichen Schaden zu. Es war der Be- 
ginn der Destabilisierungspolitik. Die Linken sollten den denkbar 
schlechtesten Start haben, wenn man schon diese „kommunisti- 
sche Regierung" nicht verhindern konnte. 

Aber in Santiago wußte man sich zu helfen. Der auftretende 
Mangel an Rindfleisch sollte mit einem größeren und reichhalti- 
geren Fischangebot ausgeglichen werden. 

Das war nicht einfach. Der chilenischen Küstenfischerei fehlte 
es an manchem. Vor allem an Schiffen, die auch auf hoher See 
fischen konnten. Von einer Fischverarbeitungsindustrie konnte 
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San Antonio mit dem buntesten Fischmarkt ganz Chiles 


gleichfalls keine Rede sein. Fachleute aus der Sowjetunion und 
Polen halfen. San Antonio änderte sich. Der veraltete und viel zu 
kleine Hafen bekam ein neues Becken und Kühlhallen, die den 
von sowjetischen und polnischen Schiffen gefangenen Fisch auf- 
nehmen konnten. Für manche Chilenen ging das unbemerkt vor 
sich. Vielleicht weil es am Rande des langgestreckten Landes ge- 
schah. Aber es war wichtig, um die Versorgung zu sichern. 


Schach den Landlords 


Aber das viel Wichtigere hieß Agrarreform. Viele Länder des 
Halbkontinents standen und stehen vor dieser Aufgabe. Die Uni- 
dad Popular hatte sie im Dezember 1969 in ihr Programm aufge- 
nommen. 


Wenn ich mich mit Chilenen, mit Städtern zumeist, über das 
Leben auf dem Lande unterhielt, bekam ich häufig zur Antwort: 
Das sind einige sefores, die viel Boden besitzen, ihn bearbeiten 
lassen und mit dem Gewinn ein angenehmes Leben in der Stadt 
führen. Sie kleiden sich nach der neuesten europäischen oder 
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nordamerikanischen Mode. Ihre Ponchos sind aus englischem 
Flanell gewebt. Die Sättel, in denen sie sitzen, fertigten die be- 
sten Geschirrmacher Londons an, sie trinken französischen 
Champagner. Ihre Seidenhemden kommen aus Italien. Die Juwe- 
len ihrer Frauen schickt man ihnen aus den europäischen Metro- 
polen. 

Darin unterscheiden sich die chilenischen Großgrundbesitzer 
nicht von denen in EI Salvador, Guatemala, Kolumbien oder Bra- 
silien. Sie bewegen sich noch heute in der Tradition, die vom 
Spanien und Portugal des 16. Jahrhunderts übernommen wurde, 
in den - so der mexikanische Schriftsteller Carlos Fuentes - „ver- 
rotteten Strukturen des feudalen Absolutismus". Damit wollte die 
Regierung des Sozialisten Allende brechen. 

Ganz Chile lag unter diesem Netz von fundos, die in anderen la- 
teinamerikanischen Ländern fazendas, haciendas oder estancias 
heißen, aber alle ein und dasselbe bedeuten: Landgüter, Herren- 
höfe. „Sie gleichen Königreichen", beschrieb sie einst der Vizekö- 
nig von Mexiko. Das nicht nur, weil sie oftmals größer als man- 
cher Kleinstaat feudaler Prägung waren - und es hier und da 
noch sind. Ein in sich geschlossenes System - so zeigte sich der 
fundo, das chilenische Gut. Alles war hier mehr oder weniger vor- 
bestimmt. Dafür sorgte sein Besitzer. Er legte fest, was in der 
Wirtschaft, der Politik und der Erziehung zu geschehen hatte. Er 
kontrollierte die örtlichen Behörden, die Polizei und den Richter, 
den Bürgermeister und den Steuerbeamten. Die fundo-Gemein- 
schaft lebte meistens von sich und für sich selbst. Sie baute be- 
stimmte Kulturen an - in Mitte- und Südchile Weizen und 
Obst -, Kulturen, die exportiert wurden. Eigene Werkstätten, 
Schulen, Kirchen und eigene Läden und vor noch nicht allzu lan- 
ger Zeit auch eigenes Geld gehörten zu ihrem Besitz. 

Dieses Bodenmonopol degradierte die Bauern zu Pächtern, zu 
Lohnarbeitern, zu Erwerbstätigen ohne größere Geldeinkünfte. 
Somit waren sie oftmals als Käufer für industrielle Waren ausge- 
schlossen. Aber die sich entwickelnde Industrie, vor allem für 
Konsumgüter, brauchte Käufer. Nicht von ungefähr traten Kreise 
der Industriebourgeoisie für eine Agrarreform ein; zumal dieses 
System der Landwirtschaft auch nicht in der Lage war, die Indu- 
strie besser und billiger mit landwirtschaftliichen Rohstoffen zu 
versorgen. 

Auf meiner Fahrt nach Südchile fielen sie mir immer wieder 
auf, die fundos. Das Gut, das ich besuchte, lag am Rande des 
Dorfes. Eichen, Buchen und Manios, die Bäume des chilenischen 
Südens, spendeten der schmalen Veranda, dem Rasen und der 
Rosenhecke Schatten. In den Zimmern Porträts, meistens von Fa- 
milienangehörigen, selten von irgendwelchen nationalen Ge- 
schichtsgrößen, kostbare Blumenvasen, Kristallkronleuchter, Sil- 
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berbestecke. Alles gediegen. Gleich hinter dem Gut breiteten 
sich die Weizenfelder und Weinberge aus. Weiden und Oliven- 
haine schlossen sich an. Ein Stück mediterraner Welt. Vielleicht 
zog es deshalb so viele Auswanderer aus Südeuropa hierher, 
Spanier und Jugoslawen. Aber auch viele Deutsche ließen sich 
hier nieder. Von der casa grande (dem Herrensitz) etwas entfernt 
liegen die Arbeiterbehausungen, die rucas (Erdhütten) am Rande 
staubiger Wege, Strohdächer, oft ohne Türen, Lehmfußboden. 

So sah es auf dem Lande aus, als in Santiago ein neuer Präsi- 
dent das Amt übernahm. In Salvador Allende setzten viele der 
Bauern ihr Vertrauen, campesinos, die vom Sonnenaufgang bis 
zum -Untergang auf den Gutsländereien schufteten, auf den Ge- 
treideböden, in den Scheunen, den Ställen, Lagern und auf den 
Viehkoppeln, in der Molkerei, der Schmiede, oder wie es in Süd- 
chile häufig der Fall war und ist, in einem kleinen Sägewerk, das 
zum Gut gehört. Als Salvador Allende seine Präsidentschaft be- 
gann, nahmen diese Güter 90 Prozent des bestellbaren Bodens in 
Chile ein, einer landwirtschaftlichen Nutzfläche, die, je Kopf der 
Bevölkerung berechnet, kein europäisches Land aufzuweisen hat. 
Feudale Lebensweise und feudaler Arbeitsstii kennzeichneten 
über Jahrhunderte solch ein Gut. Etwa ein Zehntel des fruchtba- 
ren Bodens bestellte man, der Rest diente als Weideland. Wis- 
senschaftliche Erkenntnisse blieben dieser Landwirtschaft vor- 
enthalten. Der fundo blieb für diese alte Besitzerkaste nur zu oft 
ein Unternehmen, in das man nicht investierte. Es gehörte zum 
Erbe, das beinahe automatisch jedes Jahr die Finanzen der weit- 
verzweigten Sippe in der Großstadt aufbesserte. 

Jede Regierung in Santiago wäre früher oder später gezwun- 
gen gewesen, mit einer Ordnung Schluß zu machen, die es zu- 
ließ, daß rund 500 000 Hektar des besten Bodens nur als Natur- 
wiese genutzt wurden, während Chile Jahr für Jahr mehr Devisen 
für den Weizenimport ausgab. Allein 1969 kaufte es für 150 Millio- 
nen Dollar Nahrungsmittel und Getränke im Ausland ein. Sie 
machten 16 Prozent seiner Einfuhren aus. So mancher fragte 
sich, wieso ein Land, dessen Bodenfläche der Gesamtgröße 
Frankreichs, Portugals und Belgiens gleichkommt, ein Land, das 
38 Breitengrade und verschiedene Klimazonen einschließt, nicht 
in der Lage war, seine damals knapp 10 Millionen Einwohner zu 
ernähren, obwohl Fachleute meinten, daß die Landwirtschaft Chi- 
les durchaus eine drei- bis viermal so große Bevölkerung versor- 
gen könnte. Schon in den dreißiger Jahren gehörte es zu den hit- 
zig umstrittenen Themen im politischen Leben Chiles. Die Volks- 
frontregierung, die 1938 zur Macht gelangte, befaßte sich ausgie- 
big damit. Die Regierung der Christdemokraten, die 1964 die 
Staatsgeschäfte übernahm und sie bis zum Herbst 1970 ausübte, 
führte in ihrem Programm gleichfalls den wichtigen Punkt Agrar- 
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reform auf. Freilich dauerte es zwei Jahre, bis sie ein entspre- 
chendes Gesetz verabschiedete. Am 26. April 1966 verkündete sie 
das Dekret Nummer 16 456, das die Enteignung aller Betriebe mit 
mehr als 80 Hektar bewässerten Landes erlaubte. Diese Hektar- 
zahl bildete so etwas wie eine Verrechnungseinheit. Die Eigentü- 
mer mit schlechterem Boden durften weit mehr Land behalten. 
Freis Regierung legte ferner fest: Alle mobile Habe bleibt den al- 
ten Besitzern. Für die enteigneten Güter und Böden erhalten die 
Besitzer Abfindungen. 

Dieses zögernde Vorgehen der chilenischen Christdemokraten 
diente nicht dazu, die Macht und den Einfluß der Großgrundbesit- 
zer zurückzudrängen, geschweige denn zu brechen. Im Gegen- 
teil, durch das inkonsequente Vorgehen der Regierung nicht ge- 
hindert, schürten sie mit ganzseitigen Annoncen in den Zeitungen 
den Widerstand gegen die beabsichtigten Reformpläne. Es ge- 
lang ihnen, Banden zu formieren, Straßensperrungen zu errich- 
ten, die Beamten der Agrarreformbehörde unter Druck zu setzen. 
Ein bewaffnetes „Agrarkommando" formierte sich. Es verfügte 
über Hubschrauber und Funkgeräte. In der Südprovinz Linares 
kam es zu jener Zeit zu schweren Krawallen. Der Besitzer des 
etwa 300 Kilometer südlich von Santiago gelegenen fundo „La 
Piedad" (Das Erbarmen), 660 Hektar groß, ließ 1969 einen Bauern- 
führer ermorden, der sich für die Agrarreform eingesetzt hatte. 
Es glich einem Vorspiel zu den Zusammenstößen, die diese Kaste 
später gegenüber der Regierung der Unidad Popular provozierte. 

Unter Frei schuf man nur auf 9,4 Prozent der landwirtschaftli- 
chen Nutzfläche neue Besitzverhältnisse. Indessen stagnierte die 
Produktion mehr oder weniger. Sie erreichte zwischen 1960 und 
1970 Zuwachsraten von nur 1,6 bis 1,7 Prozent. Sie warf nicht an- 
nähernd den Gewinn ab, den sie hätte bringen können. Es 
herrschte weiterhin Lebensmittelmangel. Die Hälfte der chileni- 
schen Bevölkerung blieb unterernährt. Die politisch-wirtschaftli- 
che Machtstellung der Gutsbesitzer dauerte zum Schaden der 
chilenischen Bevölkerung an. Sie zu brechen sollte Allendes vor- 
rangige Aufgabe werden. Die Gutsbesitzerkaste wehrte sich hart- 
näckig gegen jeden Fortschritt, gegen demokratische Verhält- 
nisse im Land. Die Landarbeiter und Bauern, etwa 2,5 Millionen 
Menschen, standen weiterhin hintenan. 

Herren und Diener, Besitzer und Besitzlose - die Trennungsli- 
nie zeigte sich unverändert. Die Landlords, wenn sie sich nicht 
gerade in Santiago oder in argentinischen Kurorten aufhielten, 
ritten weiterhin unbekümmert über die Felder, ländlich fein ge- 
kleidet, blanke Stiefel, silberne Sporen und silbergeschmückte 
Hüte. Ihre Losung: „Patria y Libertad" (Vaterland und Freiheit). Ihr 
Denken - altchilenisch und nationalistisch, gegen jede Verände- 
rung gerichtet. 
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So sah Chiles Landwirtschaft aus, als die in der Unidad Popular 
vereinten sechs Linksparteien ihr Wahlprogramm, und darin auch 
das Agrarreformprojekt, abfaßten. „Die Agrarreform ist mit den 
allgemeinen Umwälzungen untrennbar verbunden. Auf Grund der 
gewonnenen Erfahrungen ist es erforderlich, die Bodenreformpo- 
litik neu zu formulieren." Fast klassische Sätze, die nicht nur für 
Chile Gültigkeit hatten und haben, sondern auch für andere Staa- 
ten des Kontinents. Das chilenische Agrarreformprojekt fand da- 
her auch größte Aufmerksamkeit auf dem Kontinent, erfüllte es 
doch jahrzehntelang gehegte Hoffnungen der campesinos. Es 
forderte: 

- Alle Güter, die eine festgelegte Maximalgröße überschreiten, 
werden enteignet. Der Eigentümer hat kein Vorzugsrecht auf 
die Wahl des ihm verbleibenden Besitzes. Das gesamte oder 
ein Teil des Inventars der betreffenden Güter (Maschinen, Ge- 
räte, Vieh und so weiter) kann ebenfalls enteignet werden. 

- Den verlassenen Bodenbesitz und das schlecht verwandte 
Staatseigentum gilt es unverzüglich zu nutzen. 

- Die enteigneten Ländereien werden vorzugsweise genossen- 
schaftlicher Besitz. Die Bauern erhalten Eigentumsrechte auf 
Haus und Garten sowie auf ihren in die Genossenschaft einge- 
brachten Bodenanteil. 

- In geeigneten Fällen ist Kleinbauern, mittleren Pächtern und 
befähigten Landarbeitern Boden für die landwirtschaftliche 
Nutzung zu übertragen. 

- Alle Klein- und Mittelbauern können die Dienstleistungen der in 
ihrem Gebiet arbeitenden Genossenschaften in Anspruch neh- 
men. 

Als die Großgrundbesitzer davon hörten, begannen sie dage- 
gen Sturm zu laufen. Nach dem Wahlsieg Allendes gingen sie zur 
offenen Sabotage über. Sie bestellten die Felder nicht mehr und 
schlachteten das Vieh ab. Sie trieben Tausende von Rindern über 
die Andengrenze ins benachbarte Argentinien. Sie rafften alles, 
was nicht niet- und nagelfest war, zusammen und setzten sich 
nach Argentinien und Uruguay ab. Sie füllten die Hotels an der 
argentinisch-chilenischen Grenze. Die rechte Presse verleumdete 
die neuen Männer in Santiago, schrieb über „verheerende Fol- 
gen" der Agrarreform. Heftiger denn je entbrannte in Chile der 
Klassenkampf. 

Das Volk ging daran, die Macht einer jahrzehntelang etablier- 
ten Minderheit zu brechen. Die meisten Chilenen befürworteten 
es. Unter ihnen der damalige Kardinal von Santiago, Raul Silva 
Henriquez, der die Agrarreform unterstützte und konsequent für 
die Konfiskation des kirchlichen Besitzes eintrat. Auch das fand 
nicht so schnell seinesgleichen auf dem Halbkontinent. Niemand 
übersah dabei, daß sich die Agrarreform auf dem Boden vollzog, 
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den die frühere christdemokratische Regierung mit ihrer Gesetz- 
gebung bereitet hatte. Er wies viele Unebenheiten auf, die hinder- 
ten, zügig vorzugehen. Darüber waren sich die verantwortlichen 
Mitarbeiter der staatlichen Agrarreformbehörden (CORA) in Sant- 
iago völlig im klaren. Die starken Positionen, die die Gegner der 
Unidad Popular, vor allem im Parlament, besaßen, machten es 
schwer, etwas zu verändern. 

Aber konnten dieser Widerstand nicht gebrochen, diese Barrika- 
den nicht eingenommen werden? Die Bauernschaft zu mobilisie- 
ren, wie es manche vorhatten, fand nicht die ungeteilte Zustim- 
mung innerhalb der Unidad Popular. Zweifellos überließ man hier 
dem Gegner das Feld, ohne den Kampf anzutreten. Die Regie- 
rung Allende wollte das Latifundiensystem aus der Welt schaf- 
fen. Von welchen Überlegungen sie sich leiten ließ, erklärte mir 
Jacques Chonchol, Minister für Landwirtschaft im Allendekabi- 
nett, im heißen chilenischen Januar des Jahres 1972: „Das Pro- 
blem der Agrarreform besteht in Chile schon seit Jahren, und 
zwar aus den verschiedensten Gründen. Einer davon ist sozialer 
Art. Der vierte Teil unserer Bevölkerung lebt auf dem Lande, wo 
es bis vor kurzem noch große soziale Unterschiede zwischen ei- 
ner kleinen Gruppe von Großgrundbesitzern und der riesigen 
Masse landloser und landarmer Bauern gab. Aussichten auf fort- 
schrittiiche Veränderungen gab es kaum. Die bestehenden Pro- 
duktionsverhältnisse erlauben keine wirkliche Besserung der 
Lage. 5 Prozent Großagrarier besitzen 80 Prozent des Kultur- 
landes. Zu dieser ungleichen Bodenverteilung kommt ein wirt- 
schaftlicher Aspekt: Seit mindestens 30 Jahren erweist sich das 
Latifundiensystem in keiner Weise mehr als fähig, die gestiege- 
nen Bedürfnisse im Land zu befriedigen. Im Vergleich zum Bevöl- 
kerungswachstum entwickelte sich die landwirtschaftliche Pro- 
duktion viel zu langsam. Dadurch wurde mehr und mehr die Zah- 
lungsbilanz des Staates belastet. Nun, es gibt verschiedene Ge- 
sichtspunkte, nach denen wir die Agrarreform betreiben. Einer: 
Die Latifundien werden enteignet. Es gibt noch ein Gesetz der 
früheren Regierung, dem auch die in der Unidad Popular verein- 
ten Parteien zustimmen. Es erlaubt, alle Güter über 80 Hektar Kul- 
turlandes in Mittelchile zu enteignen. Im Süden und im Vorland 
der Anden ist diese Fläche größer. So engen wir den Großgrund- 
besitz ein. Daneben können wir auch alle fundos enteignen, die 
schlecht bewirtschaftet werden oder gar brachliegen. Die Bauern 
erhalten sie zur Pacht. Nach einer Übergangsphase von 3 bis 
5 Jahren gehen diese Güter endgültig in den bäuerlichen Besitz 
über. Bei diesem Übergang hilft selbstverständlich der Staat. Er 
stellt Kredite und Technik zur Verfügung. 

Inzwischen gibt es auch das ‚Zentrum der Agrarreform'. Bisher 
hatten wir Niederlassungen, denen beispielsweise Frauen, Ju- 
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gendliche und Bauern, die nicht direkt im Dorf lebten, nicht bei- 
treten durften. Mit dem ‚Zentrum für Agrarreform' haben wir die- 
sen Mangel beseitigt. Nach der Übergangsphase wird, wie gesagt, 
der Boden den Bauern zugeschrieben, die ihn genossenschaftlich 
nutzen." 

Die Reform wirbelte seinerzeit in Chile viel Staub auf. Das chi- 
lenische Beispiel zu studieren war und ist nicht nur für die Revo- 
lutionäre dieses Andenlandes wichtig, solange die Agrarfrage 
noch vor dem ganzen Halbkontinent steht. In den verschiedenen 
Ländern fanden sich erfolgversprechende und weniger aussichts- 
reiche Ansätze, dieses Problem zu lösen. Chile, dieses von der 
Natur reich ausgestattete Land, ging daran, mit dem Hunger 
Schluß zu machen. Vielversprechend, wie ich mich erinnere. 

Auf der Alameda, Santiagos Magistrale, standen die Obstver- 
käufer. Ihre Körbe und Karren waren gefüllt mit scharfroten To- 
maten, sandias, einer Art Wassermelonen, Pfirsichen, Pflaumen, 
scharfen Ajischoten. Obst und Gemüse gab es in Hülle und Fülle. 
Und alles sehr billig. Die Genossenschaften aus der Umgebung 
der Hauptstadt brachten es nach Santiago. Eine war die Koopera- 
tive „Victoria de Viluco". Ich gelangte dorthin über staubige Land- 
wege. Die Spitzpappeln und Brombeerhecken warteten auf Re- 
gen. Seit Wochen blieb er aus. Es war ein besonders trockener 
Sommer in jenem Januar und Februar in Chile. Links und rechts 
der Dorfstraße duckten sich die rucas (kleine Hütten). Vor 
kurzem lebten die Bewohner noch als inquilinos (Knechte) des 
Großgrundbesitzers. Er wohnte jetzt irgendwo in einem der vor- 
nehmen Viertel von Santiago. Das Geld dafür hatte er. Die letzte 
Ernte gehörte noch ihm. Und die Entschädigung, wenngleich 
auch nicht sofort auf die Hand, half ihm, über den von ihm und 
seinesgleichen viel bejammerten Verlust hinwegzukommen. Or- 
ganisierte sich die Allenderegierung nicht selbst eine Schicht von 
Spekulanten? Eine Schicht, die Schwarzmarktgeschäften nach- 
ging und damit viel zur Warenknappheit in den letzten Monaten 
vor dem Putsch beitrug. Und die Bauern? Generationen von ihnen 
lebten unter dem patron. Er teilte ihnen Arbeit und Lohn zu. Er 
bestimmte den Gang im Dorf. Er ließ die Bauern und ihre Kinder 
in Ehrfurcht erstarren. Nun, durch die veränderten Besitzverhält- 
nisse, sollten sie gleichsam über Nacht vor dem Landlord gerade- 
stehen und den Hut aufbehalten können. Sie waren im Chile der 
Unidad Popular keine Untertanen mehr. Ihnen gehörten das Land 
und der Hof. Der patron hatte sich auf einen 80-Hektar-Besitz zu- 
rückziehen müssen. Ein Verwalter blieb ihm. Es gab auch Gegen- 
den, wo der patron Bauern zu sich rüberziehen konnte. Furcht 
und Ungewißheit führten sie. Noch drückte sie der ideologische 
und kulturelle Ballast, den man ihnen über Jahrzehnte hinweg 
aufgebürdet hatte. Andernorts zeigten die Bauern indes viel 
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Selbstvertrauen. Mit der Bodenreform begann sich manches in 
ihrem Leben zu ändern. Sicherlich, leicht fielen die ersten Gehver- 
suche nicht. Doch allmählich faßte man Tritt. 

So auch im asentamiento „Victoria de Viluco". Jeder Land- 
strich war bebaut, vorwiegend mit Mais. Traktoren fuhren zur Ar- 
beit aufs Feld, als ich ankam. Reichten sie nicht aus, so sagte 
man mir, dann hätte die Genossenschaft die Möglichkeit, vom 
„Servicio Agricola Mecanizado", einem technischen Dienst, wei- 
tere Traktoren oder andere Geräte auszuleihen. Die Bauern ver- 
dienten recht gut: 20 escudos am Tag. Am Rande des Dorfes ent- 
standen die ersten neuen Häuser. Zum erstenmal auch mit fließen- 
dem Wasser und elektrischem Licht. 

Am letzten Januarsonntag kam Besuch. Einige Dutzend Fami- 
lien aus San Bernardo, einem Vorort Santiagos. Sie kamen zur 
trabajo voluntario, zur freiwilligen Arbeit; dazu hatten die Par- 
teien der Unidad Popular aufgerufen. Selbst den Präsidenten sah 
man mit Hand anlegen. Und so packte man zu, beim Straßenbau. 
Wasserleitungen wurden verlegt. Nachmittags zogen die Frauen 
ins Dorf und besuchten die Bäuerinnen, sprachen mit ihnen über 
die Dinge, die sie bewegten und die das Land in Atem hielten. 
Hilfe zur Selbsthilfe wurde organisiert. 

Die chilenischen Bäuerinnen gehörten seit je zu den beson- 
ders geschundenen Frauen in diesem Land. Sie lebten mehr als 
andere an den Rand der Gesellschaft gedrängt. Viele kulturelle 
Rückstände galt es aufzuholen. Schuld des Latifundiensystems. 
Die Unidad Popular mußte viel ideologischen Unrat abtragen. Sie 
war zu Beginn des Jahres 1972 in Verzug geraten. Selbstkritisch 
stellte sie in dieser Zeit fest: „Die Reaktion und der Imperialismus 
haben ständig das Thema der Diskussion bestimmt und die sie in- 
teressierenden Fragen in den Vordergrund gestellt. Das Volk ist 
sich nicht immer bewußt, daß dieser ideologische Kampf die 
Auseinandersetzung zwischen denjenigen ist, die das Fortbeste- 
hen von Zuständen verteidigen, die ihm niemals Nutzen gebracht 
haben, und jenen, die den Vormarsch der Mehrheit und die Ab- 
schaffung der Privilegien anstreben; zwischen denjenigen, die 
weiterhin die imperialistischen Ansprüche verteidigen, und de- 
nen, die ein souveränes und unabhängiges Vaterland anstreben." 

Manche der Ereignisse in jenen Januartagen 1972, ferne Vorbo- 
ten größerer Auseinandersetzungen, hingen damit zusammen. In 
den südlich von Santiago gelegenen Provinzen O'Higgins und 
Colchagua besetzten Bauern, Tagelöhner und Obdachlose land- 
wirtschaftliche Betriebe. Etwas, was durchaus zu dieser Zeit in 
Chile nicht ungewöhnlich war. Landbesetzungen ereigneten sich 
immer häufiger. Den Landlords war es sehr recht. Rechte und ul- 
tralinke Gegner der Allenderegierung versuchten, Schwierigkei- 
ten zu provozieren. Sie redeten den Bauern ein, die Regierenden 
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in Santiago wollten all ihr Hab und Gut verstaatlichen. Einige 
Leichtgläubige fielen darauf rein. Jacques Chonchol gab mir Aus- 
kunft: „Die Erfahrungen, die wir sammeln mußten, unterstreichen 
die Notwendigkeit, unsere Bemühungen um die Qualifizierung 
der Bauern, um ihre Befähigung noch zu verstärken. Im ersten 
Jahr der Regierung der Unidad Popular legten wir viele Pro- 
gramme zur Weiterbildung vor. Zweifellos gab es dabei auch 
viele Schwierigkeiten. Ein von früher übernommener Regierungs- 
apparat trug das Seinige dazu bei." 

Und dennoch fand ich bei meinem damaligen Aufenthalt viele 
Orte, wo sich unter der Allenderegierung Entscheidendes zu ver- 
ändern begann. 


Zum Beispiel Pirque 


In Pirque, einem kleinen Dorf etwa 60 Kilometer von Santiago 
entfernt, traf ich diese fünfunddreißigjährige Frau: Luz Escalön, 
Präsidentin des Zentrums der Agrarreform „Fidel Castro". Am 
13. November 1971 hatten die 58 Landarbeiter des ehemaligen 
fundo von Pirque sie zur Vorsitzenden ihrer soeben gegründeten 
500 Hektar umfassenden Genossenschaft gewählt. Sie war ihnen 
bestens bekannt. Luz Escalön hatte sich jahrelang um die Kühe 
und Kälber gekümmert, denen neben dem Maisanbau die beson- 
dere Aufmerksamkeit der Bewohner von Pirque galt. Von hier ge- 
langte ein Teil der Milch in die Geschäfte Santiagos. Ein sicherer 
Markt. 

Bereits im ersten Jahr der Allenderegierung erhöhte sich das 
Realeinkommen der Chilenen um 20 Prozent. Die Nachfrage nach 
Lebensmitteln, vor allem nach Rindfleisch, stieg. Hier sogar um 
120 Prozent. Die Leute hatten Geld, und sie wollten sich satt es- 
sen. Der Viehbestand vergrößerte sich indes nicht im gleichen 
Tempo. Zumal die Großgrundbesitzer zuvor viel Vieh abge- 
schlachtet oder ins Ausland verschachert hatten. Die Unidad-Po- 
pular-Regierung bemühte sich darum, moderne Viehfarmen zu 
bauen und vorhandene zu erweitern. 

Die Erfahrungen der Fachleute von Pirque waren dabei gefragt. 
Das Zentrum schien die dreijährige Übergangszeit nicht nötig zu 
haben, sondern es sprach vieles dafür, daß man schon in kürzerer 
Frist vollgenossenschaftlich arbeiten könnte. Jede der 250 Kühe 
gab 9 Liter Milch am Tag. Das ließ sich sehen. Diese Leistung 
trug mit dazu bei, daß die Regierung in Santiago täglich den Kin- 
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dern Chiles einen halben Liter Milch gratis verabreichen konnte 
Sicherlich, das selbstbewußte, zielstrebige und entschlossene 
Auftreten der Bauern in Pirque ließ sich - und das nicht zuletzt - 
mit der Nähe der Hauptstadt erklären. Der Einfluß der Agrarbe- 
hörde war hier eher zu spüren als in den entlegenen. Gegenden 
des chilenischen Südens oder im wüstenreichen Norden. In Pir- 
que gelang es dem patron, nur 6 inquilinos auf seine Seite zu zie- 
hen. Die anderen, über 50, verwandelten sich in Besitzer, Eigentü- 
mer von Grund und Boden. Die veränderte Art zu produzieren 
veränderte nach und nach auch das Denken. Sie begannen sich 
mit den Zielen der Unidad Popular zu identifizieren: Diese orien- 
tierten darauf, das gesellschaftliiche Eigentum schnell zu vervoll- 
ständigen, die Lebensbedingungen der Werktätigen weiter zu 
verbessern und sichere Grundlagen für die künftige Entwicklung 
zu schaffen. Die Bauern wußten aber auch, daß die einheimische 
Bourgeoisie nach wie vor über große Macht und Einfluß ver- 
fügte. Diese sabotierte und störte, wo sie konnte. Sie versuchte, 
bestimmte Gruppen von Arbeitern zu korrumpieren und Ver- 
schwörungen anzuzetteln. Die „Dollarhilfe" dazu kam aus den 
USA, wo man mißtrauisch die Entwicklung in Chile verfolgte. 

Nicht wenige der Bauern begriffen, worauf es ankam: schneller 
vorwärtszugehen, konsequenter mit der Macht der Großgrundbe- 
sitzer Schluß zu machen. Für die Männer und Frauen in Pirque 
hieß das, alle Güter über 80 Hektar bewässerten Bodens auf 
schnellstem Wege zu enteignen. 2000 Güter fielen darunter, zu 
denen noch weitere hinzukamen, deren Besitzer den Boden frei- 
willig räumten und ihn zum Kauf anboten. Andere ließen ihn un- 
bearbeitet, betrieben „stille" Sabotage. 

Sie ging einher mit einer Hetzkampagne in den bürgerlichen 
Medien, die noch immer in Chile überwogen. Man prophezeite 
ein schlimmes Ende und bemühte sich, den neuen Eigentümern 
Unfähigkeit nachzuweisen. Daß bestimmte Lebensmittel vom 
Markt verschwanden, nutzte die Propaganda demagogisch aus. 
Dabei schuf die Allendegegnerschaft einen großen Schwarz- 
markt als Teil ihrer Destabilisierungspolitik. Solange die Kaste 
der Großgrundbesitzer nicht verschwand, blieben die Attacken. 

Innerhalb der Unidad Popular war man sich dieses Zusammen- 
hangs bewußt; ihn abzuändern, vermochte man indes nicht. Der 
Keim der Zerstörung wuchs. Wenn überall in Chile die neuen Ge- 
nossenschaften Fuß gefaßt hätten, wie beispielsweise in Pirque, 
dann wäre vielleicht auch das längst veraltete Wirtschaftssystem 
noch weiter zurückgedrängt worden. Ein machtpolitisches Ge- 
füge hätte sich geändert, das in der chilenischen Geschichte eine 
unrühmliche Rolle spielte. Der chilenische Bauer, bislang Zaun- 
gast dieser Gesellschaft, sollte mehr ins politische und soziale Le- 
ben des Andenlandes einbezogen werden. Und schon zeigte sich 
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hier und da, daß die Befreiung der inquilinos von halbfeudaler 
Unterdrückung Kräfte freisetzte, die das chilenische Volk auf sei- 
nem schwierigen und komplizierten Weg der sozialen und wirt- 
schaftlichen Befreiung voranbrachten. 


Zwischen Lota und Chuqui 


Kohle gibt es nicht viel im ansonsten rohstoffreichen Lateiname- 
rika. Nur Brasilien, Kolumbien und Chile besitzen davon. Chiles 
„schwarzes Gold" liegt im Süden; dort, wo die Regen heftiger, 
die Flüsse breiter und die Seen häufiger sind, wo sich das Meer 
kälter und wilder gibt, wo das Reich des Holzes und des Lehms 
beginnt: nahe bei Concepciön, mit über 202 000 Einwohnern die 
fünftgrößte Stadt Chiles. 

Hier bestimmen die Stahlwerke von Huachipato den Gang der 
Arbeit; die Zuckerraffinerien, die Tuchwebereien, die Geschirr-, 
Zellulose- und Glasfabriken. Weiter südlich tragen die Dörfer, 
Flüsse, Seen, Hügel und Wälder indianische Namen. Einst hieß 
dieser Landstrich die Araucania. Dreihundert Jahre lang vertei- 
digten die Ureinwohner, die Araukaner, ihre Unabhängigkeit ge- 
gen das grausame Heer der spanischen Eroberer. 

Zwischen Concepciön und der Araucania liegen die Kohle- 
schächte von Lota. 

Der Morgen ist kühl in Lota. Das hängt mit dem Humboldt- 

strom zusammen, der hier an der südchilenischen Küste noch 
nichts von seiner antarktischen Kälte eingebüßt hat. Die Kumpel, 
die gegen 5 Uhr morgens ihre Holzhäuser auf den Anhöhen 
rings um Lota verlassen, um zur einige Kilometer entfernt liegen- 
den Grube zu hasten, ziehen fröstelnd die Jacken fester an sich. 
Der Stille Ozean ist in diesen sommerlichen Januartagen fried- 
lich. Müde wirft er seine Schaumkronen an den Strand, der sei- 
nen Namen Lügen straft: playa blanca (weißer Strand). 
Eine knappe Stunde später sind die fast viertausend Arbeiter in 
Hitze und Lärm gefangen. Eine Hölle aus Staub, Kreischen und 
Gedröhn unzähliger Maschinen hat eingesetzt. Sechs Stunden 
muß hier geschuftet werden, harte Knochenarbeit. Das Förder- 
band dreht sich ohne Unterbrechung. Tag für Tag fließen auf ihm 
1200 Tonnen Kohle in Eisenbahnwaggons, in Schiffsbäuche oder 
auf Halden. Die Grube, die ihre Arme kilometerweit unter dem 
Golf von Arauco ausstreckt, 1000 Meter unter der Meeresoberflä- 
che, hat das Antlitz von Lota geprägt. 
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Vor 125 Jahren förderten hier die ersten Unternehmen Kohle. 
Einige Bankiers gründeten die Kohlegruben von Lota y Schwager. 
Zu den Aktionären zählten die Bank of America, die First National 
City Bank und verschiedene chilenische Bankhäuser. Ihre Klagen 
über zu geringen Gewinn waren mehr als genug zu hören. 

Die Kumpel von Lota bilden ein sehr kämpferisches Proletariat. 
Sie setzten sich wiederholt mit Streiks zur Wehr. Niedriger Lohn, 
schlecht gesicherte Stollen und ein übermäßig langer Arbeitstag 
trieben sie nachgerade dazu. Salvador Allende bekam in dieser 
Gegend im September 1970 zu den Präsidentschaftswahlen be- 
sonders viele Stimmen. Nach seinem Wahlsieg hielt eine neue 
Verwaltung Einzug. Sie hatte alle Hände voll zu tun, um die Übel 
der Vergangenheit abzutragen. Gleich neben der Grubeneinfahrt 
baute sie beispielsweise Duschräume. So etwas kannten bisher 
nur die Angestellten. Die Arbeiter mußten schwarz, wie sie aus 
der Grube stiegen, nach Hause gehen. 

In Lota sprach ich mit Mario Benis Calves, seit 25 Jahren Mit- 
glied der Radikalen Partei (PR): „Ich bin Techniker, verantwortlich 
für den Verkehr und die Versorgung. Die Mehrheit der Arbeiter 
ist dieser Regierung gegenüber aufgeschlossen, weil sie ja die 
tatsächlichen Nutznießer der Veränderungen sind, für die sie 
schon lange gekämpft haben", erklärte er mir gleich zu Beginn 
unseres Gesprächs. „Die Dinge haben sich in unserem Ort zu än- 
dern begonnen. Häuser, die bisher nur zwei Zimmer hatten, wer- 
den vergrößert. Es geschieht viel für die Arbeiter. Das gab es bis- 
her nicht. Und so stehen die Kumpel hinter der Unidad Popular." 

Erstmals wich mit dem Machtwechsel von Lota das Gespenst 
der Arbeitslosigkeit. Die Regierung in Santiago kurbelte die Wirt- 
schaft an. Das „schwarze Gold" benötigte das nahe gelegene 
Stahlwerk von Huachipato. Überall baute man Häuser für die mi- 
neros. Im Juli 1971 erhielten sie eine Lohnerhöhung. 80 escudos 
verdienten die besten am Tag. Ein warmes Mittagessen im Berg- 
arbeiterklub, reichlich und schmackhaft, kostete zwar 30 escu- 
dos, stellte aber eine soziale Errungenschaft dar. 

Die neue Administration kümmerte sich aber auch um die Si- 
cherheit in der Mine. Und so gingen die Unglücksfälle sichtlich 
zurück. Produktionskomitees bildeten sich. Die Werktätigen spra- 
chen mit. Sie überwachten die Arbeit. Lota lebte auf. Die Bergar- 
beiterstadt begann erstmals in ihrer langen Geschichte um vieles 
menschlicher zu werden. So war es auch anderswo. 

Die Menschen im „großen Norden" kennen ihn kaum, den Re- 
gen. Der camanchaca, der feuchte Seewind, der etwas salzigen 
Tau auf die steilen Sandhänge bläst, ist alles, was dieser Land- 
streifen zwischen runzeligem Fels und dem Stillen Ozean an 
Feuchtigkeit empfängt. Nur dem rio Loa gelingt es als einzigem 
der Flüsse, die den schneebedeckten Anden entspringen, bis zum 
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Der größte Kupfertagebau der Welt - Chuquicamata 


Meer durchzukommen. Die anderen saugt die Wüste auf, die sich 
hinter der Hafenstädten Arica, Iquique und Antofagasta ausbrei- 
tet. Hier kostet es bereits große Mühe, fruchtbare Erde für einen 
Blumentopf zu bekommen. Die Orte, die hinter den Bergen von 
Antofagasta verborgen liegen, scheinen von der Zeit unberührt: 
die Hütten aus adobe (Lehmziegeln), wie zu Urgroßvaters Zeiten 
gebaut. Getrocknete Kakteen liefern dazu, wie einst den Inka, das 
Holz. Noch immer bevorzugt der atacameno (der Bewohner der 
Atacama-Wüste) wie einst die indianischen Ureinwohner Mais. 

Der abwechselnd dunkel- oder hellbraun schillernde Boden 
enthält Reichtümer ungeahnten Ausmaßes: Salpeter und Kupfer. 
Salpeter verhalf dieser Gegend zu Beginn dieses Jahrhunderts zu 
Ansehen und Reichtum. Immerhin bezog Chile aus der Salpeter- 
industrie, die vor allem hier angesiedelt war, insgesamt Einkünfte 
in Höhe von 30 Millionen Dollar; so lange, bis 1920 der Kunstdün- 
ger auf den Markt kam. Es bedeutete den Ruin für Zehntausende 
von Arbeitern. Die Städte verfielen zu Geisteranwesen. Links und 
rechts des Weges von der Hafenstadt Antofagasta nach Calama 
liegen Dutzende solcher Salpeterminen; verlassen, ausgestor- 
ben, seit Jahrzehnten. An die Stelle des Salpeters trat das Kup- 
fer. 

Es macht den heutigen Reichtum nicht nur dieser Gegend aus. 
Vom Kupfer leben viele der hier Beschäftigten. In Antofagasta 
endet die Eisenbahn, die 200 Kilometer Wüste durchquerend, die 
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Kumpel der Mine „El Salvador". Besitzer ist der größte amerikanische 
Kupferkonzern in Chile, die Anaconda Copper Company. 


Kupferbarren aus Chuquicamata, dem größten Kupfertagebau 
der Welt, heranschafft. 

Als ich Ende Januar 1972 zum erstenmal in Antofagasta eintraf, 
wurden in dieser 100.000 Einwohner zählenden Hafenstadt die er- 
sten 8000 Tonnen Kupfer in die Volksrepublik China verladen. 
Über dem Hafen lag der Geruch von Salz und Jod. An der Hafen- 
mauer stand mit großen Buchstaben geschrieben: Salvador Al- 
lende. Und an der Wand eines alten Schuppens zwei Worte: 
Unidad Popular (Volkseinheit). 

Im zweiten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts gaben US-amerika- 
nische Kupferbosse Order, eine mehrere Kilometer lange Ter- 
rasse in den Andenberg von Chuquicamata, hoch im Norden Chi- 
les, zu schneiden. Aus ihr ging im Laufe der Jahre ein stattlicher 
Rundbau hervor, der einem römischen Amphitheater gleicht. 
Über 3 Kilometer lang und gut einen Kilometer breit - so die Aus- 
maße dieses Kupfergiganten. Tag und Nacht lärmt es in ihm. Kip- 
per schleppen 70 und mehr Tonnen bröckligen Gesteins vom fast 
400 Meter tiefen Grund der Mine zur Mühle. Tag für Tag explodie- 
ren Sprengladungen. Für kurze Zeit hüllen sie alles in Rauch und 
Staub. Die Arbeit ist nicht leicht für die 9000 Kumpel. Am Tag 
liegt brütende Hitze über dem Ort. Nachts jagt der kalte Anden- 
wind in den Tagebau. Der Zauberberg von Chuquicamata, dessen 
Existenz spanische Eroberer bereits auf ihren Streifzügen beur- 
kundeten, brachte der US-amerikanischen Anaconda-Kupferge- 
sellschaft millionenschwere Dollargewinne. Ihren Profit schmä- 
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lerte auch nicht der Umstand, daß sie den Kumpeln mehr zahlten 
als anderswo in Chile. Dazu waren sie gezwungen, denn umsonst 
wäre wohl kaum jemand hierhergekommen, in diese Einöde. Die 
US-Gesellschaft errichtete eine Stadt, die denen der Südstaaten 
sehr ähnelte: Bungalows für die Ingenieure und Klubs für die An- 
gestellten. 

Im Sommer 1971 ging mancher ihrer Träume abrupt zu Ende. 
Die Allenderegierung verstaatlichte in jenem Sommer 1971 die 
Mine. Die gringos zogen nicht ab, ohne vorher den Zusammen- 
bruch der Produktion vorausgesagt zu haben. Selbst trugen sie 
dazu einiges bei. Sie vernachlässigten die Anlagen, fuhren nicht 
mehr den Abraum weg. Viele chilenische Ingenieure und Techni- 
ker bekamen lukrative Posten in den USA angeboten. Die Unidad 
Popular sollte vor einem Scherbenhaufen stehen. Die ehemaligen 
Bosse bestachen zahlreiche Angestellte, Ingenieure und Techni- 
ker. Einige Arbeiter ließen sich von den Gegnern der Unidad Po- 
pular zu Streiks aufhetzen. Politische Parteien, zumal solche der 
Linkskräfte, hielt man lange von den Kupferminen fern. Erst mit 
der Präsidentschaft Allendes erhielten sie die Möglichkeit, auch 
unter den Kupferarbeitern, dieser elitären Schicht der chileni- 
schen Werktätigen, zu arbeiten. Es wurde der Unidad Popular 
nicht leicht gemacht. Viele Mitglieder aus der Belegschaft ver- 
hielten sich reserviert. Auch die Studenten, die zur freiwilligen 
Arbeit kamen, hatten es nicht leicht. 

Mit einigen sprach ich. „Mein Name ist Hector Cerdo y Durea. 
Ich bin Student im letzten Studienjahr der Technischen Universi- 
tät. Wir sind hier, um die Ankunft unserer Kommilitonen vorzube- 
reiten. 300 stoßen noch zu uns; sie alle sind freiwillige Helfer. Sie 
kommen nach Chuqui, in die benachbarte Kupfermine 'La Exo- 
tica' und in die Salpetergruben. Sie nehmen teil an den Verände- 
rungen, die sich hier ereignen. Seitdem das Kupfer und der Sal- 
peter dem chilenischen Volk gehören, wollen wir nicht mehr Zu- 
schauer sein, sondern aktive Teilnehmer." 

Während ich mich unterhielt, fand sich neben meinem Ge- 
sprächspartner ein zweiter ein, ein Student der Chemie. 

„Wir meinen", unterstützte er seinen Kommilitonen, „daß 
große Kreise der Jugend sich mit dem gegenwärtigen Prozeß im 
Lande identifizieren. So gesehen, bekommen die freiwilligen Ar- 
beitseinsätze der Studenten einen anderen Sinn. Damit helfen 
wir, den Prozeß der nationalen Befreiung voranzutreiben. Unsere 
Arbeit in der Produktion nutzt dem ganzen Volk. Wir kommen mit 
einem festen Programm nach Chuquicamata. Zwei Gruppen er- 
füllen es. Die eine geht in die Produktion, und die andere leistet, 
sagen wir, soziale und politische Arbeit unter der hiesigen Bevöl- 
kerung. Das ist ganz schön kompliziert; jahrelang hat sie der grin- 
go beeinflußt. Und am Anfang beteiligten sich auch nicht allzu 
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Unter der Allenderegierung bauten Jugendbrigaden in freiwilligen Ar- 
beitseinsätzen eine Wasserleitung zur Bewässerung von 500 Hektar 
brachliegenden Ackerlandes. 


viele Studenten an den Einsätzen. Jetzt werden es von Mal zu 
Mal mehr." 

Diese Studenten gehörten zu den fortschrittlichen Chilenen, 
die überall im Land anzutreffen waren und dazu beitrugen, das 
Programm der Unidad Popular zu erfüllen. Die Anaconda und 
Kennecott Corporation setzten indessen in Westeuropa den Boy- 
kott chilenischer Kupferverkäufe durch. 


Am Nachmittag bebte die Erde 


Hätte es nicht ein schöner Tag werden können, dieser 11. Sep- 
tember 1973? Ein sonniger Morgen. Der chilenische Frühling kün- 
digte sich an. Ein langer trister Winter ging zu Ende, ein Winter, 
der politisch sehr bewegt war. 

Die Schlagzeilen in den Zeitungen unterschieden sich seit Ta- 
gen kaum. Die christdemokratische „La Prensa" meldete: „Mari- 
nesoldaten werden der Subversion angeklagt". Die rechtsbürger- 
liche „La Tercera" offerierte: „Santiago ohne Brot". Und die kom- 
munistische Tageszeitung „El Siglo" schrieb: „Jeder auf seinen 
Kampfposten!" In der Nacht änderte man in den Druckereien 
noch die erste Seite. 

Morgens, 8 Uhr, der Programmsprecher von Radio Magallanes 
begrüßte die Hörer, nannte das Datum und kündigte eine Rede 
des Präsidenten an, ungewöhnlich die Zeit, unerwartet der Auf- 
tritt des Präsidenten. Allende sprach: 

„Ich werde nicht zurücktreten! In eine Periode historischen 
Übergangs gestellt, werde ich die Treue des Volkes mit meinem 
Leben entgelten. Und ich sage ihnen: Ich habe die Gewißheit, 
daß die Saat, die wir in das würdige Bewußtsein Tausender und 
aber Tausender Chilenen gepflanzt haben, nicht herausgerissen 
werden kann. Sie haben die Gewalt, sie können uns unterjochen. 
Aber die sozialen Prozesse kann man weder durch Verbrechen 
noch durch Gewalt aufhalten. Die Geschichte ist unser. Sie wird 
von den Völkern geschrieben. 

Werktätige meines Vaterlandes! Ich glaube an Chile und seine 
Zukunft. Andere nach mir werden auch diese bitteren und dunk- 
len Augenblicke überwinden, in denen der Verrat versucht, sich 
durchzusetzen. Sie sollen wissen, daß eher früher als später 
wahre Menschen auf breiten Straßen marschieren werden, um 
eine bessere Gesellschaft aufzubauen." 

Hubschrauber flogen über Santiago. Ihre Schatten verdunkel- 
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ten für Augenblicke die Straße, dann verschwanden sie. Die Put- 
schisten meldeten sich: 

„Der Regierungspalast Moneda hat bis elf Uhr evakuiert zu 
sein. Geschieht das nicht, wird er aus der Luft und von den Bo- 
dentruppen angegriffen. Die Arbeiter haben an ihren Arbeitsplät- 
zen zu bleiben. Es wird ihnen streng verboten, diese zu verlassen. 
Zuwiderhandlungen werden bestraft. Es wird aus der Luft und 
vom Land angegriffen. Es wird noch einmal auf den Erlaß Num- 
mer eins hingewiesen, in dem es heißt, daß jede Art von Sabo- 
tage an Ort und Stelle mit drastischen Sanktionen bestraft wird." 

Soldaten zogen auf. Die Junta verhängte eine Ausgangssperre. 
Keiner durfte auf die Straße. Autofahrer hasteten mit ihren Fahr- 
zeugen nach Hause. Nur weg. Hetzjagd bei Rot über die Kreu- 
zung. Wie lange die Ausgangssperre andauerte, vermochte kei- 
ner zu sagen. Alles war in Auflösung begriffen. Die Streitkräfte 
und carabineros Chiles erklärten: 

„erstens: Der abgesetzte Präsident der Republik hat sein hohes 
Amt sofort den Streitkräften und carabineros zur Verfügung zu 
stellen. 

Zweitens: Die Streitkräfte und carabineros Chiles sind zu der 
verantwortungsvollen historischen, militärischen Mission bereit, 
Chile vom Joch des Marxismus zu befreien und seine Ordnung 
und Verfassungsmäßigkeit wiederherzustellen. 

Drittens: Die Arbeiter Chiles können sicher sein, daß die bisher 
erreichten ökonomischen und sozialen Errungenschaften keine 
wesentlichen Modifizierungen erfahren werden." 

Welch eine Lüge! Wie schnell wurde dieses Land eines Besse- 
ren belehrt! 

Immer noch blinkten die Ampeln an der Avenida Apoquindo, EI 
Golf ihre Rot-, Gelb- und Grünsignale. Es wirkte grotesk. Nie- 
mand richtete sich danach. Die Straße gehörte den Militärwagen. 
Die Geräusche der Stadt verstummten. Man hörte Schüsse. Am 
Mapocho-Fluß, an der Avenida Recoleta, aus Conchali, hinter 
dem San-Cristobal-Berg. Ihr Widerhall tönte von Norden nach 
Süden. Wurde lauter und klang danach ab. Dauerfeuer und ein- 
zelne Schüsse wechselten. Man hörte sie aus San Miguel. Dort 
wohnten viele Anhänger der Sozialistischen Partei Chiles, Arbei- 
ter vom Baugewerbe und von den Schlachthöfen. Schüsse auch 
von der Carretera Panamericana Sur. Dort befinden sich die Tex- 
ti- und Metallfabriken. Die Arbeiter dieser Betriebe wehrten sich, 
kaum bewaffnet, schlecht vorbereitet. Opfermut, Aufbegehren 
gegen den Putsch, den die einheimische Reaktion schon lange 
vorbereitet hatte und für den sie Hilfe aus den USA erhielt. Die 
Chilenen hörten über Rundfunk und Fernsehen die Namen der 
Militärmachthaber: Pinochet, Merino, Leigh, Mendoza. Leigh ver- 
sprach, das „marxistische Krebsgeschwür" zu entfernen. Von ihm 
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heißt es in der Presseabteilung des Luftwaffenministeriums, er 
sei Liebhaber klassischer Musik. Die vier bilden noch am 11. Sep- 
tember die Junta. Es ist die 24. Regierung, die Chile in 160 Jahren 
erlebt. Es ist die schlimmste, die es je hatte. 

In meinen Aufzeichnungen aus jenen Tagen stehen folgende 
Notizen: 

Donnerstag, der 13. September 1973. Die santiaguinos dürfen 
wieder auf die Straße. Im Fernsehen wiederholen sie die Bilder 
von den durchgeführten Razzien. Schwerbewaffnete Soldaten 
treiben Männer, Einwohner einer callampa (Elendssiedlung) zu- 
sammen. Jugendliche liegen auf der Erde. Die Soldaten durchsu- 
chen sie. Ein Soldat hält sein Gewehr dicht an das Ohr eines Jun- 
gen. Ein teuflisches Grinsen begleitet sein Tun. 

Freitag, der 14. September. Die Junta lädt zur ersten Presse- 
konferenz ins Luxushotel „Carrera". Der Haupteingang bleibt ver- 
sperrt - vernagelt mit Brettern. Über eine Hintertreppe gelange 
ich in die oberen Räume. Die Fenster sind verhangen. Oberst Pe- 
dro Ewing präsentiert sich den Journalisten. Neben ihm ein 
Hauptmann, die Maschinenpistole griffbereit. 

„Coronet, wieviel Tote gibt es?" 

„Die genaue Zahl kenne ich nicht. Ich kann es nicht sagen." 

„Warum haben Sie geputscht?“ 

„Dies ist kein Putsch. Das Militär hat eingegriffen, um die mora- 
lischen Werte im Lande wieder herzustellen. Die Streitkräfte sind 
apolitisch." 

Die Wahrheit konnte schwerlich mit solchen Sätzen verdeckt 
werden. Manche kam recht bald an den Tag. Ein Amateurfunker 
aus Santiago, der durch Zufall auf die Funkfrequenzen der Mili- 
tärs geriet, hielt die Gespräche der Putschisten, einschließlich Pi- 
nochets Befehl, Allende zu töten, auf Tonband fest: „Bereiten Sie 
das Informationsbulletin mit folgendem Inhalt vor: Für jeden 
durch ein Attentat ums Leben gekommenen Militärangehörigen 
werden fünf kommunistische Häftlinge erschossen. Haben Sie 
verstanden?" Weiter lautete der Befehl: „Es ist erforderlich, daß 
die Chefs des Medizinischen Dienstes der Streitkräfte, die der 
carabineros und der Gerichtsarzt in kürzester Zeit ein Bulletin über 
die Todesursache des Präsidenten Allende herausgeben, um zu 
vermeiden, daß die Politiker später die Streitkräfte beschuldigen, 
seinen Tod verschuldet zu haben. Es ist wichtig, daß dies in Kürze 
geschieht. Teilen Sie es bitte den entsprechenden Institutionen 
mit. Ich wiederhole: Wir möchten wissen, ob die Chefs der Medi- 
zinischen Dienste der Streitkräfte und der Gerichtsarzt schon ein 
Bulletin über die Todesursache verfaßt haben. Aber auf keinen 
Fall den Toten zur Autopsie ins Leichenschauhaus geben! Das ist 
gefährlich! Extremisten könnten versuchen, den Leichnam zu 
stehlen!" Und selbst Pinochets Order wird in diesen Stunden von 
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dem Amateurfunker in Santiago festgehalten: „Von Augusto (Pi- 
nochet - J. Sch.) an Patricio: ‚Es gibt eine Mitteilung vom Perso- 
nal der Infanterieschule, daß sie schon in der Moneda sind. Für 
alle Fälle wiederhole ich in englisch: They say, Allende committed 
suicide. (Sie sagen, daß Allende Selbstmord begangen hat. - 
J. Sch.) Haben Sie verstanden?" 

In diesen Tagen schwärmten die Reporter in Santiago aus. Me- 
xikanische Journalisten fragten Wartende vor dem Nationalsta- 
dion. Die große Sportstätte wurde zum Konzentrationslager. 

Reporter: ‚Wann wurde Ihr Mann verhaftet?" 

Frau: „Am 11. September, nachmittags um 2." 

Reporter: „Also unmittelbar nachdem der Staatsstreich ablief." 

Frau: „Ja, er kam von der Schicht zurück, und unterwegs haben 
sie ihn gleich aufgegriffen." 

Reporter: „Und wissen Sie etwas über die Hintergründe?" 

Frau: „Nein. Nichts. Es gibt keine Informationen. Er hat 12 
Söhne. 6 sind noch klein." 

Reporter: Und wer ist von Ihnen verhaftet worden?" 

Mann: „Vier, fünf Familienangehörige. Schwager, Bruder, Vet- 
tern." 

Reporter: „Waren sie Mitglieder einer politischen Partei?" 

Mann: „Ja, der Kommunistischen." 

Reporter: „Wie alt bist du?“ 

Junge: „Zwölf." 

Reporter: „Warst du für oder gegen den Putsch?“ 

Junge: „Dagegen." 

Reporter: „Und warum?" 

Junge: „Wir unterstützten die Unidad Popular." 

Reporter: „Und warum?" 

Junge: „Weil sie die Regierung der Arbeiter war." 

Ein politischer Flüchtliing aus Brasilien, den Militärs dort müh- 
sam entkommen und gleichsam wie viele politische Emigranten, 
die im Chile Allendes Unterkunft fanden, verhaftet, berichtete 
amerikanischen Korrespondenten: 

„Das Verhör fand im Nationalstadion statt. Sie stellten uns an 
die Wand und schlugen uns. Und immer wieder die gleichen Fra- 
gen, nach Kampfgefährten, nach unserer Parteizugehörigkeit. 
Wir waren viele, aber ich konnte nicht genau feststellen, woher 
die einzelnen kamen. Neben mir, das erfuhr ich, stand ein Uru- 
guayer. Man hatte ihn schon mehrere Male gefoltert. Schließlich 
brachten sie uns zum Mapocho-Fluß. Dem uruguayischen Genos- 
sen befahlen sie: Spring ins Wasser! Soldaten stießen ihn mit ih- 
ren Gewehrkolben in den Rücken, so daß er in den Fluß fiel. Einer 
unserer Bewacher schoß sofort mit der Maschinenpistole eine 
ganze Salve hinter ihm her. Sie peitschte durch das Wasser, und 
der uruguayische Genosse versank. Dann forderte der Offizier 
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mich auf, ins Wasser zu springen. Ich ging ein Stück weg und 
sagte in meiner Angst: ‚Herrgott, das können Sie doch nicht mit 
mir machen! Was wollen Sie denn von uns? Was bezwecken Sie 
damit?‘ Ich hatte ja gesehen, was mit dem Uruguayer passiert 
war. Aber der Offizier verstand mich nicht, weil ich portugiesisch 
sprach. Bei diesem Dialog gewann ich etwas Abstand zu dem Of- 
fizier und den Soldaten. ‚Hau dich rein!' schrien sie. Wie auf den 
Uruguayer, so schossen sie auch auf mich. Ich wurde am Arm 
verletzt. Es war ein Durchschuß. Ein Streifschuß traf mich am 
Kopf. Ich dachte, das wäre das Ende. Ich tauchte kurz auf und 
sah die Schüsse aufschlagen, neben mir, hinter mir, vor mir. Sie 
durchkämmten das Wasser. Ich stellte mich tot und ließ mich 
wegtreiben, versuchte, fortzzukommen von diesen Mördern, nur 
weg. Weiter unten wurde ich dann am Ufer des Mapocho-Flusses 
angetrieben, dort, wo sich Arbeitersiedliungen befinden. Und dort 
haben mich dann Menschen gerettet." 


Compafnero Presidente 


Tage später nach dem Putsch zeigte man Journalisten die zer- 
störte Moneda. War es mehr die Verlassenheit, die mein Gefühl 
bestimmte, oder die stumme Trauer, die ohnmächtige Wut? Der 
Heereshauptmann Ponce ließ uns den Vortritt in die zerbombte 
Moneda. Der Luftangriff lag Tage zurück, und noch immer 
qualmte es hier und da. Die Treppe zum ersten Stock war nur 
schwer unter den Trümmern zu finden. 

Seit der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts war die Mo- 
neda die Arbeitsstätte chilenischer Präsidenten gewesen. Zwan- 
zig Jahre brauchte der römische Architekt Joaquin Toesca Richi 
für diesen Bau. Ursprünglich war er als Gelddruckerei gedacht. 
Die Chilenen mit ihrem merkwürdigen Fernweh verglichen den 
Präsidentensitz in Santiago gern mit ähnlichen Häusern in andern 
Ländern, mit der Casa Rosada in Buenos Aires, mit dem San-Car- 
los-Palast in Bogotä, mit dem Weißen Haus in Washington. Viel- 
leicht sollte vom vermeintlichen Glanz dieser Staatshäuser etwas 
auf die Moneda übergehen, die indes nur eins war, wie der chile- 
nische Schriftsteller Fernando Alegria ernüchternd feststellte, 
„ein Modell aus Ziegeln, Backsteinen und Eisen, eine ebene und 
weite Festung aus einem anderen Jahrhundert, von der Stadt und 
vom Land durch Fußwege und leere Straßen getrennt, düster 
und trotzdem parochial in der Nacht, ein wenig wie ein Provinz- 
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„Allende - El Salvador" (Allende - der Retter) 


ort, Chillan zum Beispiel, Balkone und Höfe atmeten den feinen, 
eisigen Sprühregen, der ein bißchen von der Orangenblüte frei- 
gab, und auch Geruch von altem Pulver und Feuchtigkeit in den 
schwarzen Ponchos der mit offenen Augen schlafenden carabi- 
neros". 

Zu Allendes Zeiten in die Moneda zu gelangen war leicht. Oft 
hatte ich sie betreten. Und immer fielen mir Menschen auf, die 
zum erstenmal hierhergekommen zu sein schienen. Staunend, 
ängstlich, ehrfürchtig, wie der Unwissende, der ewig Geknechtete 
sich dem äußeren Glanz der Macht nähert, so bestiegen sie die 
Treppen, klopften an Bürotüren. „Mit mir zieht das Volk in die 
Moneda", hatte Allende verkündet. Er war der erste chilenische 
Präsident, der zu seinem Wort stand. Er holte die Vertreter des 
Volkes in dieses düstere Haus, das, wie der kolumbianische 
Schriftsteller und Nobelpreisträger Gabriel Garcia Märquez spä- 
ter schrieb, „am Ende zur Zufluchtsstätte eines machtlosen Präsi- 
denten wurde". 

„Hier", verwies der Hauptmann, der uns an diesem September- 
tag 1973 durch die zerstörte Moneda führte, mit einer für jeden 
Museumsführer unnachahmlichen Geste, „hier hielt sich ‚Sefor 
Allende' zuletzt auf." Geblieben waren ein paar angekohlte Mö- 
bel, umgestürzte Sessel und schmutzige Papiere, die ein heftiger 
Wind im Raum verstreut zu haben schien. Daneben der Toesca- 
Saal. Dort hatte der Präsident seine allmonatlichen Pressekonfe- 
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renzen gegeben. Verlassen stand noch der Stuhl an der Stirn- 
seite. Hier hatte Allende den Journalisten, dieser oft bissigen 
Meute, Rede und Antwort gestanden. 

Reporter: „Welche Eigenschaft und von welchem Politiker ach- 
ten Sie besonders?" 

Antwort: „Die Integrität und die majestätische Milde von Ho 
Chi Minh." 

Reporter: „Wie würden Sie sich mit einem Wort selbst definie- 
ren?" 

Antwort: „Sozialist." 

Reporter: „Was halten Sie für den Gipfel von Glück und Un- 
glück?" 

Antwort: „Tor und Selbsttor." 

In diesen treffsicheren Entgegnungen steckte der sarkastische 
Humor des porteio Allende dessen Geburtsstadt Valparaiso war. 
In dieser Hafenstadt machte ein Schuster ihn mit den Ideen Ba- 
kunins bekannt, die er schnell verwarf, und lehrte ihn das Schach- 
spiel, das zeitlebens seine heimliche Passion blieb. 

Was bestimmte das gewöhnliche und außergewöhnliche Da- 
sein dieses Mannes, Sohn eines angesehenen Rechtsanwalts, 
Freimaurer, Mitbegründer der Sozialistischen Partei Chiles, Arzt, 
Minister, Senator und Präsident der Republik Chile? 

Es war zum einen und vor allem „die Treue zum Humanismus 
aller Epochen - besonders zum markistischen Humanismus". 
Und es war zum anderen eine von Freund und Feind bestätigte 
Hartnäckigkeit. Dieser Charakterzug lag in der Familie. Die Ur- 
großväter hatten an der Seite von O'Higgins und Bolivar gegen 
die Spanier gekämpft. Und Großvater Ramön Allende Padin, zu 
dem sich der junge Salvador besonders hingezogen fühlte, war 
wegen seiner Ansichten bald als „El rojo Allende" (der Rote Al- 
lende) bekannt. In den Gedanken und Träumen des bürgerlich ra- 
dikalen rojo Allende und des sozialistischen compafero presi- 
dente reflektierte sich ein Stück der Geschichte Chiles, das Auf- 
begehren gegen eine arrogante Landoligarchie und gegen aus- 
ländische Gesellschaften, die den Reichtum des Landes plünder- 
ten. Diese Haltung rief die Angst der Feinde des Politikers Al- 
lende hervor, dessen größte Tugend die Konsequenz war. Konse- 
quent erfüllte er seit dem November 1970 Punkt für Punkt das 
Programm der Unidad Popular. 

Die Moneda sah in ihrer fast zweihundertjährigen Geschichte 
nie so viele Arbeiter und campesinos wie zu Allendes Zeiten. Die- 
ser Präsident gab ihnen nicht nur Arbeit, Brot und eine Wohnung, 
sondern darüber hinaus vermittelte er ihnen für die unausbleibli- 
chen Kämpfe etwas Wichtiges: das Gefühl von Menschenwürde. 
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Die gorilas an der Macht 


Ich lief durch Santiago. Von den Freunden keine Spur. Viele hatte 
man verhaftet, andere konnten untertauchen, wieder andere emi- 
grierten. Ich erreichte die Plaza de Armas im Zentrum Santiagos. 
Es war früher Vormittag. Obwohl der Kalender für diese Breiten 
schon den Herbst angekündigt hatte, schien die Sonne noch 
recht warm auf die staubbedeckten Akazienbäume. Auf den Bän- 
ken saßen fast nur Männer. Sie blätterten in einer. Zeitung oder 
betrachteten einfach nur die Gegend. 

Sie waren früh von zu Hause aufgebrochen, gleich nach dem 
Ende der nächtlichen Ausgangssperre um 5.30 Uhr. Stundenlang 
harrten sie vor dem Arbeitsamt in der Avenida Vicuia Mackenna 
aus. Einige in ihrem besten Anzug. „Vielleicht wird man eher ge- 
nommen, wenn man nicht wie ein roto (ärmlicher Prolet) aus- 
sieht", erklärte man mir. Tag für Tag das gleiche, Tag für Tag die 
gleiche Antwort: „No hay" (es gibt keine Arbeit). Manchmal hat 
einer Glück und findet ein pololo (einen Gelegenheitsjob) - die 
Straße fegen oder Bäume ausholzen. 

„Unlängst kam eine Frau in die Avenida Vicuia Mackenna und 
suchte jemanden zum Blutspenden. Fünf Männer gingen mit. Sie 
hatten schon drei Tage nichts mehr gegessen", erzählten die 
Wartenden. 

Um den Bus an der gegenüberliegenden Kathedrale zu nehmen 
und nach Hause zu fahren, dafür war es noch zu früh. Und zu 
Hause? Die größeren Kinder brauchten Schulkleidung, Bücher, 
Hefte, und die kleineren bekamen schon lange keinen halben Li- 
ter Milch mehr. 

Über den Platz hasteten Frauen. Ein Schuhputzer trommelte 
mit der Bürste auf seinen roten Holzkasten. Die Kunden blieben 
aus. Auf der anderen Straßenseite balancierte ein Oberstleutnant 
in der mausgrauen Uniform des Heeres ein großes weißes Paket 
auf der linken Hand. Er kam vom Empori Carozzi, dem Fein- 
schmeckerladen um die Ecke in der Estado-Straße. Dort türmten 
sich in den Regalen Büchsen mit bolivianischen Palmenspitzen 
und dänischer Gänseleber. Datteln aus Kalifornien standen dort 
neben venezolanischem Rum, die Flasche für 32 000 escudos. 
Der Oberstleutnant verstaute das Paket in einem Mercedes-Benz, 
Baujahr 1974. Auf dem Nummernschild stand „Las Condes", Sant- 
iagos Villenviertel. Im März mußte man für so einen Wagen fast 
3 Millionen escudos Steuern für das laufende Jahr entrichten. 
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Straßenbild in Santiago - Ausdruck der volksfeindlichen Sozialpolitik der 
chilenischen Militärjunta 


In einem Gespräch erfuhr ich, daß einige der Männer Anfang 
April Arbeit erhalten hatten: Straßenreinigung und Gartenpflege. 
Bevor sie begannen, redete zu ihnen Hernäan Sepülveda, Oberst 
im Ruhestand. Er gab ihnen den Rat, sich auch weiterhin um Ar- 
beit zu kümmern, denn diese Beschäftigung wäre nur für einen 
Monat. Lohn 77 658 escudos. 

Manche der Arbeitsuchenden, die in die Avenida Vicufa Mak- 
kenna kommen, können Zeugnisse mit dem Abschluß höherer 
Klassen vorweisen. Einer studierte sogar Architektur. Die meisten 
wurden aus politischen Gründen entlassen. Andere fielen den Ra- 
tionalisierungsplänen der Unternehmer zum Opfer. Die offizielle 
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Arbeitslosenquote von Groß-Santiago beträgt 13 Prozent, viermal 
so hoch wie zu Allendes Zeiten. Zahlen für andere Gebiete nen- 
nen die Ämter nicht. Das Nationale Statistische Institut kann im 
Land keine Umfragen vornehmen. Es fehlt an Menschen und 
Fahrzeugen. 

„Kümmern Sie sich nicht um Ihr Ansehen im Innern des 
Landes, Präsident! Versuchen Sie, daß die internationalen Unter- 
nehmen hier eine gute Erde zum Säen finden! Die Probleme muß 
man mit einemmal lösen, so wie man mit einem Hieb dem Hund 
den Schwanz abschlägt", hieß der Ratschlag von Milton Fried- 
man, Pinochet hörte dem Professor - Begründer einer wirt- 
schaftstheoretischen Schule in Chicago, die das „freie Unterneh- 
mertum" preist und jedes Eingreifen des Staates in die Wirt- 
schaft ablehnt - aufmerksam zu. Die Politik der „Chicago Boys" 
richtete sich vor allem gegen die elementaren Lebensinteressen 
der Mehrzahl der chilenischen Bevölkerung. 

Die christdemokratische Zeitschrift „Ercilla" berichtete, daß al- 
lein 1974 die Kaufkraft um 7 Prozent sank. Die Arbeitslosenziffer 
stieg im selben Jahr auf fast 10 Prozent. 

Nach Angaben der UN-Wirtschaftskommission für Lateiname- 
rika (CEPAL) flossen über 60 Prozent des Nationaleinkommens in 
die Tresore des Auslandskapitals und der privilegierten chileni- 
schen Oberschicht. Demgegenüber sank der Lebensstandard 
weiter, was sich 1983 in einer Arbeitslosenquote von über 32 Pro- 
zent und dem Sinken der Kaufkraft um 25 Prozent wiederspie- 
gelte. 

Im Frühjahr 1975 befragte ein Reporter von der „Ercilla" Milton 
Friedman, wie lange denn diese Entwicklung aller Voraussicht 
nach noch andauere. Er fügte hinzu, daß eine alte Bauernweisheit 
besagte, wenn Brühe heilen hilft, solle man mehr Brühe geben. 
Ob er es denn für ratsam hielte, auch dann noch Brühe zu verab- 
reichen, wenn sich keine Zeichen der Besserung einstellten. 

Der Chicagoer Professor antwortete kurz: „Silly question!" 
(blöde Frage). 


Don Lucho 


Während das Flugzeug Luis Corvalan nach Europa trug, gab Pino- 
chet der großbürgerlichen Santiagoer Zeitung „El Mercurio" ein 
Interview. Pessimistisch beendete er es: „Man muß den Gegen- 
schlag abwarten." 
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Ahnte der Diktator, was ihm bevorstand? Verdeutlichte ihm die 
Zeit zwischen dem 27. September 1973 und dem 17. Dezember 
1976, dem Tag der Festnahme und dem Datum der Freilassung 
von Luis Corvalan, die Grenzen seiner Macht? Pinochet sah den 
Generalsekretär des ZK der Kommunistischen Partei Chiles als 
„seinen Gefangenen" an, als eine Geisel, an der er sich rächen 
wollte. 

Innerhalb der Streitkräfte war man geteilter Meinung, als es 
darum ging, Luis Corvalan den Prozeß zu machen. Nicht einmal in 
den eigenen Reihen fand Pinochet einen Verbündeten, der eine 
Anklageschrift gegen Corvalan zusammentragen konnte. Es gab 
nichts vorzubringen. In der Marine, der schließlich der „Fall“ 
übertragen wurde, kam es zu einer Krise. So blieb die „Akte Cor- 
valan und andere" ungeöffnet bei der „Fiscalia Naval" (Militärju- 
stiz) in Valparaiso.. Man müßte sie sich in den tambembe (A...) 
stecken, kommentierte Luis Corvalan später einmal diese Tatsa- 
che. 

Was empfanden die carabineros, denen die heikle Rolle zufiel, 
das Konzentrationslager Tres Alamos, über das man überall 
sprach, zu bewachen? 

Unter ihnen wuchs das Unbehagen. Sie sahen sich mit den Fa- 
schisten, deren Gros in der DINA, der Gestapo Pinochets, zu fin- 
den ist, auf eine Stufe gestellt. Viele politische Diskussionen in 
Chile drehten sich um Luis Corvalan. 

Die Kirche, ohnehin in Opposition zu den Mördern von Salva- 
dor Allende, forderte von den Machthabern in Santiago die Frei- 
lassung des Generalsekretärs, dem sie viel Respekt bekundete. 

Chilenische Christdemokraten setzten sich für ihn ein. Der 
Kampf für seine Freilassung vereinte allmählich im Lande selbst 
die unterschiedlichsten politischen Kräfte, die sich nicht zuletzt 
gerade mit dieser Forderung den Parteien der Unidad Popular an- 
näherten. Für Pinochet eine höchst unerfreuliche und zugleich 
besorgniserregende Entwicklung. Bischof Fresno, heute Kardinal 
von Santiago, seinerzeit Präsident des chilenischen consejo epis- 
copal (der Bischofskonferenz), sprach sicherlich für viele in Chile, 
als er nach der Zusammenkunft des Episkopats, auf der man die 
Nachricht von Corvalans Befreiung erörterte, verkündete: „Sieg!“ 

Nicht zuletzt war sie ein Erfolg der weltweiten Solidarität mit 
diesem Mann, dessen persönliche Integrität unantastbar war und 
ist. 

Die Bescheidenheit, die von ihm ausgeht und die ihn umgibt, 
fällt jedem auf, der mit ihm zu tun hat. Es ist die Art der Chilenen 
vom Lande, der Fischer aus Südchile - der Heimat von Luis Cor- 
valan. Er spricht ihre Sprache. Daß die Kommunistische Partei 
Chiles im eigenen Volk, aber auch über die Landesgrenze hinaus 
so hohes Ansehen besitzt, ist auch sein Verdienst. 
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Chilenische Resistance 


Ein gutes Jahrzehnt nach dem Staatsstreich gegen die Regierung 
Salvador Allende bahnen sich im Andenland entscheidende Aus- 
einandersetzungen an. Streiks und Tage des Nationalen Prote- 
stes machen Schlagzeilen. 

Damit wird wahr, wovon viele träumten, woran viele dachten, 
nachdem am 11. September 1973 die Putschisten um Pinochet, 
sekundiert von der U. S. Navy, die vor Chiles Küste lag, die Uni- 
dad-Popular-Ordnung beseitigt hatten. 

Die Mörder Allendes und Tausender chilenischer Patrioten 
wollten Friedhofsruhe im Land. Das versprachen sie den auslän- 
dischen Konzernen und den einheimischen Banken. 13 Millionen 
Dollar hatten die imperialen Strategen in Washington für den 
Sturz Allendes zur Verfügung gestellt. 

Pinochets Schergen gingen nicht nur in Chile zu Werke, son- 
dern sie schwärmten auch ins Ausland aus. In Argentinien töte- 
ten sie Carlos Prats, den General, der zu Allende hielt und großes 
Ansehen unter den chilenischen Militärs genoß. 

Auch in den USA mordete Pinochets Geheimdienst. Es ge- 
schah am 21. September 1976. 

Gegen 9 Uhr explodierte in Washingtons Diplomatenviertel 
Sheridan Circle eine Bombe. Ihr fielen der ehemalige Außen- und 
Verteidigungsminister Chiles Orlando Letelier und seine Mitar- 
beiterin Ronni Moffit zum Opfer. Der Anschlag trug sich unweit 
der chilenischen Botschaft zu, in der Orlando Letelier Jahre zuvor 
die Unidad-Popular-Regierung in den USA zu vertreten begonnen 
hatte. 

Für das chilenische Volksbündnis zählte das Amt zu den 
schwierigsten diplomatischen Aufgaben. Doch Letelier kannte 
sich auf diesem Gebiet in den Vereinigten Staaten von Amerika 
gut aus. Der studierte Rechtsanwalt und Wirtschaftsfachmann 
war mit den Problemen des Kupferbergbaus (Kupfer stellt Chiles 
wichtigstes Exportgut dar) und dem internationalen Geldverkehr 
bestens vertraut. Jahre zuvor hatte er bei der Internationalen 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung gearbeitet. Hier erwarb 
er sich nicht nur Detailkenntnisse über die Praktiken des USA-Fi- 
nanzkapitals gegenüber schwach entwickelten Ländern, sondern 
studierte auch die Art und Weise, wie er in den USA aufzutreten 
hatte. Salvador Allende hätte keinen geeigneteren Mann finden 
können, der die äußerst komplizierten Verhandlungen mit den 
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Allendes Freund, Verteidigungsminister Orlando Letelier - ermordet von 
Pinochets Geheimdienst 


Gegnern der Unidad Popular übernahm. Daß der UP-Präsident 
eine gute Wahl getroffen hatte, bestätigte ihm das US-amerikani- 
sche Wochenmagazin „Newsweek", das dem sprachgewandten 
und eleganten Botschafter aus Santiago bescheinigte, daß er zu 
den zehn besten Diplomaten zählte, die seinerzeit im Weißen 
Haus akkreditiert waren. 

Am 11. September 1973 befand sich Letelier in Santiago. Wie 
viele andere tapfere Patrioten, so verhafteten die Staatsstreichof- 
fiziere auch ihn und brachten ihn auf die Insel Dawson im entle- 
genen chilenischen Süden. 

Unwirtliich und kaum bewohnt, wurde dieses Eiland dennoch 
bald nach dem Militärputsch von vielen Journalisten aufgesucht. 

Einem englischen Reporter beschrieb Letelier damals den All- 
tag auf der KZ-Insel: „Wir graben Löcher und errichten Masten 
für elektrische Leitungen. Wir führen Straßeninstandsetzungsar- 
beiten durch, fällen Holz und tun Dinge, die der Strukturverbesse- 
rung auf der Insel dienen. Die Arbeit beginnt um 7 Uhr. Etwas 
später gibt es Brot und Kaffee. Abends nach 8 Uhr halten wir eine 
Art Konferenz in den einzelnen Gefangenenstationen ab. Wir wol- 
len den Beginn unserer Verhandlungen vor den Tribunalen be- 
schleunigen, denn wir sind absolut zuversichtlich, weil wir nicht 
gegen die Gesetze unseres Landes verstoßen haben." 
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Die Soldateska folterte ihre Opfer. Die Bewacher brachen Lete- 
lier die Finger. 

Am 10. September 1974, nach einem Jahr auf der KZ-Insel, 
mußte man Letelier schließlich auf Grund der starken Proteste in 
der Weltöffentlichkeit freilassen. Er wurde des Landes verwiesen. 
Mit ihm konnte Osvaldo Puccio, Allendes Privatsekretär, die Hölle 
von Dawson verlassen. Nach einer Zwischenstation in Venezuela 
begab er sich in die USA. 

Von dem Tag an, da er seine Tätigkeit als Vertreter der chileni- 
schen Resistance in den USA aufnahm, wurde jeder seiner 
Schritte argwöhnisch überwacht. Die chilenischen Medien be- 
schrieben ausführlich seine Aktivitäten. 

Seine Frau, Isabel Letelier, erzählte mir während der Solidari- 
tätskonferenz für Chile in Madrid 1978: 

„Der Erfolg seiner Bemühungen in den USA sah unter anderem 
so aus, daß die Militärhilffe und die Wirtschaftsunterstützung ver- 
ringert wurden. Gleichzeitig traf sich Orlando mit den Vertretern 
der chilenischen Widerstandsbewegung. Wenn ich alle diese 
Dinge erwähne, so nicht, um meinen Gefährten, mit dem ich 
zwanzig Jahre zusammen lebte, zu glorifizieren, sondern um die 
Motive der Junta für die Ermordung Orlandos freizugeben. Es ist 
wichtig, hervorzuheben, daß er nicht nur ein im Exil lebender Di- 
plomat war, jemand, der in den USA eine Wahlheimat gefunden 
hatte und der mysteriös ermordet wurde, sondern er war ein 
Mann, der eingekerkert war, seiner Staatsbürgerschaft beraubt 
und verfolgt wurde. Orlando war ein Vertreter der chilenischen 
Widerstandsbewegung, und darum hatte die Junta Motive, ihn zu 
ermorden." 

Am 10. September 1976 veröffentlichte der chilenische Regie- 
rungsanzeiger „Diario Oficial" ein Dekret, mit dem Orlando Lete- 
lier die chilenische Staatsbürgerschaft aberkannt wurde. Wört- 
lich hieß es da: „Orlando Letelier wird mit der härtesten Strafe, 
die die chilenische Gesetzgebung kennt, bedacht, weil er unter 
anderem vom Ausland aus schwere Angriffe gegen die Interes- 
sen des Staates mit dem Ziel gestartet hat, mit einer öffentlichen 
Kampagne Chile in die politische, ökonomische und kulturelle 
Isolierung zu treiben." 

So versuchte man Orlando Letelier zum Schweigen zu bringen. 
Doch noch am selben Tag prangerte er auf einem Solidaritäts- 
meeting vor 5000 Besuchern im Madison Square Garden in New 
York diese neue Verletzung der Menschenrechte in Chile an. Er 
sprach auch von den Toten, den politischen Gefangenen und den 
Verschleppten in seiner Heimat. Er klagte die Putschistenjunta 
an, ihn seiner Staatsbürgerschaft beraubt zu haben. „Vor weni- 
gen Minuten habe ich erfahren, daß Pinochet ein Dekret unter- 
zeichnet hat, in dem mir die chilenische Staatsbürgerschaft aber- 
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kannt wird. Das einzige, was ich dazu sagen kann, ist, daß ich als 
Chilene geboren wurde, mich als Chilene fühle und als Chilene 
sterben werde." 

So war es. Pinochets Mordtat hat die Erinnerung an diesen gro- 
ßen Chilenen nicht auslöschen können, genausowenig wie die an 
so viele andere Chilenen. 

Pinochets Geheimpolizei bevorzugte schon immer die Morgen- 
stunde, um politische Gegner zu verhaften, sie spurlos ver- 
schwinden zu lassen, sie an geheimgehaltenen Orten unbe- 
schreiblichen Folterungen auszusetzen. 

Die Chilenen sollen in Angst leben. Angst vor der Geheimpo- 
lizei, vor den Spitzeln, vor dem Verrat. Angst davor, den Arbeits- 
platz zu verlieren, in soziale Not zu geraten, Angst vor der Zu- 
kunft, Angst vor dem Verlust an nationaler Identität. 

Pinochet hat Chile dem ausländischen Kapital ausgeliefert. 
Eine fremde Kultur hat sich breitgemacht. Pinochet und seine 
Staatsstreichoffiziere haben das südamerikanische Land in die 
schlimmste Gesellschaftskrise diese Jahrhunderts gestürzt. 

„Die Geschichte wird sie richten!" sagte Salvador Allende in sei- 
ner letzten Rede. 

Chiles Volk ist auf dem Weg, um dieses Urteil zu sprechen. 
Was heute in diesem gequälten Land vor sich geht, ist nicht 
schlechthin die Gegenwehr eines Volkes, das geschunden wird 
wie wenige in Südamerika, sondern es geht um die nationale Ret- 
tung vor dem totalen Verfall. 

Die Werktätigen dieses Landes sind zu einem Kampf angetre- 
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ten, dessen Ausmaß wohl historisch genannt werden dürfte. 
Späte Bestätigung für Allendes prophetischen Satz: „..die sozia- 
len Prozesse kann man weder durch Verbrechen noch Gewalt 
aufhalten." 

Einmal fragten wir Journalisten Allende, ob er nicht um sein Le- 
ben bange; seine Antwort sinngemäß lautete: Revolutionäre Pro- 
zesse kann man nicht mit der Ermordung ihrer Führer aufhalten. 
Andere werden nach mir kommen. 

Als ihm Unbekannte auf sein Grab auf dem Santa-In&s-Fried- 
hof von Via del Mar Blumen legten, schickte die Junta Soldaten 
dorthin. 

Es ist die Angst vor einem Toten, der als Präsident für Millionen 
Menschen, und nicht nur in Chile, Hoffnung auf eine humane Zeit 
geweckt hatte, an die nach dem Willen seiner Mörder nichts 
mehr erinnern soll. 

Monate nach dem Putsch fuhr ich zwischen den stillen Fischer- 
dörfern Papudo und Zappallar an Chiles Pazifikküste entlang. Auf 
einem schwer zugänglichen Felsen geschrieben, las ich: Con Al- 
lende - El Salvador (Mit Allende - dem Retter). 


General des Volkes 


Am 1. Juni 1983 wurde Juan Jose Torres zu Grabe getragen. 
Vom Oktober 1970 bis zum August 1971 regierte er als Präsident 
des fünftgrößten Landes Südamerikas, Bolivien. In den engen 
Straßen, die zur Plaza Murillo führen, drängten sich an diesem 
Tag die Menschen, Bergleute, Bauern, Studenten. Viele von ih- 
nen brauchten Tage, um in die Hauptstadt zu gelangen. Sie ka- 
men aus weitentfernten Ortschaften. Während sie dem Sarg 
durch die schattigen Gassen folgten, lebte noch einmal die Erin- 
nerung an eine Zeit auf, die für Bolivien revolutionär genannt wer- 
den muß. 

Die Regierung Torres verstaatlichte die Zinnmine „Mathilde", 
unweit der Hauptstadt. Sie erhöhte die Löhne der mineros (Berg- 
leute), von denen Torres sagte, sie seien es, auf die sich seine Po- 
litik stütze.. Gemeinsam mit den Gewerkschaften wurden die 
Wirtschafts- und Sozialpläne erörtert und beschlossen. Die größ- 
ten Zuckerfabriken Boliviens, die sich in den Händen einheimi- 
scher Kapitalisten befanden, verstaatlichte die neue Führung. 
Juan Jose Torres verkündete einen „revolutionären Nationalis- 
mus". Er erklärte, daß die tiefgreifenden Veränderungen in Boli- 
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vien andauern würden und daß er sich dabei nicht nur auf die pa- 
triotischen Offiziere stützen wolle, sondern auf alle fortschrittli- 
chen Bolivianer. 

Das Volk dieses Landes, von den Politikern so oft betrogen und 
im Stich gelassen, verhielt sich zunächst abwartend. Nur allmäh- 
lich faßte es Zutrauen zu dem Mann. Bald nannte es ihn „El gene- 
ral del pueblo" (General des Volkes). Parteien, Gewerkschaften 
und andere Organisationen regten zu Torres' Regierungszeit an, 
eine revolutionäre Einheitsfront der Linken zu schaffen. Torres' 
Politik gewann an Zulauf. 

Als er im Januar 1971 einige reaktionäre Offiziere aus den 
Streitkräften entließt, erhielt er einerseits eine noch größere Un- 
terstützung durch das Volk, andererseits löste es den verstärkten 
Widerstand von rechts aus. Diese Kräfte verhinderten die gefor- 
derte Bildung von Arbeitermilizen und stellten damit den sicheren 
Schutz der sich im Land vollziehenden revolutionären Prozesse in 
Frage. 

Als nach der Rebellion im Frühjahr 1971 in den Garnisonen von 
Santa Cruz, von wo schon so mancher Staatsstreich seinen Aus- 
gang genommen hatte, und dem Aufruhr in der Kaserne von 
Oruro Juan Jos& Torres sich entschloß, Waffen an die Arbeiter 
und Studenten in La Paz zu verteilen, war es bereits zu spät. Das 
Zeughaus, die Kaserne Miraflores, befand sich in den Händen der 
Verschwörer. Und für die 1500 Gewehre, die sich die Arbeiter aus 
der hauptstädtischen Intendantur besorgt hatten, fehlte die Mu- 
nition. Das Regiment „Colorados", die einzige Einheit in der 
Hauptstadt, die für die Regierung des Generals Juan Jose Torres 
bis zum letzten kämpfte, konnte der Luftwaffe und dem Panzerre- 
giment nicht standhalten. 

Die Erinnerung daran ist wach - dies spürte ich noch im Som- 
mer 1983. Als man an jenem Junisonntag den Sarg von Juan 
Jose Torres aus der Kathedrale trug und die wartenden Militärs 
sich sofort anschließen wollten, kam es zu Tumulten. Stimmen 
riefen: „El pueblo primero" (Das Volk zuerst). Eine düstere und 
zugleich explosive Stimmung. Die Narben jüngerer bolivianischer 
Geschichte heilen nur langsam. Schwer malträtierte die rosca, 
die einheimische Oligarchie, das Volk. 

Nach jedem Staatsstreich rechter Militärs verschlechterte sich 
die Lage. 

Auch davon wurde in jenen Stunden, da man den Sarg des 
„Generals des Volkes" durch die Straßen von La Paz zur letzten 
Ruhe trug, gesprochen: 

Ernest Siracusa hieß damals der Botschafter der USA in Boli- 
vien. Ein Mann der CIA. Mehr als einmal protestierte Torres ge- 
gen das konspirative Handeln des ersten Mannes der US-ameri- 
kanischen Diplomatie in diesem Andenland. Des Mannes, der 48 
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Stunden vor dem Putsch die Bürger der Vereinigten Staaten, die 
sich in Bolivien aufhielten, anwies, sich mit Proviant für mehrere 
Tage einzudecken und die Wohnung nicht zu verlassen. Siracusa 
hatte die Fäden gezogen. Den Regierenden in Washington er- 
schien diese bolivianische Staatsführung verdächtig. 

Da war die Nationalisierungspolitik, die Demokratisierung, die 
es den linken und revolutionären Bolivianern ermöglichte, sich zu 
organisieren. Sie fanden sich in der Asamblea Popular zusam- 
men, einem Volksparlament. Und da waren die Bemühungen der 
Regierung Torres, bessere Beziehungen zu den sozialistischen 
Ländern herzustellen. Und schließlich gab es das antiimperialisti- 
sche Dreieck im Süden Amerikas: Bolivien unter Torres, Peru un- 
ter dem fortschrittliichen General Juan Velasco Alvarado und 
Chile unter dem Sozialisten Salvador Allende. Die Volksbewe- 
gung in Südamerika prägte, zur größten Sorge Washingtons, das 
politische Leben in diesem Teil der Welt. Und die USA handelten 
entsprechend. 

Zum einen die Illusionen des Generals Torres, das Unversöhnli- 
che miteinander in Einklang zu bringen, zum anderen die orga- 
nisch schwach entwickelte Einheit der revolutionären Kräfte, 
dazu die Anschläge ultralinker Gruppierungen, Guerillaaben- 
teuer und Entführungen von Industriellen - all diese Vorgänge, 
die wie auch in Chile die schwankenden Mittelschichten, Bauern 
und Militärs von einem Bündnis abstießen - erleichterten Wa- 
shingtons Vorhaben. Juan Jose Torres mußte schließlich den Pa- 
lacio Quemado, den Präsidentenpalast, räumen und ging ins Exil. 

Allende bot ihm ein Zuhause an, bis er von reaktionären Mili- 
tärs gestürzt und ermordet wurde. Torres befand sich erneut auf 
der Flucht. Buenos Aires hieß die nächste Station. Aber auch dort 
machte sich die imperialistische Gegenoffensive Mitte der siebzi- 
ger Jahre bemerkbar. Im März 1976 übernahmen rechte Militärs 
die Regierungsgeschäfte. Monate später, am 2. Juni 1976, wurde 
Juan Jose Torres, sechsundfünfzigjährig, in der argentinischen 
Hauptstadt ermordet. Der bolivianische Diktator Hugo Banzer, 
der den Sturz Torres' betrieben hatte, weigerte sich, den Toten in 
Bolivien beisetzen zu lassen. Und so wurde Mexiko ein weiteres 
Exilland, diesmal für den toten Torres. Erst als sich nach acht- 
zehnjähriger Herrschaft die Militärs in Bolivien aus der Regierung 
zurückziehen mußten, kehrte Torres in die Heimat zurück. Die Ge- 
werkschaften bestanden darauf, daß der General in La Paz beige- 
setzt wurde. Niemand wagte ihnen zu widersprechen. Hier offen- 
barte sich der Wandel, den die demokratischen Bolivianer er- 
reichten. 

Begonnen hatte er, als am 10. Oktober 1982 vor der Kirche 
„san Francisco" in La Paz das Volk zusammenströmte. An der 
dunklen Mauer des Klosters, eines Barockbaus aus dem 18. Jahr- 
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hundert, hing das Bild des Mannes, der die Menschen auf die 
Beine gebracht hatte: Hernän Siles Zuazo. Wenige Stunden zuvor 
reiste er aus Lima ein. Zwei Jahre und zwei Monate nachdem er 
die Wahlen gewonnen hatte, konnte er nun endlich seine Präsi- 
dentschaft antreten, die ihm bis dahin rechte Offiziere gewaltsam 
vorenthielten. Wo gewöhnlich unbeweglich die cholas (Indiane- 
rinnen in ihren bunten Röcken) hocken, die Kinder in einer auf 
dem Rücken zusammengeknoteten Decke, den Hut tief in die 
Stirn gezogen, und Markt abhalten, an diesem Ort strömten da- 
mals Tausende Hauptstädter zusammen. Hernän Siles Zuazo, be- 
kleidet mit dem Regenmantel des bolivianischen Bergmannes, 
sprach die Hoffnung der meisten seiner Landsleute aus, daß nie- 
mals wieder die De-facto-Regierungen zurückkehren. Das heißt, 
kein Putsch mehr! Ein frommer Wunsch in einem Land, das über 
200 Staatsstreiche erlebte, seit es sich zu Beginn des vorigen 
Jahrhunderts von den Spaniern befreite. 

Hernän Siles Zuazo selbst wurde mehr als einmal Opfer solcher 
pronunciamientos. Auch sein Vater, Hernän Siles Royes, der 33. 
Präsident des Andenlandes seit dessen Unabhängigkeit, konnte 
seine Amtszeit nicht vollenden. Ihn verjagte der General Carlos 
Blanco Galindo. Den Halbbruder Luis Adolfos Siles Salinas ver- 
trieb ein anderer Putschist, der General Alfredo Ovando Candia. 
Hernän Siles Zuazo, den manche fälschlicherweise mit dem Elti- 
kett eines zentristischen Sozialdemokraten versahen, fiel vielen 
seiner Landsleute mit seiner menschlich sauberen Haltung auf. 
Das Exil führte ihn nach Paraguay, Chile, Argentinien, Venezuela, 
Spanien und Peru. In den billigen Hotels, in denen er notgedrun- 
gen lebte, kamen Hilfesuchende zu ihm, Landsleute, politische 
Emigranten wie er, belauert von der einheimischen Polizei. Nach 
dem Putsch in Chile, im September 1973, half er in Santiago vie- 
len Bolivianern, der Pinochetsoldateska zu entgehen. Sie machte 
Jagd auf alle „verdächtigen" Ausländer. Hernan Siles Zuazo 
selbst blieb nicht lange in Santiago. Auch er war gefährdet. Der 
promovierte Rechtsanwalt, der 1941 zusammen mit Victor Paz 
Estenssoro die National-Revolutionäre Bewegung (MNR) grün- 
dete und sich 1952 an die Spitze einer nationalen revolutionären 
Aufstandsbewegung stellte, begann 1977 ein antiimperialisti- 
sches Wahlbündnis zu knüpfen. Hernäan Siles Zuazo bewegte sich 
schon seit längerem nicht mehr in jenen rechtsreformistischen 
Vorstellungen, zu denen die MNR erstarrt war. Er hatte sich 1970 
der fortschrittlichen Regierung von General Juan Jose Torres an- 
genähert und schuf zwei Jahre später die National-Revolutionäre 
Bewegung der Linken (MNRI), die sich zusammen mit der Bewe- 
gung der Revolutionären Linken (MIR) und der Kommunistischen 
Partei Boliviens (PCB) zur Demokratischen Volksunion (UDP) zu- 
sammenschloß. 
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Diese linke und demokratische Koalition, deren Präsident- 
schaftsbewerber Hernän Siles Zuazo war, errang 1978, 1979 und 
1980 stets die meisten Stimmen. Doch reaktionäre Parlamentarier 
und rechte Offiziere verlegten ihm den Weg ins höchste Amt Bo- 
liviens. Das bolivianische Volk wehrte sich. Es zwang die Militärs, 
die ohnehin keinen Ausweg aus der schweren Krise sahen, zum 
Rückzug. Eine der ersten Amtshandlungen des Präsidenten war 
die Umbesetzung der Armeeführung. Daß Hernän Siles Zuazo 
keineswegs die politische Statur eines Allende aufwies, blieb den 
Bolivianern nicht verborgen. Auch fehlte dem Präsidenten das 
energische Handeln. Das Linksbündnis zerfiel. Die Polarisation 
der Kräfte hält in Bolivien an. 


Teufelsmetall 


Von „Siglo XX", dem bolivianischen Bergarbeitercamp, und dem 
sich an dessen unterem Rand ausbreitenden Dorf Llailagua ist er 
zu sehen, der Friedhof. So hat man den Tod immer vor Augen. 

Es ist das Los dieser Bergleute in „Siglo XX", noch vor ihrem 
fünfunddreißigsten Lebensjahr zu sterben, die Lungen zerfressen 
vom tödlichen Staub der Mine. Es ist ein stiller, schleichender 
Tod. Blutbrechen, Husten, ein bleierner Druck auf dem Rücken 
und der Brust, schilderten mir Bergleute im Dorf Llallagua die 
Symptome dieser Krankheit. Der Arzt gibt ihnen nur noch wenige 
Monate. 

Doch die Grube kennt auch andere Todesarten. Da ist der ra- 
sche, laute Tod. Wer sich beim Zählen der Sprengungen irrt, in 
der Zeit, wenn die Lunte gelegt ist, den trifft er. Und manchmal 
ist es ein tojo (lockerer Felsbrocken), der das Geschäft des Todes 
besorgt. 

Schmucklos erscheint dieser Ort. Hier zeigen sich nur Armut 
und Not. Am Friedhofseingang beten blinde Bettler für die Toten, 
für die Erwachsenen, die mit 35 Jahren sterben und deren Grab 
ein Metallkreuz ziert, und für die Kinder, deren letzte Ruhestätte 
ein weißes Kreuz markiert. Von je zwei Kindern, die hier in dieser 
trostlosen Einöde zur Welt kommen, stirbt eins noch im Säug- 
lingsalter. 

Ein Bergmann erzählte mir: „Die Mine von Llallagua ist schon 
ziemlich alt. Die Zinnvorkommen wurden von unseren Ureinwoh- 
nern, den Inka, entdeckt. Die Vorkommen waren also bereits in 
vorkolonialer Zeit bekannt. Liallagua ist somit eine der ältesten 
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Minen Südamerikas. Sie wechselte häufig den Besitzer. Sie be- 
fand sich in Händen von Chilenen, Deutschen, und ab 1927 ge- 
hörte sie Simön Patifio. Von 1927 bis 1933 gab es in der Grube 
eine sehr angespannte Situation. Die Arbeitsverhältnisse konnten 
schlimmer nicht sein. Es wurde aus der Erde herausgeholt, was 
nur möglich war. Und auch wir wurden nahezu ausgeblutet. 1952, 
es war das Jahr unserer Revolution, wurden die ersten Sicher- 
heitsmaßnahmen für die Kumpel getroffen, Maßnahmen, die für 
sie lebenswichtig und lebenserhaltend waren und sind. Es ge- 
hörte zur Vorschrift, Stiefel zu tragen und die Schutzbrille. So et- 
was gab es unter Patifo nicht." 

Simön Patiho zählte bis zu seinem Tode im Jahre 1947 zu den 
unbestrittenen Kaisern dieser merkwürdigen Zinndynastie. 1861 
in Cochabamba, der damaligen zweitgrößten Stadt Boliviens, ge- 
boren, erwarb er sich eine Konzession für jenes Stück Land, unter 
dem sich, wie sich herausstellte, eine Ader mit einem Gehalt von 
60 Prozent reinem Zinn erstreckte. Diese Entdeckung legte den 
Grundstock zu einem Vermögen, das ihn zu einem der reichsten 
Männer der Erde machte. Er verfügte über mehr Geld als der boli- 
vianische Staat, der 1952 seine Minen übernahm. 

Die mineros Boliviens sind abergläubische Leute. Vielleicht ist 
daran ihre indianische Herkunft schuld. Sie lieben den Teufel. 
Von den Figuren, die die spanischen Eroberer und deren priester- 
liches Gefolge nach dem heutigen Bolivien mitbrachten, war er 
ihnen die liebste. Sie ist es bis heute geblieben. Bunt und lustig, 
so erscheint er ihnen. Sie nennen den Teufel „Gevatter", Herr 
über das Metall, metal del diablo, Teufelsmetall, sagen sie zum 
Zinn. 

Und wenn dessen Preis fällt, so vermutet man in Minerokrei- 
sen, holten die Vereinigten Staaten wieder einmal aus ihren stra- 
tegischen Reserven Zinn auf den Weltmarkt. Mehr als einmal 
manövrierten sie damit das Land in Schwierigkeiten, genau im- 
mer dann, wenn sich eine Regierung in La Paz anschickte, das 
Los der Bergleute zu ändern. 

Sie leben auf den Lagerplätzen, zusammenpfercht in Lehmhäu- 
sern, Holzbaracken, durch die der eisige Wind des bolivianischen 
Hochlandes dringt. Alles scheint dann noch verlorener zu sein. 
Sich zu betäuben, greifen viele zu chicha, einem Schnaps aus ge- 
gorenem Mais. „El bar de los pobres" (Bar der Armen) heißt eine 
Kneipe im Ort. Mitte des Monats ist Zahltag. Dann füllt sie sich. 
Für Stunden wird dann vergessen, was auf diesem trockenen und 
steinigen Boden geschieht, in fast 4000 Meter Höhe, wo kein 
Gras mehr wächst und alles, selbst die Bewohner, immer mehr 
die Farbe des „Teufelsmetalls" annimmt. 

Aber hier und da finden sich auch mutige Beispiele von Gegen- 
wehr. Da höre ich von Maria Barzola, einer Gewerkschafterin, die 
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vor mehr als dreißig Jahren an der Spitze einer Bergarbeiterde- 
monstration den schießwütigen Militärs entgegentrat. An der 
Grenze von Llallagua breitet sich die Pampa aus, die ihren Namen 
trägt: Pampa „Maria Barzola". Zu Ehren und zur Erinnerung an die 
Ermordete, die verlangte, was auch heute noch immer gefordert 
wird: Brot und Gerechtigkeit. Die bolivianischen Bergleute kämp- 
fen oftmals wild für ihre Rechte. Sie lehren die Militärs das 
Fürchten, wenn sie mit ihren über die Brust gebundenen Dyna- 
mitstangen in die Städte ziehen. Der Weg dorthin nimmt Tage in 
Anspruch. Oft zogen die Mineros von „Siglo XX" nach La Paz. 
Oftmals gerieten sie dabei in einen Hinterhalt der Militärs, die 
blutig den Freiheitswillen der Bergarbeiter und ihrer Frauen unter- 
drückten. Bei aller Hoffnung, höre ich von Bolivianern, weiß nie- 
mand, wann dieser Teufelskreis durchbrochen wird. 


Die Armee der Putschisten 


Der dutzendmal gewagte Versuch bolivianischer Militärs, die poli- 
tische Macht für sich einzunehmen, machte zumindest zweierlei 
deutlich: ihre überragende Rolle im politischen Leben Boliviens 
und die Tatsache, daß innerhalb der bolivianischen Streitkräfte 
politische Differenzierungsprozesse im Gange sind. 

So gab es Ende der sechziger Jahre fortschrittliche Tendenzen, 
die 1970 im Amtsantritt von General Juan Jose Torres gipfelten, 
den jedoch wiederum der reaktionäre Oberst Hugo Banzer 
stürzte. 

Kriege, die die bolivianische Armee mit den Nachbarstaaten 
führte, wie 1879 bis 1883 gegen Chile und 1932 bis 1935 gegen Pa- 
raguay, verlor sie beidemal. 

Die engen Bindungen an Nazideutschland förderten faschisti- 
sche Strömungen im bolivianischen Offizierskorps, zu dessen Be- 
ratern auch Ernst Röhm, einer der Handlanger Hitlers und damals 
Hauptmann an der deutschen Militärmission in La Paz, gehörte. 

Noch heute ist jener faschistische Einfluß spürbar in der wirt- 
schaftliich am stärksten entwickelten Provinz Santa Cruz, in je- 
nem Länderdreieck Bolivien, Paraguay, Brasilien, wohin sich viele 
der Nazigrößen verkrochen haben. Von hier ging schon mancher 
Putsch aus. Eine dieser Nazigrößen avancierte zum Berater des 
Diktators Hugo Banzer und anderer, Klaus Barbie, der Gestapo- 
chef von Lyon, den die Regierung Hernän Siles Zuazo im Dezem- 
ber 1982 an Frankreich auslieferte. 
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Den jetzigen Schliff bekam das bolivianische Heer nicht zuletzt 
von US-Ausbildern und -Beratern. 

Dies geschah in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre. Die 
USA formierten die Kerntruppe der bolivianischen Streitkräfte, 
die Rangers, deren Aufgabe die Guerillabekämpfung im engeren 
und der sogenannte antirevolutionäre Kampf im weiteren Sinne 
sind. Ihr erster Kommandeur wie auch dessen Nachfolger absol- 
vierten „Antiguerillakurse" in Fort Gulick, dem US-Ausbildungs- 
stützpunkt in der Panamakanalzone, dort, wo sich auch das 
„Southern Command" befindet, eins der sechs Regionalkomman- 
dos, die das US-Militär seit Mitte der achtziger Jahre weltweit un- 
terhält. 

Bolivien war mehr als einmal im Visier. Washington setzte wie- 
derholt auf die rechten Militärs in diesem Land. 

Die politischen Vorgänge in Bolivien, insbesondere der Auf- 
schwung des Volkskampfes, das alles ging jedoch nicht spurlos 
an der Armee vorüber. 

In Bolivien suchen vor allem jüngere Offiziere Anschluß an die 
Revolution bürgerlichen Zuschnitts von 1952, die Bolivien die Ver- 
staatlichung der Zinnminen und eine Agrarreform brachte, wenn- 
gleich beide unvollständig und voller Kompromisse blieben. 

Der bestehende Interessenkonflikt wird allerdings kaum außer- 
halb der Kasernen ausgetragen, damit es nicht zu einer Spaltung 
der Streitkräfte kommt. Zu dieser Haltung trugen nicht zuletzt die 
Militärlogen (Geheimbünde, in denen auch gesellschaftliche Fra- 
gen debattiert werden) bei. Diese besitzen in Bolivien eine lange 
Tradition. Vielleicht ist die Furcht vor einer Spaltung auch einer 
der Gründe, warum Militärputschisten oftmals auf so wenig Wi- 
derstand in der Truppe stießen. 

Daß man in Bolivien stets mit Hilfe der Gewehre schneller und 
einfacher an die Macht kam, als es gelang, diese dann mit den 
Gewehren gegen den Volkswillen zu halten, dies hat sich auf dem 
Kontinent herumgesprochen. 

„Die Charakterisierung Boliviens als ein kapitalistisches, rück- 
ständiges und abhängiges Land behält seine Gültigkeit. Diese De- 
finition bestimmt die Richtung des Kampfes des bolivianischen 
Volkes und bestimmt die Haupt- und anderen Triebkräfte bei der 
Verwirklichung der Aufgaben des demokratischen Prozesses und 
des nationalen Befreiungskampfes", schrieb dazu Simon Reyes 
Riveira, Erster Sekretär des ZK der Kommunistischen Partei Boli- 
viens, in der Moskauer Zeitung „Prawda" am 5. Juni 1985. 

Die Partei hatte gerade ihren V. Parteitag abgehalten; auf die- 
sem wurde darauf orientiert; die soziale und Parteibasis so 
schnell wie möglich zu erweitern. 

Die bolivianischen Kommunisten treten für die Einheit aller de- 
mokratischen, antioligarchischen und antiimperialistischen 
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Kräfte auf. Von ihrem Zusammenschluß hängt letztlich viel für 
den Gang der Dinge im fünftgrößten Land Südamerikas ab. Die 
Erfahrungen, die diese Kräfte seit 1982 sammeln konnten, sind 
dabei von großem Wert. 

So manche Hoffnung ging nicht in Erfüllung. Im August 1985 
folgte Victor Paz Estenssoro nach umstrittenen Wahlen Hernän 
Siles Zuazo im Amt. 

Bolivien scheint damit von seiner politischen Vergangenheit 
eingeholt worden zu sein. Victor Paz Estenssoro, der bereits in 
den fünfziger und sechziger Jahren das Präsidentenamt inne- 
hatte, sieht sich, wie auch sein Vorgänger, großen Problemen ge- 
genübergestellt. Bolivien steckt in einer tiefen Krise, vielleicht der 
schlimmsten seit dem Pazifikkrieg mit Chile vor 100 Jahren und 
dem Chacokrieg gegen Paraguay vor 5 Jahrzehnten. 

Die Regierung von Hernän Siles Zuazo scheiterte letztlich an 
dieser Krise, zumal sie ihr nicht konsequent begegnete. Es blieb 
unerfüllt, was die Frente del Pueblo Unido, ein neugeschaffenes 
Linksbündnis, zu dem auch die Kommunisten gehören, zu den 
Präsidentschaftswahlen in ihr Wahlprogramm schrieb: „Aufbau 
eines Staates neuen Typs mit sozialen Strukturen, die von einem 
demokratischen, volksverbundenen, antioligarchischen und anti- 
imperialistischen Inhalt geprägt sind." 


Militärs einmal anders 


Als in den Nachtstunden des 3. Oktober 1968 Panzer durch die 
Straßen Limas rollten, den Regierungspalast umstellten und den 
Präsidenten Fernando Belaunde Terry davonjagten, vermuteten 
die wenigsten, daß hier etwas seinen Anfang nahm, was abwich 
von den über 500 meist reaktionären Putschen, die Lateinamerika 
in anderthalb Jahrhunderten erlebte. 

Und wie sollte man auch. 

Schließlich ließ die Tatsache, daß buchstäblich am Vorabend 
dieses Vorgangs in Rio de Janeiro die alljährliche Beratung von 
Vertreter der Armeen des amerikanischen Kontinents unter dem 
Vorsitz von General Westmoreland, dem ehemaligen Oberbe- 
fehlshaber der US-Truppen in Vietnam, stattfand, eher den 
Schluß zu, daß der Staatsstreich der peruanischen Armee auf der 
Linie läge, die in Rio de Janeiro vorgegeben wurde. 

Dort besprach man wie üblich die politische Situation in jedem 
Land und gab Empfehlungen zum Kampf gegen den sich „aus- 
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breitenden Kommunismus". Man beschloß die Schaffung eines 
sogenannten interamerikanischen Militärsystems. Washington 
sah sich ein Stückchen auf dem Wege vorangekommen, „inter- 
amerikanische Streitkräfte" aufzustellen. General Westmoreland 
lobte die Beratung in Rio de Janeiro und erklärte: „Keine zivile In- 
stitution in Lateinamerika vermag der kommunistischen Wühltä- 
tigkeit mit Erfolg Paroli zu bieten. Pflicht der bewaffneten Kräfte 
ist es, die Lage zu meistern und diese Tätigkeit zu unterbinden." 

Erst allmählich begriffen Außenstehende, daß sich in Peru et- 
was vollzog, was so ganz anders war als die üblichen pronuncia- 
mientos (Putsche) reaktionärer Militärs. Bald nach ihrem Macht- 
antritt veröffentlichte die Militärregierung ein umfassendes Pro- 
gramm, das, auf 20 Jahre berechnet, soziale und wirtschaftliche 
Veränderungen von beträchtlicher Tragweite vorsah. Zum Erstau- 
nen vieler nahm sie die proklamierten Veränderungen tatsächlich 
in Angriff. Noch nicht einmal eine Woche nach dem Machtantritt 
besetzte die Armee die von der US-amerikanischen International 
Petroleum Company (IPC) ausgebeuteten Erdölfelder im Norden 
des Landes. Die Offiziere im Regierungspalast von Lima gaben 
zugleich bekannt, daß sie alle Verträge, die frühere Regierungen 
mit diesem US-Konzern geschlossen hatten, aufkündigten und lö- 
sten. Die IPC, als Tochtergesellschaft der zum Rockefellerclan 
gehörenden Standard Oil of New Jersey, hatte über 45 Jahre 
lang die reichen Ölfelder von La Brea und Parinas und die Raffi- 
nerien in Talara ausgebeutet. Die Verstaatlichung geschah im 
Sinn der von General Velasco Alvarado, dem ersten Präsidenten 
der Militärregierung nach 1968, formulierten Doktrin. Sie sah vor: 

- das Recht des Staates, über die Bodenschätze des Landes und 
die Schlüsselindustrie zu bestimmen; 

- die Unterordnung der ausländischen Investitionen unter die na- 
tionalen Interessen und Festsetzung einer Frist für die Erlan- 
gung der Aktienmehrheit des investierten Auslandskapitals 
durch den peruanischen Staat; 

- die Achtung der Rechte und Forderungen der Werktätigen; 

- die Gewährleistung einer nicht monopolistischen und mannig- 
faltigen industriellen Entwicklung, innerhalb deren sich parallel 
private, staatliche und genossenschaftliche Betriebe entwik- 
keln. 

„Eine Revolution verwirklichen kann man nur, wenn man der 
Ausbeutung eine Ende macht!" Diese Losung war das erste, was 
ich auf dem Flugplatz „Jorge Chevaz" in Lima entdeckte. Sie 
konnte man nicht übersehen. Sie war auf einem der benachbar- 
ten Andenberge eingemeißelt. 

Die Ausbeutung zu beseitigen, das gehörte zur erklärten Ab- 
sicht der neuen politischen Führung, mit der sie die Verhältnisse 
im Land ändern wollte. Am 24. Juni 1969 verkündete die Regie- 
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rung eine Agrarreform. Velasco Alvarado nannte sie „eine funda- 
mentale Errungenschaft zugunsten der Bauern". Damit wurde ei- 
ner von Mexiko bis Argentinien oft und wiederholt erhobenen 
Forderung Rechnung getragen, daß das Land dem gehöre, der es 
bearbeitet. Die Latifundien sollten in Genossenschaften umge- 
wandelt werden. Genauso viel Aufmerksamkeit, wie die Agrarre- 
form auf sich zog, weckte eine zweite Reform, und zwar die am 
28. Juli 1970 beschlossene Industriereform, die die zweite 
Etappe der nationaldemokratischen Revolution in diesem Land 
am Pazifik einleiten sollte. 

Diese politischen Entscheidungen verdeutlichten unverkennbar 
die patriotischen und demokratischen Ansichten unter den Mili- 
tärs um Velasco Alvarado. 

Was lag ihnen zugrunde; zumal die Geschichte dieses Konti- 
nents bis in die Gegenwart zeigt, daß starke reaktionäre und kon- 
servative Haltungen bis hin zu faschistischem Gedankengut in 
den Armeen Lateinamerikas anzutreffen sind? 

Für den Wandel sind viele Faktoren und Gründe zutreffend: 
Man muß dabei jedoch vor allem berücksichtigen, daß die latein- 
amerikanischen Streitkräfte die unterschiedlichsten Klassen und 
Schichten repräsentieren. 

Die niedrigen Dienstränge kamen und kommen auch heute 
noch aus der Bauernschaft. Die Söhne der Großgrundbesitzer 
wählten in der Vergangenheit in der Mehrzahl die Offizierslauf- 
bahn. Daran änderte sich jedoch im Lauf der Geschichte einiges. 
Die Großgrundbesitzersöhne stellten schließlich immer weniger 
den militärischen Nachwuchs. Sie suchten sich lukrative Posten 
in Wirtschaft, Staat und Regierung. Die derzeitig im Offiziers- 
korps der lateinamerikanischen Streitkräfte anzutreffenden Ver- 
treter der gehobenen Schichten bilden eine für die Sache des 
Fortschritts gefährliche, abgekapselte Elite. Ihre politische Orien- 
tierung ist konservativ bis reaktionär. Sie schrecken vor jedweden 
radikalen gesellschaftlichen Veränderungen zurück. 

Die Militärs in mittleren und gehobeneren Diensträngen ent- 
stammten daher zunehmend kleinbürgerlichen Elternhäusern, der 
städtischen Intelligenz und der Schicht der wohlhabenden 
Bauern. Für sie bedeutete eine solche Laufbahn den Schritt, um 
zum Ingenieurdiplom zu gelangen. Dieses wurde an den Militär- 
schulen vergeben. 

Die Tatsache, daß viele dieser Armeeangehörigen engen Kon- 
takt zur Bevölkerung halten, führte dazu, daß sie Einblick in ihre 
Sorgen und Nöte erhielten. So mancher Offizier befaßte sich 
gründlicher mit der nationalen Wirklichkeit. 

1956 entstand in Peru das Centro de Altos Estudios Militares, 
ein höheres Zentrum für militärische Studien. Vor allem dort 
setzte sich recht bald die Erkenntnis durch, daß nicht die Arbeiter 
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und Bauern, nicht die Studenten und auch nicht die Kommuni- 
sten „Verursacher" der sozialen Unruhe sind, sondern diese Ursa- 
chen tiefer wurzeln, nämlich in den vom Imperialismus und von 
der einheimischen Oligarchie geschaffenen Zuständen. 

Die kritische Einstellung zur imperialistischen Weltmacht Num- 
mer eins, zu den USA, nahm nach dem Sieg der kubanischen Re- 
volution unter den peruanischen Offizieren schnell zu. Zugleich 
beschleunigte die wirtschaftliche und soziale Krise, in der sich 
Peru befand und die im September und Oktober 1968 ihren Höhe- 
punkt erreichte, den Umdenkungsprozeß bei den Militärs. Die Re- 
gierung Belaunde Terry war am Ende ihres Lateins. Sie hatte 
nach Meinung vieler Peruaner die nationalen Interessen verraten. 
„Zu jener Zeit waren die revolutionär gestimmten zivilen Kräfte 
noch nicht geeint genug, um die Initiative in ihre Hände zu neh- 
men", erläuterte mir Jorge del Prado, der Generalsekretär der Pe- 
ruanischen Kommunistischen Partei (PCP), die damalige Situa- 
tion in einem Gespräch, das ich mit ihm in Lima führte. Er erin- 
nerte daran, daß bereits Karl Marx und Friedrich Engels darauf 
hinwiesen, daß während einer tiefen politischen Krise, wenn das 
Ansehen der herrschenden Klassen schwindet und die revolutio- 
nären Stimmungen zunehmen, eine Art Gleichgewicht der Kräfte 
hergestellt wird. Dabei kann sich eine der stärksten Institutionen 
der Staatsmacht, die Armee, über die Klassen, denen sie zuvor 
gedient hat, erheben und zuweilen sogar gegen deren Interessen 
wirken. Jorge del Prado sagte zur damaligen Entwicklung unter 
den Militärs seines Landes: „Von den gegenwärtigen Klassenpo- 
sitionen der peruanischen Regierung kann man sagen, daß sie 
die Interessen des radikal gesinnten Kleinbürgertums zum Aus- 
druck bringt. Das politische Credo der neuen Militärregierung 
ist der Aufbau einer Gesellschaft, die etwa zwischen dem Kapita- 
lismus und Sozialismus steht, eine Konzeption, die auf Dauer un- 
haltbar ist." 

Die peruanische Oligarchie widersetzte sich den Strukturverän- 
derungen, wo sie es konnte. So polarisierten sich die Kräfte der 
peruanischen Gesellschaft deutlich. Die Kommunisten des 
Landes erklärten damals: „Viele komplizierte Probleme stammen 
noch aus der Vergangenheit. Eine Reihe imperialistischer Unter- 
nehmen muß nationalisiert, eine Reform des Bildungswesens 
durchgeführt werden. 

Der staatliche Verwaltungsapparat, seine wichtigen Institutio- 
nen, wie die politische Polizei und die örtlichen Machtorgane, 
sind vom Konservatismus, Bürokratismus, Kompromißlertum, 
von der Korruption geprägt und reaktionär. Gerade auf diesem 
Gebiet ist die Gefahr der Sabotage, der Verschwörungen der 
Oligarchie und des Imperialismus am größten. Unserer Ansicht 
nach muß man zu den Hindernissen auf dem Wege des revolutio- 
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nären Prozesses in Peru auch die Gefahr rechnen, die die Suche 
nach einem ‚dritten Weg' in sich birgt. In dem Bestreben, einen 
solchen Weg theoretisch zu begründen, gehen seine Anhänger 
so weit, den Antikommunismus zu begünstigen und der ehrli- 
chen, entschlossenen Unterstützung der Arbeiterklasse, der 
Werktätigen auf dem Lande und der nichtproletarischen Massen 
der Bevölkerung für die Regierung und deren Politik grundlegen- 
der Umgestaltung zu mißtrauen." 

Daß sich Perus Entwicklung Mitte der siebziger Jahre in ande- 
ren Bahnen als den von den Militärs 1968 ursprünglich vorge- 
zeichneten vollzog, bestätigt diese Einschätzung. 


Die Wende nach links 


Mit Alan Garcia gelangte am 28. Juli 1985 wiederum durch eine 
Wahl und nicht durch einen Staatsstreich ein Mann in das 
höchste Regierungsamt Perus. Er ist Repräsentant einer politi- 
schen Bewegung, die vor 61 Jahren gegründet wurde und die 
viele mit einer sozialdemokratischen Bewegung verglichen, etwa 
der Spanischen Sozialistischen Arbeiterpartei (PSOE). 

Der junge Rechtsanwalt studierte in Madrid und fand gegen 
Ende der Francodiktatur Zugang zur Partei des spanischen Mini- 
sterpräsidenten Felipe Gonzales. 

Der gerade sechsunddreißigjährige neue peruanische Präsi- 
dent verspricht den 20 Millionen Landsleuten eine „soziale Revo- 
lution". Denn Peru ist, wie er selbst es charakterisiert, „ein Land 
krasser sozialer Ungerechtigkeiten... Für 13 Millionen unserer 
Landsleute blieben nur Elend und Not." 

Die Entscheidung, die die peruanischen Wähler am 14. April 
1985 trafen, fügt sich ein in einen in Südamerika vorherrschenden 
Trend, in die Absage an konservative und reaktionäre Regierungs- 
modelle. Denn neben Alan Garcia erhielt an diesem Wahltag der 
Kandidat der Vereinigten Unken, der Oberbürgermeister von 
Lima, Alfonso Barrantes, über 20 Prozent der Stimmen. Damit ha- 
ben sich fast zwei Drittel der peruanischen Wähler für eine 
Wende nach links ausgesprochen. Perus neues Staatsoberhaupt 
tritt für einen Wandel im eigenen Land, aber zugleich auch auf 
dem Kontinent ein. Das ist beispielsweise das Schuldenproblem, 
das die meisten lateinamerikanischen Staaten drückt. Peru hat 14 
Milliarden Dollar Auslandsschulden. Unter den gegenwärtigen 
Bedingungen sind sie, nach Aussage des Chefs der Zentralbank 
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Perus, Richard Webb, „nicht bezahlbar". Deshalb sucht das Land 
neue Konditionen für die Rückzahlung. Ein zweites Problem, dem 
sich Perus gegenwärtiger Präsident verstärkt zuwendet, betrifft 
die Krise in Mittelamerika. In Lima unterstützt man die Bemühun- 
gen der Contadora-Staaten, die sich für eine politische Lösung 
der Konfliktsituationen engagieren. 

Alan Garcia hat Hoffnungen geweckt, nicht nur in Peru, son- 
dern in ganz Südamerika, nicht zuletzt deshalb, weil er an die 
Staatsmänner des Halbkontinents appellierte, ein Abkommen zur 
Rüstungskontrolle abzuschließen, um Mittel für die wirtschaftli- 
che Entwicklung frei zu machen. 


Panama pocht auf Souveränität 


Es fiel auf, daß er fehlte. Omar Torrijos Herrera kam am 1. Okto- 
ber 1979 nicht zur Feier auf den Luftwaffenstützpunkt Albrook, 
den die gringos räumten und in den die panamefios Einzug hiel- 
ten. Warum gerade er fehlte, wußte sich keiner zu erklären. 

Wie kaum ein anderer Politiker Panamas setzte er sich dafür 
ein, daß aus dem „Canalzone forever" für die USA nichts wurde. 
„Ich will nicht in die Geschichte eingehen, sondern in die Kanal- 
zone eintreten", begründete er seine Haltung vor seinen Freunden. 

Torrijos, Kind eines Dorfschullehrers aus Santiago de Veraguas 
in Mittelpanama, bekam in seinem Leben selbst die Schmach zu 
spüren, die die Präsenz der Nordamerikaner im Kanalgebiet den 
panamefios zufügte. Er war kaum ein Jahr an der Regierung, als 
seine Gegner 1969 seinen Auslandsaufenthalt ausnutzten und 
den Aufstand probten. Ihnen mißfiel Torrijos' politischer, an den 
damals fortschrittliichen Militärs in Peru orientierter Kurs. Torrijos 
zog seinerzeit mit ihm ergebenen Truppen vom Westen gegen 
die Hauptstadt, um die Meuterer niederzuschlagen. Doch zwi- 
schen ihnen und seinen Soldaten lagen der Kanal und die 16 Kilo- 
meter breite Zone. Torrijos mußte erst die Yankees bitten, ihn 
durch das Gebiet ziehen zu lassen; eine würdelose Zeremonie für 
den nationalstolzen Torrijos, zumal ihn die „Herren vom Kanal" 
peinlich lange auf ihr Ja warten ließen. Torrijos kannte die US- 
Generale auf der anderen Seite, denn auch er hatte wie viele an- 
dere lateinamerikanische Offiziere ihre Schulen besucht. Ihm war 
die Geschichte vertraut: 

Als 1903 der Privinzkommandeur Huertas putschte, lag da nicht 
im Hafen von Colön das US-Schlachtschiff „Nashville"?” War das 
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ein Zufall? Drei Tage später erkannte Washington die Sezessioni- 
sten um Huertas als die neuen Machthaber des neuen Staates 
an; von nun an lautete die offizielle Bezeichnung „Republik Pa- 
nama". Kolumbien fand sich erst 18 Jahre später damit ab, daß 
seine Nordprovinz Panama einen Staat abgab, der eng mit den 
USA verbunden war. Die USA hatten inzwischen in die Haupt- 
stadt von Kolumbien, Bogotä, 2,5 Millionen Dollar überwiesen 
und heuchlerisch „ihr Bedauern" über Art und Weise der Grün- 
dung der Republik Panama ausgedrückt. Washington teilte mit 
dem von ihm verwalteten 81,6 Kilometer langen Wasserweg das 
mittelamerikanische Land nicht nur geographisch, sondern ver- 
suchte auch, es sozial zu spalten. 

Die panamefos, die für die US-amerikanischen Interessen in 
der Kanalzone arbeiteten, erhielten im Vergleich zum übrigen 
Land fast das Vierfache des Mindestlohnes. So formten die USA 
eine elitäre Schicht, so wie sie es in der chilenischen Kupfermine 
oder auf den Erdölfeldern Venezuelas getan hatten; eine Schicht, 
von der sie sich erhofften, daß sie den erreichten sozialen Status 
verteidigte, sollte daran gerührt werden. Immerhin waren es in 
Panama 11.000 Menschen, die dadurch weit weniger als ihre Lands- 
leute den Folgen wirtschaftlicher Instabilität ausgesetzt waren. 

Die 12 Parteien, vorwiegend rechter Provenienz, die sich im 
Halbjahr 1975 zur Frente Nacional de Oposiciön zusammenge- 
schlossen hatten und die genauso wie ultralinke Gruppen die Ka- 
nalverträge, aus unterschiedlichen Gründen heraus, kritisierten, 
setzten nicht zuletzt auf die eventuelle Unzufriedenheit dieser 
einst sehr privilegierten Gruppe, um damit die Regierung Torrijos 
in Bedrängnis zu bringen. Dort war man sich, wie der ehemalige 
Erziehungsminister im Kabinett Aristides Royo unterstrich, 
durchaus über den Kompromiß im klaren, der nach 13 Jahren zä- 
her Verhandlungen mit den USA gefunden worden war. Aristides 
Royo erklärte: „Es gefällt mir nicht, daß sie (die USA-Vertreter - 
J. Sch.) in der führenden Junta (gemeint ist die gemischte Kanal- 
verwaltung - J. Sch.) fünf sind und wir nur vier. Es gefällt mir 
nicht, daß sie erst am 31. Dezember 1999 endgültig gehen. Mir 
wäre es lieber gewesen, wenn sie am 1. Oktober 1979 gegangen 
wären. Es paßt mir nicht, daß man uns erst zwei Drittel der Län- 
dereien zurückgegeben hat und daß ein Teil der Kanaleinnahmen 
noch immer die nordamerikanischen Tresore füllt... Aber unsere 
Position weist unbestreitbare Vorteile auf. Sie befinden sich am 
Anfang vom Ende. Wir nicht. Sie besaßen alles und sind dabei, es 
zu verlieren." 

Noch fünf Minuten vor zwölf hat das Repräsentantenhaus in 
Washington versucht, die Kanalverträge in Frage zu stellen. Der 
Abgeordnete de Concini brachte die Interventionsformel ein. Im 
Vertrag liest es sich so: Truppen dürfen eingesetzt werden, um 
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den Kanal „offen, neutral, sicher und zugänglich" zu halten. Eine 
vornehme Umschreibung für Kanonenboot-Diplomatie. 

Vielleicht wäre die Bedeutung dieses 1. Oktober 1979, als Pa- 
nama zahlreiche wichtige Einrichtungen in der Kanalzone über- 
nahm, anders ausgefallen, hätte sich nicht gut zwei Monate zuvor 
der Sturz des nikaraguanischen Diktators Somoza ereignet und 
wäre damit nicht eine Hauptstütze US-imperialistischer Vorherr- 
schaft in dieser Region weggeknickt. Dieses Ereignis brachte 
Nervosität in die Washingtoner Lateinamerikapolitik. Mexikos da- 
maliger Präsident Jos&e Löpez Portillo nannte den Einzug der pa- 
namefios in ureigenes Gebiet „einen Akt, der für die zweite 
Hälfte dieses Jahrhunderts symbolisch und ein weiterer Schritt in 
die Entkolonialisierung ist". Zugleich erinnerte er daran, daß der 
Vertrag nicht die volle Autonomie gibt. 

Die militärische Enklave besteht fort. Und dagegen laufen nicht 
nur die panamefos, sondern auch andere lateinamerikanische 
Völker Sturm. 

Die großbürgerliche US-amerikanische Zeitschrift „Internatio- 
nal Herald Tribune" schrieb am 6. Juni 1985: „Zahlenmäßig ist das 
Southern Command mit etwa 9660 Mann, die in verschiedenen 
Einrichtungen in Panama stationiert sind, sowie rund 1200 Mann 
in Honduras das kleinste der sechs Kommandos." (Gemeint sind 
die Regionalkommandos, die das Pentagon weltweit unterhält - 
J. Sch.) Weiter hieß es im Artikel, daß es jedoch im Falle eines 
Konflikts durch Truppen des auf dem Luftstützpunkt Macdill in 
Florida stationierten U. S. Readiness Command sowie des U. S. 
Atlantic Command in Norfolk (Virginia), das in der Karibik und im 
Atlantik patrouilliert, verstärkt werden würde. „Seit 1983 hat das 
Pentagon die Zahl der jährlichen großen Manöver erhöht und te- 
stet in Honduras praktisch jeden Eventualfall, der in dieser Re- 
gion eintreten könnte. Bei diesen Übungen standen nach Anga- 
ben offizieller amerikanischer Kreise zwei Fähigkeiten im Vorder- 
grund, die im Falle eines Konfliktes in Mittelamerika eine wesentli- 
che Rolle spielen würden: die rasche Verlegung von Truppen und 
Ausrüstungen in dieses Gebiet und die Zusammenarbeit mit der 
honduranischen Armee, die den erwähnten Kreisen zufolge vor- 
aussichtlich bei allen militärischen Unternehmungen der USA als 
Partner fungieren würde. Das Southern Command hat darüber 
hinaus an der Einführung eines immer umfangreicher werdenden 
Militärhilfe- und Beratungsprogramms für Nikaraguas Nachbarn 
El Salvador, Honduras und Kostarika mitgewirkt." 

Daß sechs Präsidenten einflußreicher mittel- und südamerika- 
nischer Staaten am 1. Oktober 1979 nach Panama kamen, unter- 
strich die kontinentale Dimension des Vorgangs. Eine neue politi- 
sche Qualität zeigte sich: Wie selten zuvor bekundeten Regierun- 
gen des Subkontinents ihre antiimperialistische Solidarität. 
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gringos in Panama 


Am Tag der Rückgabe von Teilen der Kanalzone schrieb Omar 
Torrijjos einen Brief an den damaligen mexikanischen Präsiden- 
ten, in dem er anregte, den ursprünglich auf das Jahr 2000 festge- 
setzten vollständigen Abzug der gringos zu beschleunigen. Torri- 
jos wünschte die „Konsolidierung der panamaischen Souveräni- 
tät". Er kritisierte das „Imperium, das vorgibt, die Souveränität 
einer Nation zu überwachen, die nicht die seine ist, und die 
Würde des Volkes ignoriert". 

Bei einem nie ganz geklärten Flugzeugabsturz kam Torrijos am 
31. Juli 1981 ums Leben. Seine Idee indes lebt weiter. Panamas 
patriotische Kräfte drängen die Präsenz der US-Amerikaner im- 
mer weiter zurück. 


Die Schule der Diktatoren 


Michael Sierra stand auf der Treppe vor dem Hauptportal. Mit un- 
bewegtem Gesicht sah er dem Vorbeimarsch der Offiziere und 
Soldaten zu. 

Es war das letzte Defilee, das der dreiundvierzigjährige Oberst 
aus Texas als Direktor der „U. S. Army School of the Americas" 
hier erlebte. Die Schule schloß an diesem 21. September 1984. 
Am 1. Oktober ging sie in den Besitz der panamefios über. Bis zu- 
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letzt hoffte Michael Sierra, daß die Einrichtung dem Pentagon er- 
halten bliebe. 

Die Regierung der mittelamerikanischen Republik beharrte dar- 
auf, daß die panamefos die Direktion übernahmen. Michael 
Sierra holte also Orden hervor, die man ihm im Vietnamkrieg ver- 
liehen hatte, und gab Befehl zum Abschiedszeremoniell. Zum 
letztenmal zeigten sie Flagge, die „Stars and Stripes" und die 
Fahnen mittel- und südamerikanischer Staaten. 

Daß Kubas Fahne fehlte, war seit dem Sturz der Batistadiktatur 
üblich. Ungewollt konnte man sich einer Niederlage erinnern, 
denn auch Batistas Söldner hatte man hier gedrillt. Die Revolutio- 
näre um Fidel Castro, das kubanische Volk besiegte sie. 900 Bati- 
stasöldner waren durch diese Schule gegangen. 

Daß jetzt die Fahne Nikaraguas unten blieb, denn auch aus die- 
sem Lande kam seit Sommer 1979 niemand mehr zur Ausbildung, 
verwunderte keinen der Angetretenen. 

Einst bildete man auf diesem 300 Hektar großen Areal nur US- 
Offiziere aus, die in der Panamakanalzone stationiert waren. Erst 
später füllten Militärs aus lateinamerikanischen Staaten die 
Räume der Schule, die früher einmal ein Hospital war. Zu den of- 
fiziel verkündeten Lehrplanzielen gehörten, ein harmonisches 
Verhältnis zwischen den Militärs aus den Vereinigten Staaten 
und denen aus Mittel- und Südamerika herzustellen, ein besseres 
Verständnis für die USA bei den südlichen Nachbarn zu errei- 
chen, die Außenpolitik, die Sicherheit und den Wohlstand der 
Vereinigten Staaten zu fördern. 

Robert McNamara, der als Verteidigungsminister unter Präsi- 
dent Kennedy auch für diese Schule verantwortlich war, wußte 
sehr wohl den Wert der Einrichtung zu schätzen: „Die Militärs 
sind kommende Führer in ihren jeweiligen Nationen. Die Freund- 
schaft mit ihnen ist für die amerikanische Union unbezahlbar." 

Und Washington ließ sich den Schulbetrieb einiges kosten. In 
den 38 Jahren brachte es dafür fast 300 Millionen Dollar auf. 
45 331 Offiziere aus Lateinamerika studierten in Fort Gulick. Sie 
zu drillen erforderte noch nicht einmal den Kostenaufwand, den 
Washington 1985 für eine Intervention in EI Salvador eingeplant 
hat. Die „Schule der Amerikas" war also in all den Jahren eine 
vergleichsweise billige Investition, zumal manche der Absolven- 
ten den Vereinigten Staaten später unschätzbare Dienste erwie- 
sen. Unter den jliustren Absolventen fanden sich nicht wenige, 
die zu Verteidigungsministern, Heeresoberbefehlshabern, Chefs 
von Generalstäben und erfolgreichen Putschisten avancierten. 
Hugo Banzer, der den Sturz des progressiv orientierten Generals 
Juan Jose Torres betrieben hatte, herrschte 7 Jahre lang in Boli- 
vien. 

Mancher Grundstein für einen späteren Staatsstreich wurde in 
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dieser „Schule der Diktatoren" gefegt. Pinochet besuchte sie, wie 
auch die Garde der argentinischen Staatsstreichoffiziere von Vi- 
dela bis Galtieri. Hier holten sie sich ihr Rüstzeug. 

Die meisten indes schickte Somoza aus Nikaragua. Doch die 
4693 somozistischen Militärs konnten den Sieg der Sandinisten 
im Sommer 1979 nicht verhindern. Daß in letzter Zeit vornehmlich 
Salvadorianer anreisten, verwundert niemand. Allein in den Jah- 
ren seit dem Sturz der Romerodiktatur, also seit Oktober 1979, 
kamen über 3000 Mann. Schnell durchliefen sie die Ausbildungs- 
stätte, denn schnell sollten sie wieder gegen die guerrilleros in EI 
Salvador zu Felde ziehen. Daraus ließ sich so manche Schlußfol- 
gerung über die Sorgen Washingtons und seiner engsten Ver- 
bündeten in der Region ziehen. 

Die Schule bildete „die größte Ausgangsbasis der Destabilisie- 
rung Lateinamerikas", erklärte der ehemalige panamaische Präsi- 
dent Jorge Illueca bei Schulschluß. Er sorgte energisch dafür, 
daß die Anstalt, wie in den 1977 zwischen der Carterregierung 
und Präsident Omar Torrijos ausgehandelten Verträgen vorgese- 
hen, geschlossen wurde. Illueca mußte dabei auch Widerstände 
im eigenen Land überwinden. Unternehmer plädierten dafür, die 
Einrichtung nicht zu schließen. Immerhin brachte sie der mittel- 
amerikanischen Republik 20 Millionen Dollar jährlich ein. Doch 
die politischen Erben Torrijos setzten sich durch. Die 80 Kilome- 
ter östlich von Panama-Stadt in einem Dschungelgebiet gelegene 
„Escuela de las Americas" war zu einem verhaßten Symbol über- 
mächtiger US-amerikanischer Präsenz geworden. 

Daran änderte sich auch nichts, als die gringos das Bild und 
den Lehrbetrieb dieser Schule allmählich zu ändern versuchten. 
1956 wurde Spanisch zur Unterrichtssprache. Ausbilder aus la- 
teinamerikanischen Armeen rückten zu den Lehrern aus den Ver- 
einigten Staaten auf. Zum Schluß waren es 40 Prozent der insge- 
samt 180 Offiziere und Unteroffiziere, die aus mittel- und süd- 
amerikanischen Ländern kamen. Das Programm indes richtete 
sich nach wie vor an den miilitärstrategischen Interessen der USA 
aus. Die 22 Kurse waren vor allem der Instruktion zur Bekämp- 
fung von Aufständischen Vorbehalten. Der antiimperialistische 
Volkskampf in Mittelamerika machte sich also indirekt auch im 
Programm der Schule bemerkbar. 

Zum Schluß ging die Entwicklung in Lateinamerika über diesen 
Pentagonableger hinweg. Washington mußte sich nach einem 
anderen Ausbildungslager umsehen. Zwar blieben den Vereinig- 
ten Staaten noch 17 andere militärische Einrichtungen in Pa- 
nama. Doch mit der Schließung der Militärakademie ging ein be- 
sonders makabres Kapitel imperialistischer Einflußnahme in die- 
sem Teil der Welt zu Ende. 

Panama ist zugleich ein Stück auf dem Weg zur nationalen 


149 


Selbstbestimmung vorangekommen. Dies gehört zum Wandel in 
der Region, mit dem abzufinden sich die Vereinigten Staaten 
nach wie vor offensichtlich schwertun. 

Fast zur gleichen Zeit, da die US-Armeeschule schloß, weiger- 
ten sich die Honduraner, an der von US-Offizieren betriebenen 
Militärschule in Puerto Castilla an der honduranischen Atlantikkü- 
ste salvadorianische Soldaten auszubilden. Puerto Castilla er- 
scheint demnach auch als kein geeigneter Ort. Wohin also? So 
verbarg General Fred Woerner, Kommandant der Brigade 193, 
die in der Kanalzone stationiert ist, seine Sorgen hinter der Be- 
hauptung: „Wir haben Pläne ausgearbeitet, um die Tradition der 
‚Escuela de las Americas’ woanders aufrechtzuerhalten." 

Es wollte zum Abschluß in Fort Gulick keine rechte Stimmung 
aufkommen. Daß die Plätze für andere Schulen dieser Art in La- 
teinamerika knapp sind, dürfte nicht zuletzt die Erklärung dafür 
sein. Selbst das Kino mit seinen 1000 Plätzen zog kein Publikum 
mehr an. Dabei versprach der Titel des letzten gezeigten Films ei- 
niges: „Top secret". Für Fort Gulick gilt dies nicht mehr. 


Überraschung auf honduranisch 


Er flog nach San Pedro Sula. In der feuchtheißen Stadt nahe der 
honduranischen Karibikküste erwarteten ihn die Unternehmer. In 
der Handelskammer des Ortes, der als Wirtschaftsmetropole des 
mittelamerikanischen Landes gilt, leitete er eine Versammlung 
der „Assoziation für den Fortschritt von Honduras". Wer etwas in 
der Wirtschaft des mittelamerikanischen Staates erreichen 
wollte, fand sich ein. 

General Gustavo Alvarez wußte also, wen er vor sich hatte. 
Seine Referenzen verhalfen schon manchem in dieser Runde zu 
Macht und Geld. Und auch der General versprach sich von den 
Anwesenden einiges. Immerhin steuerte er die Präsidentschaft 
über dieses Land an. Sie wäre der Höhepunkt seiner Karriere ge- 
wesen, die 1982 mit dem Oberbefehl über die Streitkräfte begon- 
nen hatte. Alvarez erhielt dafür von den Unternehmern in San Pe- 
dro Sula über 60 000 Dollar Startkapital. Es war das Doppelte sei- 
nes Jahresverdienstes, was er da ins Köfferchen packte. Und die 
alte Garde der mit den Militärs liierten Nationalen Partei war be- 
reit, noch mehr zu geben. 

Das Machtkartell, dem Alvarez vorstand, verfügte über lukra- 
tive Pfründe. Daß einträgliche Posten und private Geschäfte in 
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Honduras gut funktionierten, war ein offenes Geheimnis. Ähnlich 
wie im benachbarten EI Salvador wandten sich auch die hondu- 
ranischen Militärs früh der Wirtschaft zu und wickelten über 
ihre „Bank der Streitkräfte" Geschäfte ab, die ihnen Millionenge- 
winne einbrachten. Alvarez versuchte sich als Großaktionär der 
US-amerikanisch-honduranischen Firma „Union Star" im Waffen- 
und Spirituosenhandel. Und auch der Millionen-Dollar-Verteidi- 
gungshaushalt beschäftigte ihn. Die Hälfte davon zweigte er auf 
seine Privatkonten in Miami, Panama und in der Schweiz ab. Der 
Sechsundvierzigjährige schien keine Grenzen zu kennen. 

Seit 1983 hatten er und seine Gefolgschaft den Obersten Rat 
der Streitkräfte, dem 40 Offiziere angehören, kaltgestellt. Alvarez 
baute sich einen „Rat für nationale Sicherheit" auf, über den er 
auf die Regierungspolitik zunehmend Einfluß ausübte. Daß er 
ganz im Sinn der Mittelamerikapolitik des offiziellen Washington 
handelte und Honduras von der Bananenrepublik zum Frontstaat 
entwickeln half, trug ihm Lob und Zuspruch aus den USA ein. 
Das Pentagon ehrte ihn, und auch andere Stellen in der US- 
Hauptstadt erwiesen ihm die Honneurs. In der US-Botschaft und 
der CIA-Zentrale in Tegucigalpa ging er ein und aus. Immerhin 
hielt er sich zugute, das Militärabkommen mit den Vereinigten 
Staaten gegen die Bedenken und den Widerstand vieler hon- 
duranischer Parlamentarier im Kongreß durchgesetzt zu haben. 
Als es zur Abstimmung kam, ließ er Panzer auffahren. 

Alvarez predigte den Krieg mit dem benachbarten Nikaragua. 
Das bestimmte auch seine Rede vor den Unternehmern in San 
Pedro Sula. Von dort rief er noch am selben Tag in der Residenz 
des damaligen US-Botschafters in Tegucigalpa an, bei John Di- 
mitri Negroponte, um dem ersten Mann in Washingtons diploma- 
tischer Dependenz in Honduras vom Verlauf des Treffens zu be- 
richten. Negroponte soll Mühe gehabt haben, den Eifer des Ge- 
nerals zu zügeln. 

Denn spätestens zu diesem Zeitpunkt mußte Negroponte wis- 
sen, daß möglicherweise Alvarez' letzte Stunde als General ge- 
kommen war. Luftwaffenchef General Walter Lopez hatte ihn auf- 
gesucht und ihm gesagt, was da gegen den „starken Mann", den 
„Mann Washingtons" seit über drei Monaten im Gange war. Eine 
kleine Gruppe von Oberstleutnanten und Majoren beabsichtige, 
Alvarez zu stürzen. Es war die Sensation. Dem dichten Netz der 
von der CIA bezahlten Spione waren die Vorbereitungen zu die- 
sem Coup entgangen. Von der sprichwörtlichen Geschwätzigkeit 
der Leute in Tegucigalpa konnte mit einemmal keine Rede mehr 
sein. 

Wer waren die Konspirateure? Junge Offiziere, keiner älter als 
40 Jahre. Sie absolvierten gemeinsam vor Jahren die „Kriegs- 
schule". Aber nicht allein das verband sie, sondern ihr Hang zur 
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Reformpolitik, wie sie vor über einem Jahrzehnt die Militärregie- 
rung von Osvaldo Löpez Arellano praktizierte; eine Politik, die in 
manchem an die Schritte der Militärs in Peru und Panama erin- 
nerte. Zugleich widerte sie die Korruption an, die innerhalb und 
außerhalb der honduranischen Streitkräfte wucherte, seit Alvarez 
das Oberkommando innehatte. Und noch eins beunruhigte diese 
Gruppe von jungen Offizieren: der „schmutzige Krieg", in den 
Honduras zunehmend von den gringos verwickelt ist. Sie stimm- 
ten dem ehemaligen Rektor der Nationalen Autonomen Universi- 
tät von Honduras Jorge Arturo Reina zu, der erklärte: „Mein Va- 
terland ist ein einzigartiger Fall auf der Welt. Es besitzt eine ge- 
wählte Regierung und beherbergt auf seinem Boden vier Heere, 
drei davon ausländische: das von Honduras selbst, das der Gene- 
ral Alvarez in eine Besatzungsmacht verwandelt hat; zweitens 
das aus den USA, das sich seit 1983 unter dem Vorwand ständi- 
ger Militärmanöver hier aufhält und die tatsächliche Macht aus- 
übt; drittens die konterrevolutionären Banden, die von \Washing- 
ton ausgehalten werden und sich im Grenzgebiet zu Nikaragua 
aufhalten; und viertens die salvadorianischen Streitkräfte, die in 
Puerto Castilla, ebenfalls von den USA finanziert, ausgebildet 
werden." 

Anführer der Offiziersgruppe war Oberstleutnant Mario 
Amaya, dem seine Lehrer „außergewöhnliche Intelligenz und mi- 
litärische Kühnheit" bescheinigten. Am 21. Dezember 1982 avan- 
cierte er zum Bataillonschef der Cobras-Truppe, einer Spezialein- 
heit zur gerrillero-Bekämpfung. Freunde von Amaya wurden 
gleichzeitig zu Truppenkommandeuren befördert. 

Das erleichterte ihr Vorhaben, das sie bereits in der Osterwo- 
che 1983 realisieren wollten. Um die Hauptstadt waren Ende März 
1983 3000 Soldaten stationiert worden. Noch in San Pedro Sula 
wurde Alvarez von seinen Leibwächtern weggelockt und entwaff- 
net. Auf der Luftwaffenbasis Hernän Costa Mejia in Tegucigalpa 
legte man ihm die Rücktrittserklärung vor. Er unterschrieb zähne- 
knirschend. Dann flog man ihn nach Kostarika aus. Dort ange- 
kommen, erklärte er Journalisten, die ihn nach dem Warum sei- 
nes Rücktritts fragten: „Man sagte mir, es gäbe hier nichts mehr 
für mich zu tun." 

Mit Alvarez verschwanden vier andere Generale. Neuer Chef 
der Streitkräfte wurde Luftwaffenbefehlshaber Walter Löpez, den 
die Verschwörer erst kurz zuvor ins Vertrauen gezogen hatten 
und der sich ausbat, die US-Botschaft zu informieren. 

Die eigentlichen Verschwörer zogen es vor, die Kommandoge- 
walt über die Truppen und Waffen zu behalten. Vier revolutionäre 
Organisationen des mittelamerikanischen Landes verlangten kurz 
darauf, ermutigt auch von dem, was in den Streitkräften ge- 
schah, das Ende der US-Einmischung in Honduras und der Ag- 
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gression gegen EI Salvador und Nikaragua sowie die Aufklärung 
der Verbrechen des Exgenerals, der sich nach Miami abgesetzt 
hatte, wo er eins seiner Konten besitzt. 


Im politischen Trubel 


Noch bis zu Beginn der achtziger Jahre verlief das politische Le- 
ben in Honduras ruhiger als bei den Nachbarn. Gewiß hatte das 
etwas mit der sozialökonomischen Entwicklung in diesem knapp 
4 Millionen Einwohner zählenden Land zu tun. Es gehört neben 
Haiti zu den ärmsten der Region. Honduras' Expräsident Ramon 
Ernesto Cruz verglich einmal die Wirtschaftslage in seiner Heimat 
mit einem „Skelett, dem kaum noch Haut über die Knochen gezo- 
gen werden könne". 

Ende des vorigen Jahrhunderts nistete sich das Dollarkapital in 
Honduras ein. Es bestimmte weitgehend die wirtschaftlichen, so- 
zialen und politischen Verhältnisse in diesem Land. Später als 
beispielsweise im benachbarten EI Salvador zeigten sich in Hon- 
duras Tendenzen einer bemerkenswerten wirtschaftlichen Ent- 
wicklung. Sie brachten neue Schichten der Bourgeoisie hervor. 
Reibereien zwischen der traditionell konservativ eingestellten 
Bourgeoisie, die sich politisch in der Liberalen und Nationalen 
Partei gruppiert hatte, und reformbereiten Kräften, die auch zeit- 
weilig im Militär anzutreffen waren, setzten ein. Dennoch über- 
wiegt, was der christdemokratische Parlamentsabgeordnete 
Efrain Diaz in der Klage zum Ausdruck brachte: „Regierung, 
Streitkräfte und die USA sehen in Honduras alles in Funktion des 
Antikommunismus." Terrorgesetze nehmen der ohnehin schwa- 
chen Linken jede Möglichkeit zur Betätigung. Die bewaffneten 
Gruppierungen, wie die „Nationale Befreiungsfront Morazan" und 
die Befreiungsbewegung „Cinchonero", sind harten Verfolgun- 
gen ausgesetzt. Die „Patriotische Front Honduras", in der über 60 
politische, gesellschaftliche, religiöse und studentische Organisa- 
tionen vereint sind, hat einen schweren Stand in einem Land, das 
von der Bananenrepublik zum Frontstaat ausgebaut wird. 

Eine knappe Autostunde von der Hauptstadt Tegucigalpa ent- 
fernt liegt der Luftwaffenstützpunkt Palmerola. Von hier starten 
Tag und Nacht die „Beechcraft"- und „Mohawk"-Aufklärer zu 
Spionageflügen über die Nachbarstaaten EI Salvador und Nikara- 
gua. Seit 1983 üben honduranische und US-amerikanische Trup- 
penin nahezu ununterbrochener Folge. Honduras ist zum wich- 
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tigsten militärischen Verbündeten der USA in Mittelamerika ge- 
worden. Seine Luftwaffe ist die modernste in diesem Raum. Hier 
ist eine militärische Infrastruktur errichtet worden, die einen 
Überfall auf Nikaragua und das militärische Eingreifen in EI Salva- 
dor ermöglicht. 


Von Kolumbus, Bolivar 


und dem 
„zweiten Unabhängigkeitskampf“ 


„Um zwei Uhr früh tauchte das Land vor ihnen auf, sie waren 
etwa zwei Meilen davon entfernt. Sie holten alle Segel ein und 
behielten nur die Brefock am Mast, das ist ein Großsegel ohne 
Nebensegel, und drehten bei; so ließen sie die Zeit bis zum Frei- 
tag verstreichen, an dem sie eine kleine Insel der Bahamas er- 
reichten, die in der Sprache der Indios Guanahani genannt 
wurde." Diese Eintragung findet sich unter dem Datum Donners- 
tag, 11. Oktober, im Schiffstagebuch des Christoph Kolumbus. 69 
Tage war er in jenem historischen Jahr 1492 bereits unterwegs, 
als er auf die Bahamainsel stieß. Der Admiral im Dienst der spani- 
schen Krone hatte einen neuen Kontinent entdeckt. 

1992 werden es 500 Jahre her sein. Nicht nur in Spanien rüstet 
man sich für dieses Jubiläum, auch in Lateinamerika. Immerhin 
ist für die meisten der heutigen lateinamerikanischen Staaten ei- 
ner fast vierhundertjährigen gemeinsamen Geschichte zu geden- 
ken, die ihnen manches, beispielsweise die Sprache, gegeben, 
vieles unterdrückt, wenn nicht gar für immer beschädigt hat, so 
die indianische Kultur. „Sicher sind Chiles Probleme nicht die Ko- 
lumbiens, und ein bolivianischer Indio hat wenig mit einem Neger 
der Antillen zu tun. Aber die Vielfalt der Situationen, Rassen und 
Landschaften kann die Einheit der Sprache und Kultur nicht ver- 
leugnen." Dies schreibt der mexikanische Dichter Octavio Paz. 
Und er meint: „Lateinamerika ist ein Subkontinent, der durch die 
Verquickung eingeborener Oligarchien und militärischer Macht- 
haber mit dem ausländischen Imperialismus gespalten ist. Ver- 
schwinden diese Mächte - und sie werden es! -, so verändern 
sich auch die Grenzen." Traum vom geeinten Lateinamerika?! 

Wohl keiner hat so sehr davon geträumt wie dieser Mann: Si- 
mon Jose Antonio Santisima Trinidad Bolivar y Palacios; genannt 
El Libertador (Der Befreier). Er stellte die überragende Figur des 
Befreiungskampfes gegen die Spanier dar, eines Kampfes, der zu 
den bürgerlichen revolutionären Veränderungen jener Zeit ge- 
hörte. 
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Am 24. Juli 1783 wurde Simön Bolivar, unter diesem Namen 
kennt man ihn eher, in Caracas, der Hauptstadt des damaligen 
Generalkapitanats von Venezuela, geboren. Sohn einer aristokra- 
tischen Familie, deren Vorfahren im 16. Jahrhundert nach Ame- 
rika gekommen waren. Die zweihundertste Wiederkehr seiner 
Geburt war Anlaß, sich des Werkes dieses großen Lateinamerika- 
ners zu erinnern. Die kubanische Zeitschrift „Casa de las Ameri- 
cas" schrieb aus diesem Anlaß: „Bolivar half bei der Geburt einer 
Welt und war den realen Möglichkeiten dieser Welt voraus. Die 
Klasse, aus der er hervorgegangen war, fühlte sich erschreckt 
von der Kühnheit dieses ‚Sonnenmenschen' (um Marti zu zitie- 
ren), und die Massen besaßen noch nicht diese Geschlossenheit 
und Artikulation, die es ihnen ermöglicht hätten, die Revolution 
bis zur letzten Konsequenz zu entwickeln, die in ihm keimte und 
sich radikalisierte. Bolivar wurde auf seidenen Kissen geboren 
wie viele andere auch, die später große Volksführer wurden. Er 
starb jedoch völlig verarmt, verstoßen und verfolgt von den Be- 
schimpfungen dieser in Seide Gekleideten. Seine natürliche 
Heimstatt ist unser Kontinent, und ganz besonders das neue 
Amerika; das Amerika, von dem Marti träumte; das Amerika, für 
das in der Moncada gekämpft wurde; das Amerika, das heute in 
Ländern wie Kuba errichtet wird, in Nikaragua, das Amerika der 
Mestizen, das antiimperialistische, gerechte und volkstümliche 
Amerika. Das Blut, das heute in Mittelamerika vergossen wird, 
bringt den vortrefflichen Venezolaner zum Leben zurück, vor dem 
wir uns verneigen, wegen seiner Größe, seines bewegten Her- 
zens, seiner Führerpersönlichkeit, wegen der Verkörperung der 
besten Werte unserer großen Heimat. Seine Schlachten gehören 
nicht nur der Vergangenheit an. Sie werden jetzt und so lange 
fortgeführt, bis die herrlichen Ziele des Libertadors, seiner Mit- 
streiter und unsere Ziele Wirklichkeit geworden sind." 

Simön Bolivar focht für die erste Unabhängigkeit der Latein- 
amerikaner. Er erstritt mit seinen Kämpfern die politische. Seit 
langem streben die Lateinamerikaner nach der zweiten. Es ist vor 
allem die Unabhängigkeit vom Imperialismus. Der Kampf darum 
ist heftiger denn je entbrannt. In ihm und mit ihm vollendet sich 
ein entscheidendes Stück lateinamerikanischer Geschichte wie 
Menschheitsgeschichte. 

Viele Gemeinsamkeiten aus Geschichte und Kultur, aus sozia- 
lem Erleben, aus Not, aus Niederlagen und Revolution lassen Mil- 
lionen Lateinamerikaner nicht nur näher zusammenrücken, son- 
dern sind auch ein Unterpfand dafür, wie die kommunistischen 
Parteien des Halbkontinents bereits 1975 erklärten, „daß die 
große, vor ihren Völkern stehende Schlacht zum zweiten und 
endgültigen Unabhängigkeitskampf wird". 
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